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V0rwcri

Seit nunmehr 14 Jahren ist der Schwangerschaftsabbruch in Österreich
bis zum 3. Monat straifrei.

Bei Einführung dieser Regelung wurden als begleitende Maßnahmen in
ganz Osterreich Fami'iienberatungssteilen gegründet, die vom Familien-
ministerium gefördertvverden. Die Beratungsstellen soliten in erster Linie

schwangeren Frauen in Konfliktsituationen helfen.

Die vorliegende Studie bietet eine qualitative und quantitative Situations—
analyse der Tätigkeit der Famiiienberatungsstelien im Bereich der
Schwangerschaftskonfliktberatung.

Signifikantes Ergebnis ist, daß große soziaie Barrieren bestehen, Bera-
tungsstellen bei Problemen der Famiiienplanung oder Schwanger-

schaftskonfliktsituationen aufzusuchen.

Aufgabe derTrägerorganisationen der Familienberatungssiellen wird es
daher sein, für eine Beratung von schwangeren Frauen in Notlagen zu
werben und verstärkte Hilfe aus dern Farmilienhärteausgieichsfonds an»

zubieten‚

Ich möchte auf diesem Wege auch allen Mitarbeitern dieser Studie, allen
voran Frau Dozent Dr. Wimmer—Puchinger, für die hervorragende wis—

senschaftliche Aufarbeitung danken.

Mit dieser Studie ist es erstmals gelungen, eine grundlegende Analyse
auf dem Gebiet der Schwengerschaftskonfliktberatung darzustellen.

hm»ße

Dr. Mariiies Flemming

Bundesministerin für Umwelt,

Jugend und Familie
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1.‚ Zur Situation der leratungssteiien

Mit der Novellierung der 55 1 1 4fi StGB (Schwangerschaftsabbruch) und

der Einführung der Fristenlösung (55 96—98) wurde paraiiei dazu vom

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie eine Reihe von Fa-

milienberatungs‘steilen ais fiankierende Maßnahme initiiert und subven—

tyionieri. in der Zwischenzeit konnten weitere Beratungsstellen in ganz

Osterreich ihre Tätigkeit aufnehmen. Derzeit werden vom Ministerium 74

verschiedene Trägerschaften mitinsgesamt 202 Beratungsstellen ais

Familienberatungstellen anerkannt und subventioniert.

im wesentlichen kann man die Trägerschaf'ten in drei große Gruppen un—

teneiien:

— 21 öffentliche (Land, Magistrat) mit 74 Beratungsstellen

— 18 kirchliche (rk, ev, methodisiisch) mit 67 Beratungsstellen

— 35 private (Vereine) mit 61 Beratungsstellen

in Wien, Niederösterreich und der Steiermark findeisich die größte Dich—

te; Kärnten, das Burgenland und Vorarlberg verfügen über nursehrweni—

ge Einrichtungen. Die überwiegende Mehrzahi der Beratungssteiien fin-

det man in den Ballungszentren und entlang den Hauptverkehrsadern

Für große Teile der Landbevöikerung, v. a im Burgeniand‚ in Tirol, Ostti—

rol, der Obersteiermark, Kärnten und den Grenzgebieien ist der Weg bis

zur nächsten Beratungsstelle sehr weit und das Ziel oft nur mit viel Auf—

wand ZU erreichen. ’

Im Rahmen dieser empirischen Studie wurden die vom Bundesministe—

rium für Umwelt, Jugend und Famiiie geförderten Familienberatungs—

steilen zum ersten Mai einer umfassenden Analyse unterzogen. Die zen—

trale Frage richtete sich dabei auf den konkreten Zugang zur Praxis der

Schwangerschaflskonfiiktberatung, v. &. unter dem Aspekt der regiona—

len Unterschiede und unter Einbeziehung des emotionaien Eriebnis—

aspektes — sowohl auf seiten der Trägerschaft und der Berater ais auch

auf seiten der Klientinnen.

Der zweite Schwerpunkt lag auf der Durchführung des Schwanger-

schaftsabbruchs, seiner quantitativen und qualitativen Aspekte und den

unterschiedlichen regionalen Rahmenbedingungen.

2. Beratung: Luxus oder Prävention

in alien europäischen Ländern wurde die Neuregelung des Schwanger—

schaftsabbruchs mit der Grundkonzeption einer psychohygienischen

Prophylaxe dem Konzept der Familienplanung, der Beratung im

Schwangerschaftskonilikt und der Sexualaufkiärung gekoppelt. lm Zen-

(rum stand die Uberlegung‚ die Frau in ihrer aktuellen Lebensituation zu

beraten, über soziale Hilfen zu informieren und kontrazeptive Möglich—

12



keiten zu thematisieren. Dennoch blieb man gegenüber den Konzepten

zwiespäiiig, mißirauisch und doppelbödig. Die verschiedenen Bera—

tungskonzepte, Schulen und ideologien hinsichtlich der Beratungszieie

bilden unterschiedliche Rahmenbedingungen in denen beraten werden

kann. Durch die unterschiedliche gesetzliche Regelung und ihre Diskus—

sion in der Öffentlichkeit ging man in Österreich einen — im Vergleich zur

BRD— konträren Weg Der Gesetzgebervertrat hierdie Auffassung, daß

eine rechtsverbindende psychologische Beratung in einem Widerspruch

zum Selbstbestimmungsrecht der Frau steht, die die iegistische Basisfür

die gesetzliche Novellierung darstellte. In Ergänzung wurde sie im Rah—

men derflankierenden Maßnahmen als prophyiaktisches Konzept einge—

baut. Das Ziel ist auch hier—vvie bei alien psychologischen Beratungen —

der Kiientin un1er der Voraussetzung von Akzeptanz und Empathie, d. h.

in einem akzeptierenden Beratungsverständnis, die Möglichkeit zu ge-

ben, ihre aktuelle Krisensituation reflektieren zu können, um eine selbst-

verantwortliche und auch verantwortungsbewußte Entscheidung zu tref—

fen. Versagensgefühle bleiben jedoch bestehen, wenn man den Frauen

ihre Schuidgefühle auszureden versucht oder sie von dem überzeugen

möchte, was nach Meinung des Beraters für sie das richtige ist. Aus die—

sem Grund soll das Beraiungsgespräch darauf ausgerichtet sein', die

zweifellos vorhandenen, einander Widerstreitenden Gefühle anzu'5pre-

chen, um das Für und Wider der Entscheidung, Ängste wie Wünsche ab—

wägen zu können und vor dem Hintergrund der realen Möglichkeiten ab—

zuklären. Nur dadurch kann die betroffene Frau aus dem Gefühl heraus

handeln, ihre Entscheidung — zumal eine schmerziiche —- vor sich selbst

vertreten zu können (WiiMMER—PUCHINGER, 1981, 1982 und 1986). ‘

2.1. Spezifikum der Beratung =—

Beratung im institutionellen Kontext

Schwangerschaflskonfiiktberatung nimmt im Rahmen der psychosozia—

ien Beratungsfeider eine einmalige Sonderstellung ein, da sie in wesent—

lichen Punkten von der herkömmlichen Beratungspraxis abweicht;

1. Sie 131 in der Zieldefinition durch gesetzliche Formulierungen weitge—

hendst vorgegeben.

2. Sie basiert daher nicht generell auf Freiwilligkei‘r im Sinn von „selbst

gewählt, ich hole mir Rat und Hilfe, Entlastung von einem Leidens—

druck“. Dies bedeutet: Die Motivation miizuarbeiten, ist oftmals nicht

gegeben. Die äußeren Voraussetzungen sind schwieriger, so daß un-

ter Umständen der Zugang zur Klientin erschwert wird.

3. Formale Rahmenbedingungen erschweren die Beziehungen. Selbst

in Österreich, einem Land ohne indikationeniösung, wird deutlich, daß

13



durch jahrzehntelan9e strafrechtliche Verfolgung die Frauen auch

heute noch Angste haben, nicht akzeptiert und moralisch verurteiit zu

werden, bzw. daß ihre Entscheidung abgelehntwird. Die Beratungssi—

tuation ist daher geprägt von l\/Iißtrauen‚ Unsicherheit, Schuidgefüh—

len, Projektionen und Abwehr.

4. Selbst wenn es unter den — wie oben beschrieben — schwierigen Um—

ständen gelingt, eine gute Kiientin-Berater—Beziehung herzustellen,

so ist der durch die Trägerorganisation bestimmte äußere Kontext für

das weitere Procedere — sowohl für den Berater ais auch fiir die Klien—

tin —von ausschiaggebender Bedeutung. „in derTai sind die betroffe—

ne Frau und die jeweiligen Ärzte ‚Hauptakteure' eines Mehrpersonen-

Stückes an dessen Ende die Entscheidung pro oder kontra Schwan—

gerschafisabbruch steht. Obgleich Akteure in demselben Siück so

darf jedoch nicht verkannt werden daß die ungewollt schwangere

Frau und der jeweilige Arzt nicht nur verschiedene Rollen überneh—

men sondern auch mitvöiiig verschiedenen individuellen Hintergrün—

den und Problemen gleichsam die Bühne betreten “ (M HÄUBLER, B.

HOLZHAUER 1988 8.1)

5. Durch reale sowie subjektive Schuldzuweisungen erleben die Klient—

inr'|en den Berater als eine Art Richter über Gut und Böse, Recht und

Unrecht, möglich und unmöglich.

6. Kontrazeptionsloeratung vor dem Abbruch kann von den meisten

Frauen nicht aufgenommen werden. Vielfach sehen sie sich genötigt

zu sagen: „Ja, ich werde in Zukunft aufpassen“, ohne daß aber ihr

Verhütungsverhalten oder Hemmungen besprochen werden können,

da die Frauen unier der seelischen Anspannung des Abbruchs stehen

und Sexualität zunächst als etwas gelten mag, daß „eh’ nur Unglück

bringt“.

7. Die Notwendigkeit, unter Zeitdruck eine so existentiell wichtige Ent-

scheidung fällen zu müssen, kann besonders leicht Gefühle der Isola-

tion, Hilflosigkeit und Vervvirrtheii in einer Frau auslösen Dieser Zeit»

iaktor wird daherin der Beratungssiiuation als besonders starker Er—

wartungsdruck spürbar.

Die folgende Skizze von KNÖFERL, VO!GT‚ KOLVENBACH (1981, S.

18) illustriert die einzelnen Einflußfak’coren, die auf das System „Bera—

tungsstelle“ einwirken und seine Funktion ganz maßgeblich mitbestim-

men (Abb.1).

Die Beratungsstelle steht einmal in einem engen funktionellen_2usam—

menhang mit der Trägerschaft und ihrer impliziten oder expliziten

\Nert— und Zielorientierung der Beratung. Zum anderen impliziert die mit

der Trägerschaft assoziierte Wertvorstellung eine wesentliche Klienten—

steuerung im Vorfeld der Beratung. HOLZHAUER (1988) konnte in ihrer

empirischen Untersuchung zu Einsieiiungs- und Entscheidungsmustern

14
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betroffener Frauen an 400 Schwangeren, die in Beratungsstellen ver—

schiedenerTrägerschaften (Pro Familia, Arbeitervvohlfahrt, Caritas, Dia—

konie) interviewt worden waren, eindeutig feststellen, daß die Frauen

vorrangig diejenige Beratungsstelle aufsuchten, die ihren eigenen Wert—

orientierungen am ehesien entsprach und somit auch den Erwartungen

an die Beratung. Zwischen den Kiientinnen der einzelnen Trägerschaften

zeigten sich deutliche Unterschiede in folgende Richtung:

* Pro Familie und Arbeiterwohifahrtsberatungssteiien wurden häufiger

mit Erwartungen konfrontiert, die sich direkt auf informationen bezüg—

lich der Durchführung des Schwangerschaflsabbruchs und seinerfor—

malen Voraussetzungen bezogen.

‚ Konfessionelle Beratungsstellen wurden hingegen signifikant häufi—

ger von jenen Frauen aufgesucht die Informationen über Hilfen für

Mutter und Kind erwarteten.

Dies bedeutet, daß die Frauen, die eher dazu tendierten, die Schwanger»

schaft auszutragen, gezielt andere Beratungsstelien aufsuchten als je-

ne, die in ihrer Entscheidungsfindung eher in Richtung Schwanger—

schaftsabbruch tendierten.

Beratung hinsichtlich einer psychoiogischen Konflikiberatung im enge—

ren Sinn wird nur von einem Drittel der Frauen in Anspruch genommen.

Für zwei Drittel hingegen lautet die formulierte Erwartung: „Bescheini—

gung der Beratung“. Bedingt durch die siarke Mißtrauens— und Abwehr—

haitung der Frauen wird eine intrapsychische Klärung weiterhin als „Lu»

xusbedürfnis“ betrachtet und kommt in den strukturellen verbürokrati—

Sieden Beratungsangeboten nur in geringem Maße zum Tragen. Daraus

auf nicht vorhandene Bedürfnisse zu schließen, istjedoch falsch. Unter

den gegebenen Umständen dürfen oder_können sie jedoch nichtformu-

Herr werden. Einen Grund dafür stellt in Osterreich offenbar auch der ei—

nengende Rahmen der Beratungssituation dar und nicht nurdie starre ln—

dikationenregelung in der BRD. Die Verbindungen sind sehr subtii und

komplex: In Österreich besteht keine indikationenregelung. Das heißt

die Frau ist vom Gesetz her nicht gezwungen, einen Grund für den

Schwangerschaftsabbruch anzugeben Um eine Interruptio durchführen

zu können, hat der Arzt— nach geltendem Recht — den Wunsch der Frau

zu akzeptieren. Nach 15 Jahren Fristenregelung zeigt sich nun folgendes

Bild; Rund ein Drittel der Frauen sucht im Schwangerschaftskonflikt eine

Beratungsstelle auf, zwei Drittel wenden sich direkt an den niedergelas—

senenArzt, dersie — entsprechend dem Gesetzfi überdie Durchführung

und mögiiche Folgen des Abbruchs aufklären muß.

Dieses bedeutende psychoprophyiaktische Vorfeld der Beratung agiert

allerdings in einem breiten Vakuum. Es fehlt an Konzepten, an Entla—

stung für die Berater sowie an Multiplikatoren für die Öffentlichkeitsvvir—

kung. Beratung muß vom Nimbus der „Schwäche, Hilfslosigkeit und des

16



sozialen Out“ befreit werden Die rasanten Entwicklungen von verschie—

denen Selbsthilfeorganisationen zeigen, daß ein großer Bedarf an Hilfe

besteht und ungedeckt bleibt. Hier istderGesetz— und Subventionsgeber

aufgefordert, Verbindungsstelien zwischen den einzelnen Hilfsangebo—

ten zu schaffen. Ein weiteres Spezifikum der Schwangerschaftskonflikt—

beratung ist die Dringlichkeit einer aktiven Beratung, die nach Abklärung

der sozialen Rahmenbedingungen den Konfiiktfocus aufspürt und sich

darauf konzentriert.

2.2. Chancen der Beratung

In Österreich sind die Bedingungen für eine Schwangerschaftskonflikt— ,

beratung im Sinne einer klientenzentrierten Beratung sichergünstiger als
in der BRD, da sie keine vom Gesetzgeber vorgeschriebene Conditio si—

ne qua non darsteiien. In erster Linie bedeutet dies mehr Offenheit für die

Klientin—Berater—Beziehung. Damit ist auch die nicht immer einlösbare,

aber doch begründete Hoffnung verknüpft, den Focus des Konfliktes für

die Raisuchende transparenter werden zu lassen. Keinesfalls darf dies

aber bedeuten, daß zusätzlich zur ohnehin extrem angespannten Situa—

tion nun auch die Qualität der Partnerbeziehung in Frage gestellt werden

soll, denn der Harmonisierungsversuch ist sicher eine hilfreiche und not-
wendige Strategie zur Stabilisierung, um nicht alles ausweglos erschei—

nen zu lassen, und muß respektiert werden. Doch kann die Frage, was

die Kiientin glaubt, wie es zu dieser Schwangerschaft kam (Verhütungs-

verhalten zum Zeitpunkt der Empfängnis und die mit der Situation ver-
bundenen Gefühle) helfen, sich der Problematik auch einmal jenseits al—

ler realen und schwerwiegenden Gründe klarer zu werden. Damit zumin»

dest isi die Chance verbunden, die Gleichung — schlechte Partnerschaft
vorher gleich noch schlechtere Partnerschaft nachher — nicht unbedingt

aufgehen zu lassen.

im Hinblick aufdie diffiziie Problematik der Entscheidung (sowohl aus der

Sicht der Frau, als auch aus der Sicht des Mannes) erscheint es günsii—

ger, das Beratungsgespräch zunächst allein mit der Frau zu führen. Erst

nach Absprache mit ihr kann man den Partner miteinbeziehen. Auch

wenn es Widerspruch hervorrufen mag odergeradejetz’i, wo in derfachii»

chen Auseinandersetzung mit dieser Thematik die Rolle des Mannes

mehr beachtet wird, sogar zynisch erscheint, sind Hilfestellungen, Entla—

stungsmomente und Anteilnahme des Partners, soweit er sie überhaupt

geben Wi“, doch nur innerhalb bestimmter Grenzen möglich Der

Schwangerschaftsabbruch bleibt eine Erfahrung, die die Frau macht und

daher von ihr bewältigt werden muß. Umso wichtiger ist daher die Bera—

tung alsgute Voraussetzung fürdas Treffen der Entscheidung Wiefürie—

des hilfreiche Gespräch, sind auch im Rahmen der Schwangerschafts—

konfliktberatung zumindest Akzeptanz und Empathie uneriäßlich (siehe

WHVIIVIER-PUCHINGER, 1986).
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3. Einfiußfaktoren der Beratung

Die Hauptschwierigkeit einer so intimen Beratungsthematik wie Fami—
iienpianung und Schwangerschafiskonfiiktberatung besteht in den so—
zialen Barrieren, eine Beratungsstelle aufzusuchen‚ Weitere wesentli—
che Faktoren sind die regionale Verteilung der Beratungsstellen, das je-
weilige Einzugsgebiet, die Beratungsinhalie, mit denen eine Beratung
assoziiert ist, und der äußere Rahmen, Z. 8. Magistrat oder eine private
Anlaufstelle, ein Verein oder eine kirchliche Trägerschaft Dies impliziert
eine spezifische Erwartungshaltungder Klientel und beeinflußt somitwe—
sentlich ob bzw. mit weichen Probleminhalten eine bestimmte Bera—
tungssteiie aufgesucht wird So hat wie schon erwähnt die Vergieichs—
studie (HOLZHAUER, HÄUBLER 1988) vom Max- Planck— institut ein—
deutig gezeigt, daßm der BRD Beratungsstellen kirchlicher Trägerschaf—
ten mit anderen Emartungshaitungen aufgesucht werden als 2. B. die
Pro Familia—Beretungsstellen. Dieser Aspekt konnte in der vorliegenden
Studie bestätigt werden. Frauen im Schwangerschaftskonflikt, die zum
Austragen der Schwangerschafttendieren, suchen spezifisch eine Bera—
iungssteile nach » vielleicht auch fehlgeleiteten — Erwartungen aus und
nehmen dafür auch weite Anfahrtswege in Kauf.
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1. Einleitung

Bei der vorliegenden Arbeit wurde von den Ergebnissen einer vom BM f.

Wissenschaft und Forschung 1982 beauftragten empirischen Untersu—

chung über die Motive zum Schwangerschaftsabbruch (WiMMER—PU-

CH1NGER, BECK, DIRISAIVIER‚ KUNDI, SCHERER, 1982) ausgegan—

gen. Hier wurde deutlich, daß mehr als die Hälfte aller befragten Frauen

(N = 800) im Falle einer lnterruptio Diskriminierung durch das Kranken—

hauspersonal befürchten. Ebenso wurden von der übemiegenden

Mehrheit der befragten Frauen negative Reaktionen der sozialen Umwelt

gegenüber Frauen mit vo'rausgegangenem Schwangerschaftsabbruch

angenommen.

Zieht man in Betracht, daß diese Untersuchung an Wiener Spitälern

durchgeführtwurde, so legtdies den Schluß nahe, daß Frauen aus ländli-

chen Gebieten, insbesondere aus Westösterreich, in verstärktem Aus—

maß Ressentiments befürchten müssen Darüber hinaus wird angenom—

men, daß die Durchführung des Schwangerschaftsabbruchs' in diesen

Gebieten erschwert ist bzw. eine sehr geringe Transparenz der realen

Möglichkeiten besteht. Weiters konnte in dieser Studie gezeigt werden,

daß selbst in der Stichprobe der Frauen, die sich zum Austragen der

Schwangerschaft entschieden hatten, mehr als ein Drittel —- zumindest

im erstenTrimenon —Zweifel an derRichtigkeit derEntscheidung angab.

in einer weiteren Studie über psychosoziale Faktoren der Risikoschwan—

gerschaft (WIIVIIVIER—PUCHINGER, 1984) konnte dieser Aspekt eben—

falls bestätigt werden.

Aus diesem deutlichen Hinweis auf die genereil als ambivaient erlebte er—

ste Phase der Schwangerschaft läßt sich folgem, daß für eine große An-

zahl von Familien eine emotionale und soziale Streßsituation gegeben

ist, in der ein Entscheidungsprozeß in einer gegebenen, relativ kurzen

Zeitspanne vor sich gehen muß‚ Wie die langjährigen Expertenerfahrun—

gen über Schwangerschaftskonfliktberatung in der BRD — unter der Be—

dingung einer Indikationenlösung (d. h. die Frau muß ihre Entscheidung

vor einervom Staat dazu iegitimierten Kommission (Psychiater und/oder

Arzt und Berater) vertreten ‚ eindeutig zeigen, kann eine Entscheidung

unter diesem Druck kaum psychisch verarbeitet werden (FRICK, 1980;

POETTGEN, 1986).

Die Konfrontation mit einer dafür installierten und mit Entscheidungsbe—

fugnis ausgestatteten Kommission bedeutetfür die Frauen eine Abhän—

gigkeit von Personen oder Personengruppen, in deren Ermessen die

endgültige Entscheidung liegt Ein ungleiches Machtverhäitnis ist die

Folge dieser Konfrontation, daden Experten Entscheidungsgewait über—

tragen wird, die betroffenen Frauen hingegen keinen Experten als „An—

wait“ ihres Anliegens zur Seite haben. Dem formalen Entscheidungs—
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rahmen, d. h. den konkreten Bedingungen, unterdenen die Frau innerlich

zu einer Entscheidung stehen und diese auch nach außen vermitteln

muß, kommt selbst unter der liberaien österreichischen Fristenregeiung

eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu. Ferner kann nicht davon

ausgegangen werden, daß die Beratungs— und Durchführungsbedingun—

gen der Fristeniösung in Osterreich überall gleichwertig sind. Erschwe—

rend für die Beratung wirkt sich der Umstand aus, daß Frauen, die einen

Schwangerschaftsabbruch in Erwägung ziehen, sich sehr deutlich in ei»

ner depressiven Stimmungslage befinden (dieser Gesichtspunkt konnte

ebenfalls in der oben zitierten Studie empirisch nachgewiesen werden)

Aus diesen Überlegungen und Ergebnissen iassen sich folgende neu—

ralgische Punkte für die Beratungssituiation zusammenfassen:

1. Die Beratung erfolgl in einer psychischen Krisensiiuation.

2. Kiieniin Wie Berater stehen unterdem Druck, binnen kurzer Fristzu ei—

ner Entscheidung kommen zu müssen. ‘

3. Die Beratung soil überdie Entscheidungsiindung hinaus noch andere

Funktionen erfüllen (Information über den Vorgang des Abbruchs,

Aufklärung über Verhütung, aber auch Hinweise auf mögliche flankie—

rende Sozial—Maßnahmen, finanzielle Unterstützungen, Förderungen

und deren Beanspruchung).

4. Die Bedingungen der Beratung sind unklar. Einerseits ist Beratung im

Gesetzestext bindend vorgeschrieben, andererseits sind jedoch de—

ren Inhalte nicht genauer ausgeführt, noch ist geklärt, in weichem Ver»

hältnis der Berater und der den Abbruch durchführende Arzt zu stehen

haben.

Von dieser Basis äusgehend, befaßte sich die vorliegende Studie mit fol—

genden Themenschwerpunkten:

— Transparenz der und Zugang zur Beratung

« an die Beratung geknüpfte Erwartungen

— Zufriedenheit mit der Beratung

— Verarbeitung der Beratung

— Bedeutung und Einstufung von Beratung von seiten der Berater und

des Teams.

Eine qualitiativ gute Beratung kann nur in einem sich gegenseitg akzep-

tierenden Team und unter kooperativen Bedingungen mit damit ver—

knüpften institutionen gewährieistet werden.

Die folgende schematische Darstellung (Abb‚ 2) soll die Konfliktbereiche

illustrieren.
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& Forschungsdesägn

— Die Studie ist angelegt als repräsentative Analyse aller in Österreich vorn

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie subventionierten

Einrichtungen zurFamilienberatung.ZielderErhebung wardie systema—

tische Darstellung der bestehenden Angebote, ihrer positiven Auswir—

kungen, aber auch der auftretenden Probleme (2. B‚ finanzielle Engpäs—

se, psychische Uberforderung der Berater infolge fehlender Supervision

usw). Darüber hinaus sollte das Beratungsprocedere transparent ge—

macht werden Einen weiteren Schwerpunkt stellt der Überblick über die

unterschiedlichen Rahmenbedingungen des Schwangerschaftsab—

bruchs dar.

Zur Gewinnung der gesuchten Daten und Beleuchtung des gesamten

Probiemkreises Familienplanung, einschließlich Kontrazeptionsbera»

tung, Sexualberatung und Schwangerschaftskonfliktberatung, wurde

die Studie in drei zeitlich sich überlappenden Phasen bei drei verschiede—

nen Stichproben durchgeführt:

14 Befragung der Trägerschaften

2. Befragung der Berater

3. Befragung der beratenen Frauen (im Auftrag des Bundesministe—

riums für Wissenschaft und Forschung).

21 Stichprobe

Im Erhebungszeitraum 1987/88 wurden in ganz Österreich 74 voneinan-

der unabhängige Trägerschaften mit insgesamt 202 Beratungsstellen

Tab. 1: Überbßick über Trägerschaften und Beratungsstellen

(insgesamt und Stichprobe) nach Bundesländern

Trägerschaften Trägerschafien Bera(ungs- Beratungs-
insgesamt Stichprobe stehen stellen ‘

insgesaml Stichprobe

Wien 1 7 16 39 23

Niederösterreich 9 4 40 9

Oberösterreich 7 4 24 9

Salzburg 6 4 21 5

Tirol 18 9 23 13

Vorarlberg 2 2 6 2

Kärnten 3 3 10 6

Steiermark 15 11 33 15

Burgenland 2 2 6 2

Summe 74 55 202 84
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vorn Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie als Familien—
pianungss‘ielien anerkannt und subveniioniert. Von diesen geförderten
Einrichtungen wurden 55 Trägerschaften und 74 Beratungsstellenin die
Stichprobe aufgenommen, verteilt auf alle Bundesiänder und gestreift
übér alle Arten von Trägerschaften (siehe Tab. 1).
Die Verteilung auf die drei Arten von Trägerschailenmit ihren zugehöri—
gen Beratungsstellen zeigt die folgende Tabelle (siehe Tab. 2).

Tab. 2: ÜberbliCk über Trägerschafien und] Beratungssteiieri
(insgesamt und Stichprobe) nach Bundesländern und Art
der Trägerschaft

Öffentiich Kirchiich Vereine
Bundes? Träger- Beratungs— Träger- Eeratungs— Träger- Beraiungs—
länder schaflen stellen schafien stellen schaften steilen

insg. Such— insg, Siich- insg. Siich— insg. Stich- insg. Slich- insg. Stich-
probe probe probe probe probe probe

Wien 1 1 6 3 4 4 1 1 6 1 2 1 1 22 14
NO 6 2 14 4 3 2 26 5 — * *— —
00 3 1 1 1 5 2 1 1 1 2 2 2 2 2
8139. 1 1 13 2 2 1 3 1 3 2 5 2
T — — — —* 2 1 2 1 1 1 8 21 1 2
V — — — — 1 1 2 1 1 1 4 1
K 2 2 8 5 1 1 2 1 — — — —
Stmk 7 4 19 8 2 2 7 2 6 5 7 5
B 1 1 3 1 1 1 3 1 — — — —

Summe21 12 74 28 18 14 67 20 35 29 61 36

Befragungen wurden in knapp der Hälfte aller Beratungssteiien durchge-
führt. Die Befragungsquote pro Bundesland beträgt zwischen 20% und .
60%. Diese Unterschiede bewirken keinen Mangel an Repräsentativität,
weil sie in erster Linie durch die unterschiediiche Anzahl von Beratungs—
stellen pro Trägerorganisation bestimmt sind. In mindestens je einer Be-
ratungsstelle der 55 von insgesamt 74 Trägerschaften wurde die Befra-
gung durchgeführt, d. h‚ drei Viertei aller Träger sind mit Beraiungsstel»
ieninterviews erfaßt.

in der Phase 3 des Gesamtprojektes wurden im Auftrag des Bundesmini—
steriums für Wissenschaft und Forschung Frauen, die sich infolge einer
ungeplanten Schwangerschaft in einer Konfliktlage befanden und eine
Beratungsstelle aufgesucht hatten, interviewt. Entgegen unseren Erwar—
tungen wurde Schwangarschaftskonfiiktberatung von den Beratern
selbst eher als „Randthematik“ eingestuft (siehe Ergebnisse derTräger—
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und Beratererhebung). Viele Beratungsstellen gaben an, mit diesem

Problemschwerpunkt kaum konfrontiert zu werden. In die weitere Unter—

suchung wurden deshalb nur jene Beratungsstellen einbezogen, für die

Schwangerschaflskonfflik1beu'atung im gesamten Beratungsspek=

mm mehr afls 10% ausmacht. Die Möglichkeit eines breit gestreuten

Samples — v. a. Stadt—Land—Gefälle —Wurde dadurch allerdings (1621—

miert. Beratungsstellen, in denen die Schwangerschafiskonfliktberatung

mehr als 10% ausmacht, fanden sich ausschließlich in den Landes—

hauptstädten, nicht jedoch in kleineren Gemeinden.

Die Interviews wurden in Beratungsstellen an folgenden Orten durchge—

führt: «

— Graz

— lnnsbruck

— Klagenfurt

„ Linz

— Salzburg

— St. Pölten

— Wien.

Ein wesentliches Anliegen der Studie war es, zum einen die Frage des

Zugangs und der Emafiungen‚ die in eine solche Beratung gesetztwer—

den, sowie däeZufr1edenheit mit der Schwangerschaftskonfliktberatung

zu ermitteln, zum anderen die Effekte zu erfassen, die diese Beratung

auf die Entscheidung hat, sowie information darüber zu erhalten, wel—

cher Instanzenweg von den Frauen mit Abbruchwunsch durchlaufen

werden muß In den Beratungsstellen wurden die Frauen deshalb noch

um ein Folgeinterview (bis zu 4 Wochen nach dem Abbruch bzw. nach

der Entscheidung zum Austragen der Schwangerschaft) ersucht (siehe

Tab. 3).

Tab. 3: Zusammensetzung des Samp1es der Frauenbefragung —

nach Bundesländern

vor der Beratung nach der Beratung
n % n %

Wien 90(45%) 50 (41 %)

St. Pölten 47( %) 6 ( 5%)

Linz 8( 9%) 4 ( 3%)

Salzburg 8( 9%) 8 ( 6%)

Innsbruck 2( 6%) 12 (10%)

Klagenfurt 33(17%) 30 (25%)

Graz 9( 5%) 12 (10%)

Gesamt 194(100%) 122(100%)
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Von den insgesamt 220 befragten Frauen gelangten lediglich 194 in die

Auswertung, da entweder die Befragung abgebrochen bzw. falsche An-

gaben für die Kontaktnahme zum zweiten Interview gemacht wurden.

Diese Problematik von NachintervieWs deckt sich mit Angaben ver—

gleichbarer Studien. Selbst die Etablierung von Selbsthiifegruppen für

Frauen mit Schwangerschaftsabbrucherfahrung stößt immer wieder auf

die Schwierigkeit der schweren Verarbeitung dieses Erlebnisses (HOLZ—

HAUER, 1982; GOEBEL, 1984).

2.2.. Procedlere

Nach dem Zufallsprinzip — unter Berücksichtigung der drei Arten von

Trägerschaften — wurden die Trägerschaften und Beratungsstellen für

die Untersuchung ausgewählt. Die Erhebung selbstteilte sich in drei Pha-

sen:

ABB. 3: Stichproben

T R Ä G E R S C H A F T

„: s5(1111> ‘

BERATER („:ma)

mm„mm/i„ 101(36.5%)„ :
" ert/Ärztin „ = 71 (26,5%)
° Psychologe/in „ = H} (15,5%)
° Sonstige n = 31 (12,3%)
° Jurist/in n = 26 ( 9‚b%)

FRAUEN
var der Beratung
n=19k
im Auftrag des BMWF

FRAUEN
nach der Beratung
71 : 122 (65%)
im Auftrag des 311111
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Befragung der Trägerschaften

Befragung der Beraterteams

Befragung der Frauen (im Auftrag des Bundesministeriums für Wis»

senschaft und Forschung)

a) vor der Beratung

b) einige Wochen später (nach dem Abbruch bzw. der Entschei-

dung für das Austragen der Schwangerschaft) (siehe Abb. 3).

‚ In der ersten Phase wurden alle Trägerschaften angeschrieben, über die

Studie informiert die Interviewerinnen angekündigt und die Träger be—

fragt.

Nach Abschluß der ersten Phase und dem Einverständnis der Träger

wurde die Befragung der Beratungsstellenteams durchgeführt.

in der dritten Phase wurden die Frauen mit ihrem Einverständnis und un—

ier Wahrung des Datenschutzes in den Beratungsstellen befragt. Durch

den persönlichen Kontakt der lnterviewerin zu den ratsuchenden Frauen

war es'dann möglich, dieselben Frauen ca. 3 bis 4 Wochen später zur er—

lebten Beratungssituation und zu ihrer Entscheidung — sowohl nachdem

Abbruch, als auch nach der Entscheidung für das Kind — zu befragen.

2.3, Erhebungszeifiraum

Die empirische Datenerhebung erfolgte schrittweise in vierZeiteinheiten:

1. Befragung der Trägerschaften

November 1987 bis Jänner 1988

2‚ Befragung in den Beratungsstelien — Teams, Berater

Dezember 1987 bis April 1988

3. Frauenbefragung vor der Beratung

Mai 1988 bis November1988

4. Frauenbefragung nach der Beratung

Juni 1988 bis Dezember 1988.

2.4. instrumentarium

im Rahmen der empirischen Erhebung wurden die unterschiedlichen

Personengruppen mit einem speziéii fürjede Stichprobe erarbeiteten se—

mi-strukturellen lnsirumentarium befragt. Insgesamt gab es neun ver—

schiedene Fragebögen, und zwar je einen für:

— den Träger

— den Beratungsstellenieiter

— den Berater

— den Arzt

— die Schwester/Assisientin

— Tiefenexpioration

— Frauen vor der Beratung

— Frauen nach der Beratung und abgebrochener Schwangerschaft

— Frauen nach der Beratung und der Entscheidung für das Kind.

WN.“
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2.4.11 . Träger

Der Trägerfragebogen umfaßte die Dimensionen:

— Fragen zur Person

— Information über die Beratungsstelle(n)

— Struktur der Trägerschaft

—- Anstellungsverhältnis und Honorarbasis der Berater
— Erwartungen an die Mitarbeiter

— Beratung und Beratungsschwerpunkte

‚ Image, Bekanntheitsgrad und Zufriedenheit der Beratungsstelle(n)

— Möglichkeiten und Grenzen von Beratung

— Hilfsmitte; bei der Beratung

— Aus— und Fortbildung der Berater

— Einanzierung der Beratungsstellen

— Offentlic‘hkeitsarbeit.

2.4.2. Beratungsstefllenßeiier

Der Fragebogen für den Beratungsstellenleiter umfaßte die Dimensio—
nen:

_ Fragen zur Person

— Zusammensetzung und Aufgabenbereiche des Teams

— Image, Bekanntheitsgrad und Zufriedenheit der Beratungsstelle
— Aus— und Fortbildung der Berater

— Finanzierung der Beratungsstelle

— Offentlichkeitsarbeit

— Klientenprocedere

— Klientel.

2.4.3. Berater

Der Berateriragebogen umfaßte die Dimensionen:
— Fragen zur Person

— Verantwonlichkeit und Zuständigkeit innerhalb der Beratungssteile
— Funktion und Aufgabengebiete innerhalb der Beratungssielle
— Beruflicher Werdegang und Vorerfahrungen

—— Hiifsmittel bei der Beratung

— Aus— und Fortbildung

— Eigene Klientel.

2.4.4. Arzt

Der Fragebogen für den nur medizinisch tätigen und nicht beratenden

Arzt umfaßte die Dimensionen:

— Fragen zur Person

— Verantwortlichkeit und Zuständigkeit innerhalb der Beratungsstelle
# Funktion und Aufgabengebiete innerhalb der Beratungsstelle
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„ Beruflicher Werdegang und Voren‘ahrungen

— Hilfsmitiel bei der Beratung

« Eigene Klientel

— Einstellung zur Schwangerschaftskonfliktberatung.

2.4.5. Schwester/Assistentin

Der Fragebogen für die Schwester/Assistentin umfaßte die Dimensio—

‚ nen:

„ Fragen zur Person

— Funktion und Aufgabengebiete innerhalb der Beratungssteile

* BeruflicherWerdegang und Vorerfahrungen

— Klientel

— Einstellung zur Schwangerschaflskonfliktberatung.

2.4.6. Tiefenexpioraition

Mittels Tiefeninterviews wurden bei }enen Beratern und Ärzten, die inner—

halb der Beratungsstelle die Schwangerschaftskonfliktberatung durch-

führen, zusätzliche spezifische Informationen erhoben.

‚ Klientenprocedere bei der Schwangerschaftskonfliktberatung

— Erfahrungen und Zufriedenheit mit zuweisenden Institutionen

— Image, Bekanntheitsgrad und Zufriedenheit der Beratungsstelle

— Einstellung zur Schwangerschaftskonfliktberatung

» Klientel

— Erleben der eigenen Beratungstätigkeit und Problemfälle bei der Be»

ratung.

2.4.7. Frauen vor der Beratung

Die Befragung der Frauen wurde im Auftrag des Bundesministeriums für

Wissenschaft und Forschung in den Beratungsstellen durchgeführt Der

Fragebogen beinhaltete die Dimensionen:

— Sozioökonomische Daten

A Anamnese dar Schwangerschaften

— Gynäkologische Anamnese

— Wissen über Zyklus und Fertilität

* Partnerschaft « Ehe

— Sexualität

— Verhütung

— Kommunikation mit dem Partner

— Frauenarzt/ärztin

_ Berufstätigkeit

— Feststellen der Schwangerschaft

— Zuweisung zur und Erwartung an die Beratung

— Wissen über das Gesetz (Fristenregelung).
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2.4.8. Frauen nach der Beratung — abgebrochene Schwangerschaft

Aufgrund des persönlibhen Kontaktes der Interviewerinnen wurden diese

Interviews ca, 3 bis 4 Wochen nach der ersten Befragung außerhalb der

Beratungsstellen durchgeführt. Dabei wurden folgende Aspekte ange—

sprechen:

— Entscheidung

— Erleben und Auswirkungen der Beratung

— Rahmenbedingungen des Schwangerschaiisabbruchs

— Verarbeitung des Abbruchs.

2.4.9. Frauen nach der Beratung — Entscheidung fünf das Kind

Unabhängig von der Entscheidung, die die Frau nach dem Beratungsge—

spräch getroffen hatte, wurden aufgrund des persönlichen Kontaktes

auch jene Frauen ein zweites Mal befragt, die sich inzwischen für das

Kind entschieden hatten. Hier ging es um folgende Fragenkreise:

— Entscheidung

— Erleben und Auswirkungen der Beratung

_ Gründe für die Entscheidung.

25. interviews

Wegen derspeziiischen Probiematikwurden alle Befragungen im Einzel»

gespräch von speziell dafür geschulten interviewerinnen durchgeführt.

In der ersten und zweiten Phase (Träger und Beratungsteams) waren

graduierte Psychologinnen mit Erfahrung in Gesprächsführung und In—

terviewtechnik im Felde; in der dritten Phase (Frauenbefragung) bestand

das Team sowohl aus einschlägig erfahrenen graduierten Kolleginnen

als auch aus Disseriantinnen bzw. Dipiomandinnen der Psychologie.

Aus den Eriahrungsprotokoiien und Eindrücken der interviewerinnen

während der Erhebungsphase und einem abschließenden gemeinsa—

men Erfahrungsaustausch konnten noch zusätzliche informationen ge—

wonnen werden.

Die Abschlußsitzungen der ersten beiden lnterviewbhasen (Träger-

schaflen, Beratungsstellen) dienten als Ausgangspunkt für die dritte

Phase (Frauenbefragung). Aufgrund der Beratungsschwerpunkte, dem

jeweiligen Prozentsatz an Schwangerschaitskonfliktberatungen und der

Kooperationsbereitschaft der Beraterteams wurden die Beratungsstel—

len für die Frauenbefragung ausgewählt.

2.6. Gruppeninterviews

Zusätzlich zu den Fraueninterviews wurden wegen niedriger Beratungs—

irequenz im Erhebungszeitraum in je einer Vorarlberger und Tiroler
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Beratungsstelle anstelle der Frauen die Berater befragt. Auf diese Weise

ließen sich noch weitere Informationen und Daten gewinnen, und das

Problem der Schwangerschaflskonfliktberatung, die Partnerprobleme,

Verhütungsfragen bzw. Wissen überZyklusgeschehen Verhütungsfeh—

ler usw. konnten aus der Sicht der Berater und aus deren jahrelanger Er—

fahrung mit der Beratung analysiert werden
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. Ergebnfisse
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' °i„. Anaiyse der “i'rägerschaflen

in der ersten Erhebungsphase wurden dieTräger befragt. Die zentra—

len Fragen befaßten sich mit Struktur Organisaiion, Finanzierung, Öf»

fentlichkeitsarbeit Image, Zusammensetzung der Beraterteams Quali—

fikation der und Anforderungen an die Berater, Aus— und Fortbildung, Su»

pervision, Beratungsschwerpunkte, Möglichkeiten bzw. Grenzen der

Beratung.

|. 1 Struktur und Organisation der

Beratungssteiien

Vom Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Famiiie wurden im Er—

hebungszeitraum 1987/88 202 Beratungsstellen von 74 verschiedenen

Trägerorganisationen als Familienberatungsstellen subventioniert. Bei

den Trägerorganisationen kann man im wesentlichen drei große Grup—

pen unterscheiden: öffentiiche (von Land oder Gemeinde eingerichtet),

kirchliche und Vereine

Die größte Dichte an Beratungssteiien (40) findet man in Niederöster—

reich, also dem flächenmäßig größten Bundesland (siehe Tab. 5) und in

Wien (39), über die geringste Anzahl verfügen das Burgeniand und Vera

arlberg mitjevveiis 6 Beratungsstellen. Die meisten Trägerorganisationen

findet man in Wien (1 7), der Steiermark (1 5) und Tiroi (13), die wenigsten

im Burgeniand (2) und Vorarlberg (2) (siehe Tab. 4).

Tab. 4: Verteilung der Trägerorganisationen nach Bundesländern

Anzahi davon
Bundesland Orgams‚ Land.fi/Gem„ Kirg/hen Vez/eine Stichprobe

B 2 1 (50) 1 (50) 0 2

|< 3 2 (G7) 1 (33) 0 3

N 9 6 (66) 3(34) 0 4

0 7 3 (42) 2 (29) 2 (29) 4

s 6 | (17) 2 (33) 3 (50) 4

St 15 7 (47) 2 (13) 5 (40) 11

T 13 0 2(15) || (85) 9

v 2 0 1 (50) | (50) 2

W 17 | ( 6) 4(24) 12(70) 16

Ö ges. 74 21 (28) 18 (24) 35 (47) 55



Tab. 5: Verteiflung der Beratungsstefllen nach Bundesfländem

Bundesland Anz. davon
0rgams. Land, Gü/emeinde K1rcg/hen Vez/eine Stichprobe

B 6 3 (so) 3 (50) o 2

K 10 8 (80) 2 (20) 0 6

N 40 14 (35) 26 (65) 0 9

o 24 11 (46) 11 (46) 2( 8) 9

s 21 13 (32) 3 (14) 5 (24) 5

St 33 19 (58) 7 (21) 7 (21) 15

T 23 o 2( 9) 21 (91) 13

v 6 0 2 (33) 4 (67) 2

W 39 6 (15) 11 (28) 22 (56) 23

Ö gesamt 202 74 (36) 67 (33) 61 (31) 34

Befragungen wurden in drei Viertel (74%) der Trägerorganisationen

durchgeführt. Bezogen auf die Bundesländer wurde jeweils mindestens

die Hälfte der Trägerorganisationen pro Bundesland befragt. Eine Aus—

nahme stellte ledigiich Oberösterreich dar mit einer Befragung in 4 von 7

Trägerschaften (vgl. Tab. 2).

Von den Beratungsstellen wurde knapp die Hälfte (42%) in die Stichpro—

be aufgenommen. Die Befragungsquote pro Bundesland bewegte sich

zwischen 20% und 60%.

1.1.1. Psychosoziale Versorgung der Bevöflkerung

Ohne Berücksichtigung von Struktur, Öffnungszeiten, Ausstattung, re-

gionale Verteilung usw. derBeratungsstellen, zeigen sich im Rahmen der

psychosozialen Versorgung der Bevölkerung deutliche Unterschiede

zwischen den Bundesländern. Salzburg weist mit 21.100 Einwohnern

pro Beratungsstelle die höchste Dichte auf, Kärnten mit 53.700 die nied-

rigste. Durchschnittlich kommen in Österreich 37.600 Einwohner auf eine

Beratungsstelle. Will man jedes Bundesland auf die Dichte von Salzburg

anheben, so sind insgesamt 156 zusätzliche Beratungsstellen (v. a. in

Niederösterreich, Oberösterreich der Steiermark und Wien) erforder—

lich. Sollen wenigstens die unterdurchschnittiichen Bundesländer auf

den Durchschnitt angehoben werden, so sind zumindest weitere 18 Be—

ratungsstellen notwendig (siehe Tab. 6).

1.1.2. Beratungskapazlität

Angaben über die Öffnungszeiten der Beratungsstellen sowie über An—

zahl von und Dienstzeiten der Berater können zur Schätzung der maxi—
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Tab. 6: Bevölkerung pro Beratungsstelle nach Bundesländern

Bundesland Bev‚/Ber. Stelie Skare Hangp1alz E19. auf
S 09

B 45400 —0.508 6 7 1

K 53700 —1 ‚021 9 1 5 4

N ' 36900 0.124 4 29 —

0 53100 "0.987 8 36 10

S 21 1 00 1 ‚831 1 * —'

St 35900 0.208 3 23 ' — ‘

T 25500 1 253 2 5 ‘—

V 51000 —0.863 7 8 2

W 38900 *0.037 5 33 1

06 Ges 37600 ' 156 18

malen Anzahl von Beratungsfällen‘pro Jahr herangezogen werden. Bei

der Hochrechnung wurde eine Stratifikation nach Bundesiänderh und

Trägertypen vorgenommen. Dabei ergab sich für Osterreich ein Schätz—

wert von 220.000 Beratungsfällen pro Jahr. Diese Zahl entspricht in etwa

der Größenordnung der Berichtsfälle (1986: 175.561 Beratungsfälie).

Die durchschnittliche Auslastung der Beratungssteilen liegt somit bei et—

wa 80%. Berücksichtigt man allerdings die Angaben zu den Mannstum

den pro Fall, so ergibt sich eine Fallzahl von etwa 95.000 Berattmgen pro

Jahr. Das würde bedeuten, daß ein Klient, der die Beratungsstelle auf—

sucht, durchschnittlich in etwa zwei Beratungsbereiche eingeordnet

wird.

Weiters lassen sich die Angaben zum Anteil der Schwangerschaftskon—

fliktberatungen am gesamten Beraiungsvolumen zu einer Schätzung

verwenden, wieviele Klienten auch zu diesem Problem beraten wurden.

Die Berechnung ergab eine Zahl von etwa 10.000 Schwangerschafts—

konflikberatungen pro Jahr. Für das Jahr 1986 wurden 5.885 Abbruch-

beratungen angegeben. Die Diskrepanz zwischen gemeldeten und

hochgerechneten Schwangerschaftskonfliktberatungen läßt den Schluß

zu, daß etwajeder zweite K1ient‚ der zu diesem Problem beraten wird, in

andere Beratungskategorien eingeordnetvvird. Das zeigt auf, daß inner—

halb der Beratungsünstitutionen dieser Beratungsfocus tabuisiert

ist.

1.2. Das Personal! der Beratungsstellen

Der Großteil der BeratLlngssieilen besteht aus Teams von 4 bis 8 Perso—

nen. Darüber hinaus gibt es aber auch Beratungsstellen, die mit weniger
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als 4 Mitarbeitern das Auslangen finden müssen (17%). Di<g größte Be-
rufsgruppe stellen die Sozialarbeiter dar, gefolgt von den Arzten; Psy—
chologen und Juristen sind etwa gleich häufig in den Teams vertréten
(siehe Tab. 7).

Tab. 7: Anzah1 der Beschäftigten pro Beratungssteflße nach
Berufsgruppen

Berufsgruppen Md S

Psychologen

Ärzte

Juristen

Schwestern

Sozialarbeiter

Sonstige

.07QNQF‘T‘f‘ 4>wwm4=ooßGesamt

1.2.1. Teamstrukiur

Beratungssteflen von Land und Gemeinde haben deut!ich weniger %
Beschäftigte 3115 jene von den anderen Trägergruppen. Mit über 8
weisen die kirchlichen BeratungssteHen die durchschnit‘tiich höch-
ste Anzah1 von Beschäftigten auf (siehe Tab. 8).

Tab. 8: Anzahl der Beschäftigten in den Beratungsstellen nach Art
der Trägerschaft

Träger Anzahk (Md) Beratungsstellen mn >«Beschafuglen (%)
Besen ‚3 446 7-9 10—

Land, Gem. 4.9* 23 50 12 15
Kirchen 82 0 23 61 16
Vereine 6.8 18 36 18 28

Gesamt 6.4 17 39 24 20

In den Bundesländern Salzburg, Vorarlberg und Wien findet man die
größten Beratungsteams (siehe Tab. 9).
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Tab. 9: Anzahl der Beschäftigten in den Beratungsstellen nach

Bundesländern

Bundesland Anz Mitarbeiter(i/id)

K 4.4

N, B 52

0 5.0

S 98

St ’ 5.7

T 5.0

V 8.0

W 6.8

Gesamt ‚ 5.4

Auch hinsichtlich der durchschnifliichen Anzahl von Beratern aus

bestimmten Berufsgruppen unterscheiden sich die Beratungssteh

ien verschiedener Träger. Während Beratungssteiien von Land, Ge-

meinde und Kirchen im Durchschnitt nur einen Psychologen beschäfti—

gen, so sind es bei Vereinsträgem zwei. Beratungsstellen von Land und

Gemeinde haben meist nur einen Juristen, während die anderen oft mehr

als einen beschäftigten. In den kirchlichen Beratungssteiien findet man

eine große Zahi von Sozialarbeitern bzw. andere diplomierte Sozialberu—

fe (siehe Tab. 10). ‘

Tab. 10: Berufsgruppen in den Beratungsstellen nach Art der

Trägerschaft

Träger __ Berufsgruppe (Ma der Anzahi)
Psych, Arzie Jurisien Schwester sozialarb. Sonsiige

Land, Gem. 1.2 1.8 1.0* 0.6 1.8 0.6

Kirchen 0.9 1.9 1.6 0,8 4.5* 0.8

Vereine 2.1 * 1.8 1.5 0.5 2.2 0.9

Gesam1 1.4 _ 1.8 1.4 0.6 2.3 0.7

Während bei den Ärzten und insbesondere Juristen der Frauenanteil un—

ter50% liegt, dominieren in den anderen Berufsgruppen die Frauen. Eine

Ausnahme bilden die Psychologen bei öffentlichen Trägern: mit durch—

schnittlich etwa 28% liegen sie signifikant unter den Quoten der anderen

Trägerschaften, ebenfalls der Frauenanteil bei Ärzten.

Die niedrigste Quote weisen mit etwa 9% die Frauen bei den Juristen in

kirchlichen Einrichtungen auf (siehe Tab. 11).
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Tab.1 1: Frauenanteifl nach Berufsgruppen und Ar! der Trägerschaft

Träger _ Berufsgruppe (lv1d der %7Antei1e)
Psych. Arzle Juristen Schwester Sozia1arb. Sonstige

Land, Gem. 22.9* 21.2* 30.8 100 86.4 66.7

Kirchen 55.6 42.4 9.1* 100 77.4* 80.0

Vereine 77.8 47.7 29.8 100 ' 88.9 81 .2

Gesamt 52.5 35.0 24.8 100 852 78.3

Etwas mehr aus ein Viertefi 13er Beratungssteflllen verfüg1 _ über ein

Team, das aus Psychologen, Ärzten, Juristen und Soziallarbeütem zu=

sammengesetzt ist. Bei weiteren 18% der Beratungsstellen komplet—

tiert anstefle des Sozialarbeiters ein Ehe— und Familienberater bzwi ein —

von seiner Grundausbildung her — Lehrer das Team (siehe Tab. 12).

Tab. 12: Teamstruk1tur der leratungssüellßen insgesamt

P/A/J/S 28%

P/A/J/So 18%
A/J/S 15%
P/A/S ' 8%

A/K/S 5%
P/A/K/S 3% —

Sonstige 23%

P . . . Psychologe A . . . Arzt

J . . . Jurist K . . . Krankenschwester

S ‚ . . Sozialarbeiter So . . . Sonstige

In Abhängigkeit von der Trägerorganisafrion unterscheiden sich die

Beratungsstellien hinsichtlich der Teamstruktur signifikant.

Bei den öffentlichen Beratungsstellen bestehen die meisten Teams aus

Psych0loge/Arzt/Jurist/Sozialarbeiter‚ bei den kirchiichen aus Arzt/Ju—

rist/Sozialarbeiter und bei den Vereinen aus Psychologe/Arzt/Jurist/So—

zialarbeiter bzw. Psychologe/Arzt/Jurist/Sonstige (v. a. Ehe— und Fami—

lienberater) (siehe Tab. 13).
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Tab. 13: Teamstrukiur der Beratungsstellen nach Art der Träger-
schaft

Träger ‘ Teamsirukiur (%)
A/J/S P/A/S P/A/J/S P/A/J/So A/K/S P/A/K/S SOHSÜQB

Land, Gem. '8 15 31 0 12 8 26
Kirchen 31 O 15 23 0 0 31
Vereine 14 5 32 36 0 0 13

Gesamt 15 8 28 1 8 5 3 23

1.2.2. Verweildauer und Fluktuation der Berater
insgesamt sind die Teams reiativ stabii. innerhalb der ietzten beiden
Jahre gab es in 48% eier Beratungssteliieru überhaupt keinen Perso-
naiwechsei. Bei Personalwechsel ist am häufigsten die Berufsgruppe
der Ärzte gefolgt von der Berufsgruppe der Psychologen betroffen.
Jur|sten( 5% kaum/gar nicht) und Sozialarbeiier (94% kaum/gar nicht)
wechseln kaum (siehe Tab. 14).

Tab. *i4: Fluk‘tuation insgesamt

Berufsgruppe stark mittel ' kaum gar nichi

Arzt 10% 13% 20% 58%
Jurist 0% 14% 17% 69%
Psychologe 3% 27% 17% 53%
Sozialarbeiter 0% 6% 23% 71 %

Entsprechend der geringen Fluktuation wurden nur wenige Angaben zu

den Gründen angegeben. Bei den Ärzten stand überwiegend die
emotionale und zeitliche Belastung'im Vordergrund. In einigen Bera-

tungsstellen ist die Ursache für die Fluktuation der Umstand daß die
Ärzteim Rahmen ihrer Ausbildung'in die Beratungssteiie kommen.
Auch bei den anderen Beratergruppen steht die emotionale und zeitliche
Beiasiung im Vordergrund (siehe Tab. 15).
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Tab 15: Gründe für die F1uktuatäon

Fluktuationsgründe Arzt Jurist Psychologe Sozialarb.

Teil d. Ausbildung 7% — — —

Honorar 4% ‚ 2% —

keine Aufstiegschancen 4% 2% 4% 2%

keine Profilierung 2% 2% — —

einseitige Arbeit 2% 2% — *

zeitliche Belastung 4% 6% 6% 2%

emotionale Belastung 10% 8% 4% 6%

zu intensive Auslastung 2% 4% — —

1„3. Bekann‘äheiisgn'ad, Zufriedenheit

Auf einer fünfstuflgen Skala (1 = sehr bekannt bis 5 = ganz unbekannt)

gaben die Träger ihre subjektive Einschätzung über den Grad der Be—

kanntheit ihrer Beratungsstellen in der Offentlichkeit ab. Bekanntheits—

grad und Frequenz der einzelnen Beratungsstellen wurden relativ gut

eingeschätzt (Durchschnittsnote 2,4 und 20) (siehe Tab. 16).

Tab. 16: Bekanntheit uno? Frequenz der Beratangsstellen in der Ein—

schätzung der Träger insgesamt

Bekanntheit: bekannt

unbekannt

Mittelbereich

Frequenz: stark

schwach

Mittelbereich

53%

11%

36%

69%

8%

23%

Am bekanntesten sind nach Ansicht der Träger die kirchlichen Bera—

tungsstellen (81%), am wenigsten bekannt die öffentlichen (14%). Ent-

sprechend hoch ist auch die Frequenz der kirchlichen Beratungseinrich—

tungen (91 %) und bei Vereinen (92%). Nur 57% deröffenflichen Einrich—

tungen geben an, stark frequentiert zu sein (siehe Tab. 17).
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Tab. 17: Bekanntheit und Frequenz der Beratungsstelien fin der Ein-

schätzung der Träger nach Art der Trägerschaft

Gemeinde Kirche Vereine

Bekanntheit: ‘ bekannt 47% 81 % 47%

unbekannt 14% 9% 6%

Mittelbereich 39% 10% 47%

Frequenz: stark 57% 91 % 92%
schwach 1 0 % 4 % 6 %

Mittelbereich 33% 5% 2%

Die BeratungssteUen im Land Saizburg sind nach Ansicht der Träger—

schaften am bekanntesten (700%), gefolgt von Niederösterreich/Bur—

genland (63%) und der Steiermark (63%). Entsprechend der Bekannt—

heit ist auch die Frequenz in Salzburg am höchsten (100%), gefoigt von

Kärnten (80%). In diesem Bundesland gaben aber nur 40% der Träger—

schaften an, eher bekannte Beratungsstellen zu führen Daraus läßt sich
schließen, daß die Beratungsstellen in der breiten Offentlichkeit zwar

nicht über einen sehr hohen Grad an Bekanntheit verfügen, die Ausla—

stung aufgrund eines sehr hohen Bekanntheitsgrades in der Zielgrup=

pe bzw. eines gut funktionierenden Überweisungsmod us anderer Nn-
stitutionen dennoch sehr hoch ist (siehe Tab. 18).

Tab. 18: Bekannthei‘i und Frequenz der Beratungsstellen in der Ein-

schätzung der Träger nach Bundesländern

W N/B 0 S T/V K SI

Bekanntheitzbekannt 53% 63% 57% 100% 27% 40% 68%

unbekannt 18% 0% 0% 0% 0% 40% 9%
Mittelbereich 29% 37% 43% 0% 63% 20% 28%

Frequenz: stark 76% 75% 29% 100% 66% 80% 64%

schwach 6% 0% 14% 0% 0% 20% 0%
Mitte|bereich 18% 25% 57% 0% 34% 0% 36%

1.4. Aus= und Fortbildung

Regelmäßige Zusammenkünfte mit den Beratungsstellen geben mehr

als die Hälfte der Trägerschaften an. Wenn man allerdings berücksich—
tigt, daß bei einigen Beratungsstellen derTräger und die Beratungsstelle
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idéntisch sind; réduzié_rt h dies uf 0% "I'mme'rh'ih _einDrittel gibtauch _ '

anmit anderen Beratungsstellen dei Region gemeinsame l\/léetings zu

vera_nstait_en (siehe Tab“ 19 ‚

Tabg'19: Meetingé ihégésami:

Änz'ahi/Jahr(l\fid) _

mit anderen Ber. st '

Ah2ahi/Jähr (I_Vid)

Dié , ufigsieri Mééiihg's mit' 'd'é'rTrägeischaft_fin'd'et, män_ ei kiréhii_ch

‘Béfatun9'séteiie'h (7 3%); dié we ”t ri bei öfféniiichen Eihrichtung,én

(46%) Daraus ioigt,_ daß der Kontakiz'_W|sc,hen Trä9erschafi_und Bera—

timgssteiie bei kirchlichen“ in$tiiuti_on'en, intéhsiver ist als bei siaafiichen,

Bei vereinen (67% regeim ßig_e Meetings mit'der'n Trägér) muß man—

‚ noch berücksichtigen d'aß‘T äg'er ,un'd, Berätungésiellé in vielen Fällen

ideht sind Und sich von daher,5 rate Meeiing$ mit dem Träger bit er—

übrigen uhd ailfäiiige Probléme en Teambesprechungen geklärtWer—

den könne'ri. _, —

Die Anzahl der Meetirig"s mit'der'T'r" er'or'ga'nis'aiion ist üi5ér alie drei Ar- ,

‚ ten von Trägerschaiten gleich (10 bis 12 pro Jahr) Man kann also monat— —— ‘

' lich eine Trägerschaft— Beratungstéärh—Sitzung annehmen abzüglich _“

derUrlaubszeitbzw. derSommérpauäe Den Kon'takimitßeratungsstelé : ‘

len anderér Trägerschaften pflegen, .'a'‚ kirchliche Trägerschafteh ‘

(73%) wohingegen Beratungsstelle'n vönVereinen isolierterzu arbeiten _

scheinen (22% Meetings miia_r_|deren_ B ungssteiien der Region) (sie—

heTab.20) ’ ‚ , . _ ‚ "

' _' Tab." 20|:Meétings hach _Ait ér rag'é sch'_afl

Gemeindé ‚' "

46%

", _ Vereme

73% 67% ‚' ' mitTrägeischaft: regelmäßig

Anzahi/dahr(i\/Id) «io __“11, _

mit anderen Beratungssielie _— 32% “22%

" Anzahi/Jahr (Mai)

Die inténsivsten Kontakie ZW|éche_nT|ä'gjefschäft und B'era'tuhgss'telle

findet man in T|roi/Vorarlberg(100%) gefoig_tvon Kärnten (80%) und der "

Steiermark (_7 3%); die Io$es_ten Kontakte und die séitehster| Meeti_ngsfin—' '



det man in Oberösterreich (14%) Entsprechend ist auch die Häufigkeit
solcher Meetings (12 in Tirol/Vorarlberg, der Steiermark und Nieder—

österreich/Burgenlanc! bis nurmehr 2 in Oberösterreich). Den engsten
Kontakt zu anderen Beratungsstellen in der Region suchen die Salzbur—

gerTrägersohaften (100%), gefolgtvon Wien (41 %), Kärnten (40%) und
Niederösterreich/Burgenland (37%). Die wenigsten Meetings zwischen
Träger und Beratungssteile.findet man in Oberösterreich (2 = 14%) (sie—
he Tab. 21 ). Insgesamt scheint die Gruppenidentität bei kirchlichen Trä—
gerschaften und Vereinen besser ausgeprägt zu sein. Es finden hier

auch regelmäßige Kontakte zu anderen Beratungsstellen statt

Tab. 21: Meetings nach Bundesländern

w WB 0 s T/V K 51

mit Trägerschaft:

regelmäßig 27% 50% 14% 33% 100% 80% 73%
Anzahl/Jahr (I\/Id) 9 12 2 4 12 7 12

mit anderen Ber.st. 41% 37% 14% 100% 33% 40% 18%
Anzahl/Jahr (Mid) 7 7 1 10 7 1 8

1.5. Finanzierung

Die überwiegende Mehrzahl der Beratungsstellen gab als Hauptsubven-
tionsgeber das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie art
Aber auch die Diözesen und Länder und Gemeinden sind wichtige Fi-
nanzquelien (siehe Tab. 22).

Tab. 22: Finanzqueiien der Beratungsstellen insgesamt (Mehrfach-

angaben)

Familienministerium 86%
Diözese 23%
Land/Gemeinde 29%
Sonstige 11%

Die Subventionen des Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Fa—
milie stellen1ür die Beratungsstellen von Vereinen den größten Budget—
teil dar (96%). Kirchliche Beratungsstellen (82%) und öffentiiche (81%)
müssen zirka ein Fünfte! ihres Budgets aus anderen Quellen finanzieren.
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Die kirchlichen Beratungsstellen werden im Bedarfsfall von derjeweili—

gen Diözese (55%), aberauch von Land/Gemeinde(9%) und aus sonsti—

gen Quellen — z. B. Spenden — (9%) unterstützt Offentliche und Bera-

tungsstellen von Vereinen werden jeweils zu 34% zusätzlich noch von

Land/Gemeinde bezuschußt. Bei ‚den sonstigen Finanzierungen liegen

die Vereine mit 23% an der8pitze. Die Gelder hierfürsind meist Spenden

bzw. werden von den Mitgliedsbeiträgen getragen (siehe Tab. 23).

Tab. 23: Finanzquelien der Ben‘aiungssteiien nach Amt der Träger-

schaft (Mehriachaii'igaben)

Gemeinde Kirche Vereine

Familienministerium 81 % 82% 96%

Diözese 0% 55% 4%

Land/Gemeinde 34% 9% 34%

Sonstige 8% 9% 23%

Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie istv. a. in Kärn—

ten ein wichtiger Subventionsgewähren 100% der Beratungsstellen un—

serer Stichprobe gaben das Ministerium als wichtigsten Subventionsge-

ber an. in Saizburg stellt das Ministerium nurfür66% der Beratungsstel-

len den Hauptsubventionsgeber dat Hier erhalten die Beratungsstellen

auch noch sehr große finanzielle Unterstützung von der Diözese (33%),

Land/Gemeinde (33%) und aus sonstigen Quellen (33%).

Die Diözese Tritt als Subventionsgeber v. a. in der Steiermark (36%),

Salzburg (33%) und Wien (1 2%) in Erscheinung. In den übrigen Bundes—

ländern wurde keine Beratungsstelle unseres Samples von der Diözese

unterstützt.

Land und Gemeinde subventionieren hauptsächlich in Salzburg (33%),

Oberösterreich (29%), der Steiermark (27%), Wien (24%) und Tirol/Vor—

arlberg (22%). Die Kärntner Beratungsstellen unserer Stichprobe erhiei—

ten keine Zuwendungen von Land bzw. Gemeinde.

Auf sonstige Finanzqueiien können v. a. die Beratungsstellen in Salzburg

(33%), Oberösterreich (28%), Niederösterreich/Burgenland (25%) und

Tirol/Vorariberg (22%) zurückgreifen. in Kärnten gab es derartige Zu—

schüsse nicht (siehe Tab. 24).
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Tab. 24: Finanzquellen der Beratungssfteflflen nach Bundeslländem

(Mehrfachangaben) ‘

W N/ B 0 S T/V K 81

Familienministerium 89% 88% 72% 66% 77% 100% 81%

Diözese 12% 0% 0% 33% 0% 0% 36%

Land/Gemeinde 24% 12% 29% 33% 22% 0% _27%

Sonstige 6% 25% 28% 33% 22% 0% 9%

In bezug auf die Abrechnung mit der Trägerschaft gibt es unterschiedli—

che Modalitäten.

Jeweils ein Drittel der Beratungsstellen rechnet halb— bzw. vierteljährlich

mit ihrer Trägerschaft ab (siehe Tab. 25).

Tab. 25: Abrechnung mit der Trägerschaft insgesamt

einmal im Jahr 2%

halbjährlich 30%

pro Quartal 38%

monatlich 23%

anders 2%

keine Angabe 5%

Die übliche Abrechnung mit den Subventionsgebern erfolgt pro Quartal

bzw. halbjährlich. Lediglich 6% der Vereine können nur einmal pro Jahr

abrechnen, d. h. sie müssen Vorarbeit von einem Jahr leisten ehe sie ihre

Leistungen vom Subventionsgeber honoriert bekommen. Damit verbun—

den ist entweder eine hohe eigene Vorausleistung der Trägerschaften

oder aber eine erst im Nachhinein späte Bezahlung der Berater (siehe

Tab. 26).

Tab. 26: Abrechnung mit Trägerschaft nach Art der Trägerschaft

Gemeinde Kirche Vereine

einmal im Jahr 0% 0% 6%

halbjährlich 86% 20% 39%

pro Quartal 32% 28% 44%

monatlich 28% 30% 11%

anders 4% 0% 0%

keine Angabe 0% 22% 0%
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Beratungsstellen, die nur einmal pro Jahr mit ihrem Subventionsgeber

abrechnen, befinden sich in Niederösterreich/Burgenland (13%) und in
TiroI/Vorarlberg (11%). In Salzburg (100%), Kärnten (60%) und Tirol/
Vorarlberg (56%) rechnen die meisten Beratungsstellen halbjährlich ab.
In Oberösterreich (86%) und der Steiermark (50%) ist die übliche Ab—
rechnung die quartalsmäßige, und in Wien (40%) und Niederösterreich/
Burgenland (38%) rechnen die meisten Beratungsstehen monatlich ab
(siehe Tab. 27).

Tab. 27: Abrechnung mit Trägerschaft nach Bundesiändern

w N/B @ s T/V K 31

einmal im Jahr 0% 13% 0% 0% 11% 0% 0%
halbjährlich 33% 25% 0% 100% 56% 60% 20%
pro Quartal 20% 25% 86% 0% 33% 40% 50%
monaflich 40% 38% 14% 0% 0% 0% 30%
anders 7% 0% 0% 0% 0% 0% 0%

Mit den Beratern selbst wird überwiegend stundenweise verrechnet. Ei—
ne pauschale Abrechnung erfolgt fast nur bei Sozialarbeitern.
Die erbrachten Leistungen werden somit zumindest vom Zeitaufwand
her honoriert (siehe Tab. 28).

Tab. 28: Abrechnung mit den Beratern insgesamt

nach Anzahl d. Beratungen 7%
nach Anzahl d. Klienten 0%
stundenweise 77%
pauschal 20%

Diese Ergebnisse ändern sich auch nicht, wenn man die Daten nach Art
derTrägerschafi aufschlüsselt. Berater in öffentlichen Einrichtungen und
bei Vereinen können zu drei Viertel (jeweils 78%), kirchliche Berater hin—
gegen nur zu 64% alle geleisteten Beratungsstunden abrechnen; gut
zwei Drittel der Berater in kirchlichen Institutionen werden für ihre Arbeit
pauschal bezahlt. Daraus kann man folgern, daß kirchliche Institutionen
auch bei anges1elltem, also nicht geistlichern Personal ein hohes Maß an
Idealismus und Engagemem erwarten, diesen Einsatz aber nicht immer

auch finanziell abdecken können (siehe Tab. 29).
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Tab. 29: Abrechnung mit den Beratern nach Art der Trägerschaft

Gemeinde Kirche Vereine

nach Anzahl der Beratungen 0% 18% 11%

nach Anzahl der Klienten _ 0% 0% 0%

stundenweise 78% 64% 78%

pauschal 25% 36 % 6%

Geht man davon aus, daß die Abrechnung nach Stunden, also nach Wirk—

lich geleisteter Arbeit, für die Berater die gerechteste Honorierung dar—

stellt, so werden die meisten Berater Ieistungsgerecht entlohnt.

Unterschiedßiche Abrechnungssätze für die einzelnen Beratergrup-

pen gibt es in 47% der Beratungsstellen. Dabei wird meist nur nach

Akademikern und Nicht-Akademikern unterschieden.

59% der Beratungss‘telllen müssen außer den Beraterhonoraren

noch weitere Kosten tragen. Welche Zusatzkosten und in welchem

Ausmaß sie genannt wurden, zeigt Tab. 30.

Tab. 30: Zusätzliche Kosten insgesamt (Mehrfachausgaben)

Miete 48%

Gas/Strom 54%

Te1efon ‚ 59%

Reinigung 43%

Büromaterial 48%

Schreibkraft 34%

Fachliteratur 46%

Prospekte 39%

Anschauungsmaterial 23%

Etwa die Hälfte der Beratungsstellen muß für die Betriebskosten aufkom—

men‚ aber auch andere Ausgaben Wie Fachliteratur, Ofientlichkeitsarbeit

und Anschauungsmaterial müssen häufig bestritten werden

Schlüsselt man die zusätzlich anfallenden Kosten nach Art der Träger—

schaft auf, so zeigtsich ein sehrdeutlicher Unterschied zwischen öffentli—

chen Beratungsstellen einerseits und kirchlichen und Beratungsstellen

von Vereinen andererseits. Kirchliche Organisationen und Vereine ha—

ben zu einem weit höheren Prozentsatz zusätzlich anfallende Kosten zu

tragen, sind also in weitaus größerem Maße auf zusätzliche Subventio—

nen, Spenden usw. angewiesen als öffentliche Beratungssteflen. Von

ausschlaggebender Bedeutung ist hierbei der Umstand, daß sich die

meisten Beratungsstellen in Amtsgebäuden bzw, auch in einigen öffentli—

chen Spitälern befinden. Aufgrund der Mitbenützung vorhandener Ein—
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richtungen können die Nebenkosten sehr niedrig gehalten werden.

Kirchliche und Beratungsstellen von Vereinen hingegen müssen sehr oft

zur Etablierung einer Beratungsstelle erst eine Wohnung anmieten und

dann auch alle anfaflenden Nebenkosten tragen (siehe Tab. 31).

Tab. 31: Zusätzliche Kosten nach Art der Trägerschaft

(Mehrfachangaben)

Gememde Kirche Vereine

Miete 1 8 % 73 % 78 %

Gas/Strom 21 % 82% 83%

Telefon 21 % 91 % 94%

Reinigung 14% 73% 72%

Büromaterial 21 % 82% 67%

Schreibkraft 11 % ‚ 64% 56%

Fachliteratur 21 % 91% 56%

Prospekte 11 % 82% 50%

Anschauungsmaterial 14% 55% 17%

Aufgeschlüssett nach Bundesländern zeigt sich ein teüweise sehr hete-

rogenes Bild. Die Kärntner Beratungsstellen unserer Stichprobe gaben

an, außer den Personalkosten keine weiteren Ausgaben zu haben. Hier

zeigt sich sehr deutlich der finanzielle Vorteil öffentlicher Beratungsstel—

len. Von den insgesamt 10 Beratungsstellen im Bundesland Kärnten sind

8 öffenfliche und 2 werden von der Kirche geführt.

Eine weitere Ausnahme stellt das Bundesland Salzburg dar. Hier be-

stand unsere Stichprobe überwiegend aus kirchiichen und Beratungs-

stellen von Vereinen mit zusätzlichen Nebenkosten (siehe Tab. 32).

Tab. 32: Zusätzfiiche Kosten nach Bundesßändem

(Mehrfachangaben)

w N/B @ s T/V K 3!

Miete 35% 38% 43% 100% 89% 0% 46%

Gas/Strom 41 % 38% 43% 100% 89% 0% 64%

Telefon 59% 50% 43% 100% 100% 0% 64%

Reinigung 41 % 50% 43% 67% 56% 0% 55%

Büromaterial 53% 25% 43% 100% 78% 0% 55%

Schreibkraft 41 % 13% 29% 100% 44% 0% 86%

Fachliteratur 41 % 38% 57% 100% 67% 0% 46%

Prospekte 29% 25% 43% 67% 67% 0% 55%

Anschauungsmateria! 12% 38% 29% 33% 44% 0% 27%
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Das Auskommen mit den Subventionen beurteilen etwa 40% als weder

gut noch schlecht (Note 3, 4). Aber bei einem Viertel aller befragten Be-

ratungsstellen zeigen sich deutliche finanzielle Probleme (siehe Tab.

33)‚

Tab. 33: Auskommen mit den Subventionsbeiträgen insgesamt

gut 35%

schlecht , 25%

Mittelbereich 40%

Durchschnittsnote 3,4

Am deutlichsten zeigen sich die finanziellen Probleme bei Ber'atungsstel-

len von Vereinen. Die Subventionen des Bundesministeriums für Um—

welt, Jugend und Familie stellen den größten Etatposten dar. Zur Abdek—

kung aller real anfallenden Kosten reichen diese Beträge beiweitem nicht

aus (siehe Tab 34).

Tab. 34: Auskommen mit den Subventionsbeiträgen nach Art der

Trägerschaft

Träger Note (1f5) (Md)

Land, Gemeinde 3,11

Kirchen 3,30

Vereine 4,15*

Gesamt 3,44

In Kärnten (4,0), der Steiermark (3,6), Wien (35) und Oberösterreich ist

das Auskommen mit den Subventionen am schwierigsten (Beurteilung

auf einer Skala von 1 = sehr gut bis 5 = sehr schlecht) (siehe Tab, 35).

Tab. 35; Auskommen mit den Subventionsbeitvägen nach Bundes—

fländen'n

Skata von 1—5 W WB 0 S T/V K St

Durchschnittsnote 3,5 2,3 3,5 2,8 2,0 4,0 3,6
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Entsprechend den Angaben zum finanziellen Auskommen sind auch et—

was mehr als ein Vienel der Beratungsstellenleiter mit dem bisherigen fi-

nanziellen Abwicklungsmodus eher unzufrieden (siehe Tab. 36).

Tab. 36: Zufriedenheit mit bisheriger finanziefler Abwickflung insge-

samt

zufrieden 46%

unzufrieden 29%
Mittelbereich 25%

Durchschnittsnote 3,2

Am wenigsten zufrieden mit der Abrechnung von Subventionen sind

die Vereine, denn für sie stellt die öffentliche Förderung meist die

Haupteinnahmequelle dar, Während etwa bei den kirchlichen Bera-

tungsstellen ein Teii der zusätzlichen Küsten von der Diözese über—

nommen wird. Bei den staatlichen Beratungsstellen wird in der Regel

die Ilnfrastrukfrur bereitgestelit (siehe Tab. 37).

Tab. 37: Zufriedenhth mit bisheriger finanzieflfler Abwicklung nach

Art der Trägerschaft

Träger — Note (1‚5) (Mei)

Land, Gemeinde 3,13

Kirchen 2,42

Vereine 4,00*

Gesamt 3,17

1.6. Öffentlichkeitsarbeit

Überdie Bemühungen zurVerbesserung des Kontaktes zur Beyölkerung

und zu anderen lnstitutionen (Neizwerk) geben die Fragen zur0ffentlich—

keitsarbeit Aufschluß. Mehr als zwei Drittel der Beratungsstellen füh—

ren Öffentiichkeitsarbeit durch. Dabei setzen sie in erster Linie Pres-

seaussendungen und Broschüren ein bzw. halten Voriräge (z. B. in

Schulen, Betrieben usw.) (siehe Tab. 38).
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Tab. 38: Durchführung voin Öfientiichkeitsarbeit insgesamt

(Mehrfachangaben)

Nennungen

Tag der offenen Tür 7%
Presseaussendungen _ 55%

Vorträge 41 %
Broschüren 45%

Fortbiidungsveranstaltungen 20%
Rundfunk/Fernsehen 30%

Aktionstage 23%

Sonstige 17%

Öfientlichkeiisarbeit insgesamt 71 %

Zwischen den Trägerprganisationen zeigen sich signifikante Unterschie-

de'in bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit. in alien herkömmiichen For-

men, die Arbeit der Beratungssteiie publik zu machen sind die kirch-

lichen Beratungsstellen führend, v. a. bei der Herstellung und Vertei—

lung von Broschüren bei der Organisation von Aktionstagen und Fortbil—

dungsveranstaltungen. Beratungssieiien vom Land und Gemeinde

rangieren an ie‘izier Smile. Das Engagement für die Beraiungss‘ieiie

ist hier von seiten der Trägerschaft wesentlich niedriger als bei Verei-

nen Lind v. a. der Kirche (siehe Tab. 39).

Tab. 39: Durchführung von Öflentiichkeitsarbeit nach Art der

Trägerschaft (Mehrfachangaben)

Nennungen Gemeinde Kirche Vereine

Tag der offenen Tür 8% 20% 0%‘
Presseaussendungen 42% 68% 61 %

Vorträge 27% 60% 50%
Broschüren 30% 70%* 50%

F0rtbildungsveranstaltungen 11% 40%* 11%
Rundfunk/Femsehen 19% 50% 33%

Aktionstage 15% 56% 17%

Sonstige 8% 10% 39%*

Öffentlichkeitsarbeit insgesamt _ 62% 80% 72%
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Die intensivste Öffentlichkeitsarbeit wird im Bundesland Salzburg betrie—

ben, die geringste in Kärnten. Je nach Bundesland verschieben sich

auch die Schwerpunkte: in Salzburg und der Steiermark bevorzugt man

Broschüren, in Wien geht man gerne in die Medien, in Niederösterreich/

Burgenland, Oberösterreich und Tirol/Vorariberg geht man in die Prim—

medien.

1.7„ Zusammenfassung

in der regionalen Verteilung zeigen sich sehr deutliche Unierschiede.

Saizburg weist — bezogen auf die Einwohnerzahi — die höchste Dich=

te von Beratungsstellen auf, in Kärnten kommen auf jede Beratungs-

steile zweieinhaibmai soviele Einwohner und damit potentielle Rat=

suchende.

Die derzeitige Auslastung der Beratungsstellen liegt bei ca. 80%.

Der Großteil der Beratungsstellen hat zwischen 4 und 8 Teammitglieder.

Es gibt aber auch Beratungsstellen (17%), die mitweniger als 4 Mitarbei—

tern das Auslangen finden müssen. Die größte Gruppe der Berater stel-

ien die Sozialarbeiter, gefolgtvon den Arzten, Psychologen und Juristen

Etwas mehr als ein__Viertel der Beratungsstellen verfügt über ein Team

aus Psychologen, Arzien, Juristen und Sozialarbeitern.

Fast nie Wird auf den Arzt verzichtet (Förderungsrichtiinien!). Auch

auf Sozialarbeiter wird nur selten verzichtet. Jeweils etwa ein Drittel

der Beratungsstellen kommt ohne Psychoiogen bzw. ohne Juristen aus

Die Teams sind relativ stabil; innerhalb der letzten zwei Jahre gab es

in 48% der Beratungssieiien überhaupt keinen Personaiwechsei.

Wenn fiuktuiert wird, dann sind es vor aliem die Ärzte, abef auch die

Psychoiogen, die sehr oft nur im Rahmen eines Akademikertrainings

eingesteiit wurden und nach Ablauf der staatlichen Arbeitsmarktför—

derung das Team wieder verlassen müssen. Bei Ärzten ist die Fluk=

tuation v. a. auf zeitliche und emotionale Belastung zurückzuführen.

Darüber hinaus gehören vieie Ärzte nur im Rahmen ihrer Spitaisaus-

bildung zum Beratungsteam.

Der Bekanntheitsgrad und die Frequenz wird als relativ gut beurteilt (2,0

bis 2,4).

Regeimäßige Zusammenkünfte mit den Beratungsteams gibt mehr als

die HälflederTrägeran, bezogen auf Art und Häufigkeitder Meetings zei-

gen sich aber erhebliche Unterschiede (3. auch Kap. Berater).
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Die überwiegende Mehrheit der Beratungsstellen wird in erster Linie vom

Familienministerium finanziert. Mit den Beratern wird vorwiegend stun-

denweise verrechnet Unterschiedliche Abrechnungssätze für die

einzeflnen Beratergrruppen gib1tes—in 47% der Beratungssteüflen. Da-

beü Wird meist nur nach Akademikem und Nicht=Akademikem unter-

schieden. “

In gut der Hälfte aller Beratungsstellen fallen neben den Beraterhonora-

ren auch noch Nebenkosten an, deren Finanzierung sich manchmal

schwierig gestaß‘tet, v. a. bei Vereinen, die meist — anders als staatliche

und kirchliche Beratungsstellen — nur die‘Subveniionen des Familienmi—

nis?eriums zur Verfügung haben und über keine zusätzliche Infrastruk-

tur verfügen. Entsprechend diesen zusätzlichen Aufwendungen ist das

Auslagen mit der Subvention eher recht a&s schlecht. Ein Viertel der Be-

raiungsstellen hat finanzfielfle Probleme.

Um den Kontakt zur und dessen Verbesserung in der Bevölkerung sind

gut zwei Dritte! aller Beratungssteilen selbst bemüht. In ersier Linie set—

zen sie Presseaussendungen und Broschüren ein bzw. halten Vorträge

in Schulen, Beirieben usw.

54



2. Analyse der interviews dev

eratungssfieiienlei‘fier

in der zweiten Erhebungsphase wurden die Beratungsstellenleiier und

die einzelnen Teammitglieder befragt. Im Vordergrund standen hier Fra—

gen zu: Qualifikation, Berufserfahrung, Ansteilungsverhältnis, Tätig—

keitsspekirum, Arbeitszeit, Weiterbildung Personal und Frauenanteil,

Beratung, Beratungsschwerpunkte, Klientenprocedere und Klienten

insgesamt wurden 74 Beratungsstellenleiter befragt Nicht jede Bera—

tungsstelle hat im formalen Sinn einen Leiter; manche Beratungs-

stellen verstehen sich als leitende Teams. Zumeist gibt es aber ein

Teammitglied, das zusätzlich zu seiner Beratertäitigkeit mehr admini—

strative Aufgaben erledigt als die Kollegen.

85% der Beratungssteiienleitertragen die Verantwortung aileina in 14%

der Beratungsstelien gibt es keinen expiiziten Leiter und in 50% über—

nimmi ein Kollektiv aus mehreren Personen die Leiterfunktion‚ Durch-

schnittlich bekleideth die als Leiter befragten Personen ihr Amt seit 6

Jahren (1—15 Jahre).

2.1. Fragen zur Person

Obwohl de jure nicht immer von einem Beratungsstellenleiter gespro—

chen werden kann, bezeichnen wir ati jene Personen, die über allgemei—

ne, die Beratungsstelle betreffende Aspekte befragt wurden, als Bera—

tungsstellenleiter.

2.1.1 Soziodemographische Merkmaie

Frauen stellen die Mehrheit der Bera‘iungsstellenleiter (58%) (siehe

Tab 40). Der Altersbereich sireut von 25 bis 60 Jahre (siehe Tab. 40),

aber die Hälfte der Leiter sind zwischen 37 und 48 Jahren alt, der Mittel—

wert liegt bei 42 Jahren. Mehr als ein Drittel hat eine Berufsausbildung als

Sozialarbeiter, jeweils etwa ein Sechstei sind Ärzte, Psychologen oder

weisen eine andere Berufsausbildung auf (meist Ehe- und Familienbera»

ter).
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Tab. 40: Soziodemogi'aphische Merkmaie der Beratungs-

steiienieiiter

Geschlecht männlich 42%

weiblich 58%

Alter Md (Bereich) 42 Jahre (25—60 Jahre)

Beruf Sozialarbeiter 38%

Arzt 1 8%

Psychologe 16%

Jurist 8%

Sonstige 1 8%

Betrachtet man die Leiter vo ratungssteiiien in bezug auf ihre Trä-

gerschaft, so zeigen sichsigmfikante Unterschiede sowohi bei Ge-

schiecht und Alter, als auch beim Beruf. Während bei öffentlichen Ein-

richtungen sowie Vereinen die Mehrheit (bei Vereinen sogardie überwie-

gende Mehrheit) der Beratungsstellenleiter Frauen sind, sind es bei Be-

ratungsstellen kirchlicher Träger nur etwa ein Drittel. Beim Alter weichen

die Beratungsstellenleitervon Vereinen deuiiich nach unten ab, sind also

wesentlich jünger. Bedeutsame Unterschiede gibt es auch hinsichtlich

der Berufsausbildung des Beratungsstellenleiters: mehr als die Hälfte

der Leiteröifenilicher Beratungsstellen sind Sozialarbeiter, bei den kirch—

lichen Beratungsstellen ist der Leiter meist Ehe— und Familienberater

(Dipl.) oder Priester. Psychologen steilen nur bei Vereinen einen größe—

ren Anteil der Leiter (etwa 1/4), Sozialarbeiter und sonstige Berufe (meist

Lehrer oder Personen mit einer Zysatzausbildung in Beratung) machen

jeweils ein weiteres Viertel aus. Ärzte als Beratungsstellenleiter gibt es

fast nur bei öffentlichen Trägerschafth (siehe Tab. 41 ).

Tab. 41: Soziodemographische Merkmale der Beratungsstelleniei-

ter nach Art der Trägerschaft

Träger Geschlecht (%) Aiier (MU) Beruf (%)
m W Jahre SA A Ps J 50

Land„Gerneinde 46 54 43 54 31 12 4 0

Kirchen 69 31 46 23 8 15 15 39

Vereine 19 81 37 27 9 23 9 27

Gesamt 42 58 42 38 18 16 8 18
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2.1.2. Zusatzausbülldung

Etwa 60% der Leiter können eine einschllägige Zusatzausbildung
nachweisen, ein Viertel] davon in Ehe- und Familienberatung (bzw.

Famißüentherapie). Häufig findet man auch eine Zusatzausbüfldung im
Rahmen der verschiedenen Formen der Psychotherapie bzw. Ge-

spn'ächsthen'apie (siehe Tab. 42).

Tab. 42: Zusatzausbfificflung deu“ Beratungsstelflenleiter (Mehrfachan=

gaben)

Ehe—/Familienberatung 25%
Gesprächstherapie 18%

Psychotherapie 10%
Gruppentherapie 2%
zusätzliche Facharztausbildung 8%
Sonstige 3%

keine 39%

2.1.3. Berufserfahrung und Anstelllungsverhällinis

Im Durchschnitt verfügen die Beratungssteilenleiter über eine etwas
mehr als 3 Jahre längere Berufserfahrung als Berater (siehe Tab. 43).

Tab. 43: Berufserfahrung der Beratungssteüßenleiker alflgemein

Tätigkeitsdauer Md (Bereich) 13 Jahre (2*36 Jahre)
Vorerfahrung Md (Bereich] 6 Jahre (1—20 Jahre)

Beratungsstellenleiter in öffentlichen und kirchlichen Institutionen wei—

sen die längste Berufserfahrung (im Schnitt 14 bzw. 13 Jahre) auf. In Be—

ratungsstellen von Vereinen sind die Leiter im Schnitt erst seit 6 Jahren

tätig. Diese Unterschiede sind dadurch zu erklären, daß öffentliche und

kirchliche Trägerschaften ab dem Zeitpunkt der Etablierung von Fami—

lienberatungsstellen ihre Arbeit aufnehmen, Beratungsstellen von Verei-
nen hingegen ofterstviele Jahre spätereröflnetwurden und zum Teil erst

wenige Jahre in Betrieb sind. Von daher lassen sich auch die Unterschie—
de zwischen den Vorerfahrungen der Berater bei öffentlichen und kirchli—

chen Beratungsstellen gegenüber den Leitern bei Vereinen erklären

(siehe Tab. 44).
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Tab. 44: Berufserfahrung der Beratungssielienfieiter nach Art der

Trägerschafl

Gemeinde Kirche Vereine
I\/ld (Bereich) l\/ld (Bereich) Md (Bere1oh)

Tätigkeitsdauer 14 (2=20) 13 (2—20) 6 (2=10)

Vorerfahrung 8 (1=14) 6 (1—20) 4 (1=9)

Erwartungsgemäß sind die Leiter häufiger hauptberuflich in der Bera—

tungsstelle tätig bzw. angestellt als die Berater, Auch bei den Leitern

überwiegt die stundenweis’e Beschäftigung auf Honorarbasis (siehe

Tab. 45).

Tab. 45: Ansteillungsverhältnis dei“ Beratungsstellenleiter afllgemein

hauptberuflich 21 %

nebenberuflich 8%

Werkvertrag 1 6%

angestellt 13%

siundenvveise ‘ 34%

sonstige 8%

Schlüsselt man das Ansteltungsverhälinis auf nach Art der Trägerschaft,

so zeigt sich, daß v. a. in kirchlichen Institutionen die Beratungsstellenlei—

ter hauptberuflich arbeiten (60%). Leiter in Vereinen gaben an, ihre Tä—

tigkeit hauptberuflich auszuüben.

Die überwiegende Mehrzahl (63%) der Leiter in öffentlichen Ein—

richtungen arbeitet stundenweise, niemand hauptberuflich.

2.1.4. Tätigkeitsspektrum

Hinsichtlich des Tätigkeitsspektrums unterscheiden sich die Leiter

kaum von anderen Beratergquppen, ledig1ich administrative Agenden

und Oflent(ichkeitsarbeit übernehmen sie etwas häufiger.

ln kirchiichen Beratungsstellen übernehmen überwiegend die Bera—

tungsstellenleiter die Familienberaiung (55%, öffentl. = 21%, Ver. =

32%) Auch diejurisiische Beratung (36%, öffentL = 18%, Ver. = 21 %),

administrative Arbeiten (55%, öffentl. = 14%, Ver. = 21 %) und Öffent-

1ichkeitsarbeit (46%, öffent1.=18%‚Ver.= 21%) werden in kirch|1chen

Beratungsstellen überwiegend vom Beratungsstellenleiter zentral

durchgeführt
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23.5. Arbeitszeit in und außerhaßb der Beratungssfieifle

Die Arbeitszeit der Leiter ist deutlich höher als die der Berater. Dennoch

erscheint die durchschnittliche Arbeitszeit von 45 Wochenstunden als

relativ gering, ebenso die zusätzlich für die Beratungsstelle aufgewende—

te Zeit von im Mittel 6 Siunden im Monat (Siehe Tab. 46).

Tab. 46: Arbeitszeit in und außerhallb der leratungssieflle

h/Woche in Ber. st. I\/Id (Q1*QS) 4,5 (2,5—18‚0)

h/1Vlonai zusätzlich Md (Q1*Q3) 6,0 (4,0—11‚3)

Ähnliche Unterschiede sind auch hinsichtlich der Arbeitszeit der Berater

zu beobachten. Der einzelne Berater arbeitet in öffentlichen Einrichtun»

gen signifikant weniger Stunden pro Woche als die Kollegen in kirchli-

chen und Beratungsstellen von Vereinen. Prinzipiell werden in allen Be-

ratungsstellen zusätzliche Leistungen von den Beratern erbracht. Auch

hier zeigt sich, daß in kirchlichen und Beratungsstellen von Vereinen der

einzelne Berater signifikant mehr an zusätzlichen Stunden arbeitet als in

öffentlichen Beratungssiellen (siehe Tab. 47).

Tab. 47: Arbeitszeit der Berater nach Art der Trägerschaft

Träger Slunden/Woche m Stunde/Monai
Beratungsstelle (md) zusätzhch (Md)

Land, Gemeinde 2.6* 2,1*

Kirchen » 4,0 5,7

Vereine 5,1 4,3

Gesamt 3,6 3,5

2.1.6. Weiterbäfldung, Teambesprechungen und Supervision

Beratungsstellenleiter nehmen etwas häufiger als Berater an Weiterbih

dungsveranstaltungen tei!. Ebenso sind sie erwartungsgemäß häufiger

bei Teambesprechungen vertreten. Wo Gruppensupervision angeboten

wird, nehmen die Leiter 1eif, Einzelsupervision beanspruchen sie selte-

ner.

Teambesprechnungen finden bei kirchlichen Beratungäs‘teflen

durchschnittfiich einmal pro Woche und bei Beratungsstellen von

Vereinen14tägüg statt; in öffenflüchen leratungssteilen finden signi-

fikant weniger, im Durchschnitt nur einmal im Monat, derartige Be=

sprechungen statt (siehe Tab 48).
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Tab. 48: Teambesprechungen nach Ar‘ltder Trägerschaft

Träger Anz‚ Teambesprechungen pro Jahr (NICI)

Land, Gemeinde 10‚0*

Kirchen * 50,0

Vereine 7 23,8

Gesamt 1 8,9

Bei fas1taßßen Beratungssteöllen ist Weikerbülldung vorgesehen, geför-

dert wird sie durchwegs ieoch nur von kirchflichen Trägerschafien

(siehe Tab. 49).

Tab. 49: Förderung von Aus— und Fortbildung nach Art der Träger-

schaft

Träger Au&/Fonbllclung % gefördert d. Träger %

Land, Gemeinde 85 50

Kirchen 100 100*

Vereine 95 65

Gesamt 92 67

Bei kirchlichen Beratungsstellen ist Supén/i3i0n (insbesondere

Teamsupervision) die Regel. Die geringste Betreuung in Form von

Supervision weisen staatliiche Beratungsstelien auf (siehe Tab 50).

Tab. 50: Supervision nach Art der Trägerschaft

Träger keine E1nzek- Gruppens E+G
% % % %

Land} Gemeinde 77 8 12 4

Kirchen 0* 15 23 62

Vereine 46 5 36 14

Gesamt 49 8 23 20
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2.1.7. Zusatzausbildung

Auch bezüglich der Zusatzausbildung des Beratungsstellenleiters be—

stehen signifikante Unterschiede nach Trägerorganisationen. Während

bei Land und Gemefinde sowie Vereinsträgem die Leiter der Bera-

tungssteiflen häufig keine einschlägige Zusatzausbildung besitzen,

gibt es fin kirchbichen Beratungsstellen keinen einzigen ohne Zusatz-

ausbildung. Ausbildungen in Ehe- und Familienberatung bzw. Fami=

lientherapie stehen im Vordergrund, bei Vereinen ist auch eine Aus=

bildung in Gesprächs— oder Psychotherapie häufig (siehe Tab. 51 ).

Tab. 51: Zusatzausbifldung der Beratungsstelilienllefiter nach Art der

Trägerschaft (Mehrfachangaben)

Träger Zusatzausbildung (%)
E/F GT PT FA Gr 30 kelne

Land, Gemeinde 12 8 4 4 4 8 62

Kirchen ’ 62 39 0 0 0 0 0*

Vereine 18 18 23 5 0 0 36

Gesamt 25 18 10 3 2 3 89

E/F . . . Ehe— und Familienberatung, Familiemherapie

GT . . . Gesprächstherapie

PT . . . Psychotherapie (versch. analyt. Ausbildungen)

FA . . . zusätzliche Facharztausbiidung

Gr . . . Gruppentherapie

So . . . Sonstige

2.2. Die Beratung

Aus der Sich1‘tder Beratungssteilenlleiter wurden für jede Beratungs—

stelle Beratung, Beratungsschvverpunkte, Beratungsthemen und zeitli—

cher Aufwand pro Beratung erhoben. Je nach Träger zeigten sich zum

Teil sehr große Differenzen.

2.2.1. Beratungsschwerpunkte

Im Durchschnitt überwiegen die nicht näher spezifizierten Themen. Den-

noch läßt sich sagen, daß Beratungsstellen von Vereinen häufiger Se—

xualberatungen durchführen als andere Beratungsstellen. Beratungs=

tätigkeit zum Schwangerschaftskonflikt und Abbruchwunsch nimmt

durchschnittlich bei alien Trägerorganisationen eine untergeordne=

te Stellung ein. Betrachtet man jedoch die einzelnen Beratungsstel—

len näher, so ergibt sich eine deutliche Heterogenität, die nur auf eine

Spezialisierung der Beratungsstellle zurückgeführt werden kann

(siehe Tab. 52).
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Tab. 52: Beratungsschwerpunkte nach Art der Trägerschaft

Träger Beralungsthemen (Md der %7Werte)
Sexuaiber. SS-Konflrkl Kontrazepl, Sons(ige

Land, Gemeinde 54 11.0 325 ‘ 40.0

Kirchen 5.9 8.5 7.5* 57.5

Vereine 10.5* 10.0 11.0 650

Gesamt 6.0 10.5 16,5 50.5

2.2.1.1. Schwangerschaftskonfliktberatung

Aus der u-förmigen Verteilung kann man ablesen, daß die Bera-

tungsstellßen entweder nur gehegentlich und eher zufällig bei einem ‘

Schwangerschaftskon‘flikt beraten oder daß sie (”es zu einem hohen

Anteifl und offenbar daraufspez'uaiisiert1kun. Bei den kirchlichen Bera—

tungsstellen gibt es diese Heterogenität jedoch in geringerem Ausmaß

(siehe Tab. 53).

Tab. 53: Prozentueller Anteil an Schwangerschaftskonfliktberatung

nach Art der Trägerschaft.

Träger SSvKth1il<lberatung (%)
b155% 640% 11*20% _ über 20%

Land, Gemeinde 31 19 12 38

Kirchen 46 23 15 16

Vereine 45 20 5 30

Gesamt 39 20 9 32

2.2.1.2 Kontrazeptionsberatung

Für die Kontrazeptionsberatung gilt ähnliches wie für die Beratung im

Schwangerschaftskonflikt. Auch hier sind v. a. öffentliche und Sera»

tungsstellen von Vereinen die erste Anlaufstelle der Ratsuchenden (sie—

he Tab. 54).

Tab. 54: Prozentueiler Anteiß an Kontrazeptionsberatung nach Art

der Trägerschaft

Träger Kontrazepkionsberalung (%)
bis 5% s—1o% 11—20% über 20%

Land, Gemeinde 23 12 12 53

Kirchen 54 8 31 7

Vereine 30 20 30 20

Gesamt 32 14 21 33
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Die niedrigsten Angaben zum Ausmaß der Schwangerschafiskon-

fliktberatung findet man in Niederösterreich/Burgenland, Ober-

Östen'reüch und Tim, die höchsten in Salzburg und der Steiermark

(siehe Tab. 55).

Tab. 55: Beratungsthemen nach Bundesländern

Bundes1and Sex.ber. SS-Konfl. Kontraz. Sonstige
(Nm (1. %-Werke)

K 2.0 11.5 7.0 52.9

N, B 2.2 1.7 8.3 83.7

0 2.9 5.3 15.0 420

S 21.0 15.5 10.5 53.0

St 9.5 13 1 24.7 281

T 11,0 8.4 8.3 47.7

V 20.0 10.0 15.0 550

W 5.6 11.4 18.8 580

Gesamt 5.9 8.9 14.0 52.7

2.2.2.Zeitiicher Aufwand

Der durchschnittfliche Zeitaufwand pm Beratungsfaflfl beträgt 2 Stun—

den und 20 Minuten; die reine Beratungszeit beträgt im Durchschnitt

54 Minuten (siehe Tab. 56). ‘

Tab. 56: Zeitlicher Aufwand für die Beratungen aßlgemein

Dauer einer Beratung (Mid) 54 min

bis 15’ 10%

16—30' 15%

31 ——60’ 75%

„Mannstunden” pro Fan (|Vld) 2.3 h

<1 h 31%

1—3 h 35%

4v6 h 21%

>63 h > 13%
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Aus der Dauer der Beratungszeit pro Klient läßt sich ebenfalls sehr deut—

lich die Spezialisierung der öffentlichen Beratungsstellen ablesen. Hier

werden überwiegend kurzfristig zu beratende Klienten betreut (siehe

Tab. 57).

Tab. 57: Dauer der Beratung nach Art der Trägerschaft

Träger bis 15’ 16*30’ 31f60' Mel
% % % Minuten

Land, Gemeinde ' 24 32 44 37.0*

Kirchen 0 0 100 56.9

Vereine 0 5 95 55.7

Gesamt 10 15 75 54.0

Auch hinsichtlich des zeitlichen Aufwandes pro Fall zeigen sich hochsi«

gnifikante Unterschiede. Öffentfliche Beratungsstelßen weisen we-

sentlich niedrigere Betreuungszeiten aus (siehe Tab. 58)‚

Tab. 58: ‚„Mannstunden“ pro Fa" nach Art der Trägerschaft

Träger unter 1 h 1*3 h 4—6 h über 6 h Md (h)
% % % %

Land, Gemeinde 65 30 4 0 1.27*

Kirchen 0 45 27 27 4.65

Vereine 6 33 39 22 4.83

Gesamt 31 35 21 13 233

2.3. Öflnungszei'ten

Die Öffnungszeiten der Beratungsstellen sind sehr unterschiedlich. In

den westlichen Bundesländern Tirol (13 Stunden), Vorarlberg (8

Stunden) und Salzburg (8 Stunden) haben die Beratungsstellen häu-

figer und länger geöffnet als in den anderen Bundesländern. Mit Aus—

nahme von Vorarlberg verfügen sie auch über mehr Beratungsstellen, so

daß sich das Beratungsangebot für die übrigen Bundesländer dadurch

noch zusätzlich verschlechtert (siehe Tab. 59).
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Tab. 59: Öffnungszeiten nach Bundesländern

Bundesland Tage/Woche Stunden/Woche

K 102 2.43

N, B 1.00 2.00

0 1.00 2.80

S ‘ 3.00 8.00

St 1.35 5.50

T 274 12.88

V 200 8,00

W 2.70 - 6.17

Staatliche Beratungsstellen haben im Durchschnitt etwas weniger als

zwei Tage pro Woche geöffnet; die anderen Beratungsstellen haben

dreimal pro Woche geöffnet. Kirchlliche Beratungsstefllen bieten etwa

die doppelte und Beratungsstellen von Vereinen die dreifache Öff-

nungszeit der staatlichen Beratungsstellen an (siehe Tab. 60).

Tab. 60: Öffnungszeiten nach Art der Trägerschaft

Träger Tage/Woche (MG) Stunden/Woche (Md)

Land, Gemeinde 1.7* 2.8*

Kirchen 3.2 7.0

Vereine 2.8 9.1

Gesamt 2.3 5.6

2.4. Wartezeiten

Der höhere zeitliche Aufwand pro Beratungsfall in den Beratungsstellen

der kirchlichen und Vereinsträger bedingt \ängere Wartezeiten auf einen

Beratungstermin. Allerdings wurde in diesen Beratungsstellen oft darauf

hingewiesen, daß bei einem Schwangerschaftskonflikt keine Warte-

zeiten auftreten (siehe Tab. 61).

Tab. 61: Wartezeiten bis zum Beratungstermin nach Art der Träger—

schaft

Träger keine b\'51 Woche 1—2 Wo über 2 \No Md (Wo)
% % % %

Land> Gemeinde 76 8 16 0 0.19"

Kirchen 23 23 23 31 2.17

Vereine 43 33 24 0 101

Gesamt 53 20 20 6 077
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2.5. Procedere in der Beratungssteflle

Bei den meisten Beratungsstellen ist eine Voranmeldung nicht die
Bedingung, aber möglich. 30% der Beratungssteälen verfügen über

die Mögflichkeit, sich auch außerhaflb der Öffnungszeiten mittels An-
rufbeantworter anzumelden. Fast die Häifte aller Beratungsstellen

gab Wartezeiten von durchschnittlich 5 Tagen zwischen Anmeldung

und Erstintervievv an In der Mehrzahi (64%) der Institutionen Wird schon

bei derAnmeidung der Problemschwerpunkt(auch telefonisch) erhoben
(siehe Tab. 62).

Tab. 62: Klientenprocedere insgesamt

Voranmeldung: keine ‘ 4%
persönlich 63%

Anrufbeantworter 30%

Voranmeldung Bedingung / 6%

Wartezeiten: keine 53%

bis 1 Woche 20%
1—2 Wochen 20%

über 2 Wochen 6%

Problemschvverpunkt bei Anmeldung erhoben ja 64%

nein 36%

Für die interne Zuweisung des Klienten sind in erste? Linie die Ausbil-
dung des Beraters und der jeweilige Problemschwerpunkt aus—

schlaggebend (siehe Tab. 63)

Tab. 63: flnterne Zuweisungsmodalitäten insgesamt

Zuweisungsmodaliläl

Ausbildung 61 %
persönliches interesse 23%

Problemschwerpunkte 71 %
Dienstzeiten 39%
Andere 7%

Bezogen auf die Trägerschaft legen kirchliche (78%) und Beratungsstel—

len von Vereinen (77%)Wesentlich mehrWert aufdieAusbildung des Be—
raters bei der Zuweisung eines Klienten ais öffentliche (46%). In erster Li—

nie Wird nach Problemschwerpunkten (Kirche = 82%, öffentliche = 68%,
Vereine = 72%) zugewiesen (siehe Tab. 64)
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Tab. 64: interne Zuweisungsmodaiitäten nach Art der Trägerschaft

Zuweisungsmodalilä! Gemeinde Kirche Vereine

Ausbildung 46% 73% 77%

persönliches interesse 11% 27% 33%

Probiemschwerpunkte 68 % 82% 72%

Dienstzeiten 29 % 64% 44%

Andere 1 4 % 0 % 0 %

‘ 2.6. Zuweisende lnstitutionen

Bei Familienplanungsberatung erfolgt die Zuweisung sehr häufig vom

niedergelassenen Arzt, dem Jugendamt sowie anderen Beratungsstel—

len. Zuweisungen zur Schwangerschaftskonfliktberatung erfolgen etwas

seltener, aber im wesentlichen von den gleichen Institutionen (siehe Tab.

65).

Tab. 65: Zuweisende Institutionen insgesamt

Zuweisende institution bei Familienpianung bei SSk-B

Niedergelassene Ärzte 54% 52%

Ambulanzen 29% 32%

Jugendamt 50% 39% ,

Schulen 22% 14%

Betriebe 8% 11 %

andere Beratungsst. 34% 32%

Selbsthilfegruppen 20% 20%

Die Zuweisung zu Beratungsstellen der drei verschiedenen Trägerarten

weist nur einige wenige Unterschiede auf: Selbsthilfeorganisationen ver—

trauen sowohl bei der Familienpianung, ais auch beim Schwanger—

schaftskonflikt eher Beratungsstellen von Vereinen; Betriebe überwei—

sen in erster Linie bei der Familienplanung an kirchliche und beim

Schwangerschaftskonflikt an öffentliche Beratungsstellen, ebenso nie—

dergelasseneArzte‚ Man kann aus diesen Ergebnissen rechtgut able-

sen, daß die zuweisenden institutionen sehr oft nach persönlicher

Bekanntheit (entweder einer insiitu‘tion oder einer Person) zuweisen

und nach dem eigenen Netzwerk, in dem sie seit)st verankert sind

(siehe Tab. 66).
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Tab. 66: Zuweisende 1nstitutionen nach Art der Trägerschaft

bei Fami1ienplanung be1 SSk—B
Zuweisende Institut1onen Gem Kir. Ver, Gem. Kir‚ Ver.

Niederg. Ärzte ' 68% 72% 29% 64% 45% 39%
Ambulanzen 29% 36% 22% 36% 36% 17%
Jugendamt 50% 63% 39% 43% 36% 22%

Schulen 25% 27% 16% 20% _ 18% 10%
Betriebe 14% 18% 0% 11% 9% 6%

andere Beratungsstellen 21 % 54% 45% 25% 45% 33%

Selbsthüfegruppen 7% 36% 39% 11% 18% 39%

Aufgrund der Angaben der Beratungsstellenleiter erfahren die Klien=

ten von der Existenz der Beratungsstellen auf verschiedensten We=

gen, hauptsächlich aber duch Freunde und Bekannte, durch andere
1nstitutionen, Ärzte und! Medien (siehe Tab. 67)

Tab. 67: 1nformation über Existenz der Beraiungssteflien insgesamt

Zuweisende Institut>on bei Familienplanung bei SSk-B

Niedergei. Ärzte 55% 53%
Ambulanz, Klinik 36% 41 %

andere Institutionen 59% 54%

Freunde, Bekannte 79% 75%
Zufall 36% 41 %

Presse, Medien 55% 53%

Klient selbst 25% 41 %

Die Hauptünformatüonsqueflle über Beratungsstellflen — unabhängig

von der Trägerschaft —— stelflen Freunde und Bekannte, also Mund=

propaganda, dar. Auf Platz zwei folgt der niedergelassene Arzt; die
Plätze drei und vier teilen sich Medien und Printmedien mit anderen

1nstitutüonen (z. B. Jugendamt) (siehe Tab. 68).
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Tab. 68: Informationen über Existenz der Beratungssiefllen nach Art

der Trägerschaft

bei Famihenp1anung be) SSk—B
Zuweisende Institutionen Gem Kir Ver. Gem. Kir. Ver.

Niederg. Ärzte 64% 64% 44% 64% 54% 44%

Ambulanz, Klinik 39% 36% 32% 53% 45% 22%

andere Institutionen 50% 72% 60% 50% 54% 66%

Freunde, Bekannte 75% 91 % 72% 75% 73% 78%

Zufall 42% 27% 22% 42% 27% 39%

Presse, Medien 50% 74% 66% 56% 63% 44%

Klient selbst 29% 22% 22% 39% 36% 51 %

2.7. Die Khienteß

Die Kiientel der Beratungsstellen kommt zum größten Teil aus der

Unter- und Mittelschicht (67%), is? überwiegend (80%) weiblich und

durchschnittlich zwischen 30 und 40 Jahre alt (Md = 35). Der Einzugs—

bereich beirägt einen durchschnitflichen Radius von circa 24 km;

zwischen den einzeinen Beratungsstelßen bestehen allerdings große

Unfien'schiede (3 bis 70 km) (siehe Tab, 69)‚

Weder zwischen den Trägern noch regional ergaben sich Unterschiede

in Alter, Geschlecht und Schicht der Klienten Überwiegend trifft man auf

eine ratsuchende Frau von durchschnittlich 30 Jahren aus der unteren

Mittelschicht

Tab. 69: Die Kiiemeß der Beratungsstelien aflflgemefin

Alter (MC!) 35 Jahre

bei Sexuaiberatung 31 Jahre

bei Kontraz. Der 30 Jahre

bei SSk»Be-ratung 31 Jahre

Geschlecht weiblich 80%

bei Sexualberatung 82%

bei Kontraz. ber. 81 %

— Paare 19%

bei SSk-Beratung 91 %

— Paare 9%
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Einzugsbereich (|Vid) 24 km
bei Sexualberaiung 23 km
bei Kontraz. ber. 23 km
bei SSk—Beratung 23 km

Soziale Schicht

untere Schicht 11%
Mittelschicht 29%
U+IVI 27%
obere Schicht 6%
alle Schichten \ 14%

Das Einzugsgebiet der Beratungssteilen von Vereinen ist deutlich kleiner
als das anderer Trägerschaften. Ein Grund dafür mag sein, daß die Verei—
ne hauptsächlich in den Landeshauptstädten Beratungsstellen eröffnet

haben (siehe Tab. 70)

Tab. 70: Einzugsbereich der Beratungsstelllen nach Art der Träger-
schaft

Träger bis 10 Km , „]‚20 km über 20 km IVId (km)
% % %

Land, Gemeinde 15 31 54 26.7
Kirchen 30 23 47 23.8

Vereine 59 18 23 13‚9*

Gesamt 34 25 41 22.5

2.& Erwartungen der Klienien

Aufgrund der Erfahrungen der Beratungsstellenfleiter läßt sich sa-
gen, daß die Mehrzahl der Klienten sich sowohl Hißfe afls auch Anre=
gungen und Denkenstöße von der Beratung erwarten. Etwa 20% der
Berater vermuten bei den Klienten eher Passivität (Hilfe bzw. Abnehmen
der Entscheidung) (siehe Tab. 71 ).

Tab. 71: Erwartungen der Klienten allgemein

Aktive Hilfe 17%
Anregungen 20%
Hilfe und Anregungen 60%
Entscheidung abnehmen 3%
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m den vermuteten Erwartungen der Käiemen unterscheäden sich die

Beratungsstefllen hoch signifikant. Fast ein Dritten der Berater in den

Beratungsstellen von Land und Gemeinde gehen davon aus, daß ih=

re Klienten aktive Hihfe wünschen. Bei Beratern anderer Trägerschaf=

ten wurde diese Erwartung nur zu einem sehr geringen Prozentsatz

genannt. Die Mehrheit der Berater in den kirchlichen Beratungsstel=

len gibt Anregungen und Ansiöße zum Überdenken der eigenen Si-

tuation als Erwartung ihrer Klienten an, eine Kategorie, die in den Be=

ratungsstehlen von Land und! Gemeinde überhaupt nicht genannt

wurde (siehe Tab. 72)

Tab. 72: Vermute‘ke Erwartungen der Kflienten nach Art der Träger—

schaft

Träger Erwartungen der Khemen
Akt. Hilfe Anreg. H|+Anr Entsch. abn.

% % % %

Land, Gemeinde 31* 0 62 8

Kirchen 8 54 39 0

Vereine 5 24 71 0

Gesamt 17 20 60 3

2.9. Charakterisierung von Beratungsstellen nach der

Häufigkeit von Schwangerschaftskonfliktbelratum

gen

Zum Zweck eines statistischen Screenings wurden die Beratungsstellen

aufgeteilt nach: '

a) maximal 10% Schwangersohaftskonfliktberaiung

b) mehr als 10% SchWangerschaftskonfliktberatung.

Dabei ergaben sich deutliche Unterschiede in derTeamstruktur, derAus—

bildung der Berater, der Länge der Beratung und zwischen den Bundes—

ländern (siehe Tab. 73).
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Tab. 73: Unterschiede zwischen den leratungss‘teflien mit weniger

bzw. mehr afls 10% Schwangerschaftskonfiflfikberatungen

Teamstruktur mehr Ärzte (2 im Durchschnitt) und häufig ,

Krankenschwester bei mehr als 10% SSk—

Beratung

Ausbildung Zusatzausbildung häufiger in Beratungsstel—

len mit weniger als 10% (70% gegen 46%)

SSk—B, ebenso Weiterbildung (97% gegen

83%)
Beratungsdauer kürzere Beratungsdauer in Beratungsstellen

mit mehr SSk—B (40 Minuien gegen 60 Minu—

ten bzw. 2 gegen 3 Mannstunden)
Regionale Verteilung Schwerpunkte in der SSk-B sind Wien und die

Steiermark.

Diese Ergebnisse flassen den Schluß zu, daß eine Speziaflisierrung auf
Schwangerschaftsberaiung stattfindet, die ihren Niederschlag in der

Teamstruktur, der Ausbildung und auch in den formalen Merkmalen
der Beratung findet.

2.10. Zusammenfassung

Insgesamt wurden 74 Beratungsstellenleiter befragt. Auch wenn es im
strengen Sinne nicht in jeder Beratungsstelle einen expliziten Leiter gibt,

so ist doch zumindest ein Teammitglied zusätzlich mit mehr administratß
ven Aufgaben betraut.

Die meisten Leiter von Beratungssteklen sind Frauen, in kirchlichen

Trägerschaften dominieren a‘ilerdings zu zwei Drittel die Männer.

60% der Leiter weisen eine einschlägige Zusatzausbildung auf, ein

Viertel davon in Ehe= und Familienberatung. Häufig sind aber auch

psychotherapeutische Zusatzausbildungen vorhanden.

Beratungsstellenleiter sind häufiger hauptberuflich in der Beratungsste1-
le tätig bzw angestellt als Berater.

Hinsichtlich des Tätigkeitsspektrums unterscheiden sich die Leiter kaum

von anderen Beratungssgr_uppen, abgesehen von dem Mehr an admini—
strativen Tätigkeiten und Offentlichkeitsarbeit.
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DieArbeitszeitder Leiter ist mit4‚5 Stunden pro Woche wesentlich länger

als die der Berater, aber dennoch scheint sie uns für eine effektive Bera-

tungstätigkeii zu gering.

Beratungsstellenleiter nehmen etwas häufiger als Berater an Weiterbil-

dungsveranstaltungen, Teambesprechungen und Supervision teil.

Leiter in staatlichen Einrichtungen (62%) sowie in Vereinen (36%)

verfügen häufig über keine einschßägige Zusatzausbiidung. fin kirch-

lichen Trägerschaften hingegen stellt die Zusatzausbildung eine

Voraussetzung für die Leiterposition dar,

Beratungsstellen der öffentflichen Hand haben deutlich kleinere

Teams als andere Trägerschafien. Mit mehr als 8 Mitarbeitern weisen

die kirchlichen Beratungssteilen die durchschnittlich höchste An-

zahl von—Beschäftigten auf.

In Abhängigkeit von der Trägerorganisation unterscheiden sich die

Beratungsstellen signifikant hinsichtlich der Teamstruk‘kur. Während

Arzt und Sozialarbeiter in keiner Beratungsstelle fehlen, gibt es Psycho-

logen oder Juristen nur in etwajeder dritten Beratungsstelle. Besonders

häufig fehlen Psychologen in kirchiichen Beratungsstellen und Juristen in

staatlichen.

Die Beratungstätigkeit zum Schwangerschaftskonflikt und Abbruch—

vvunsch nimmt im Durchschnitt bei atlen Trägerorganisationen nur eine

untergeordnete Stellung ein. Betrachtet man jedoch die einzelnen Bera—

tungsstellen näher, so ergibt sich eine deutliche Heterogenität, die nur

auf eine Spezia!isierung der Beraiungssteflle zurückgeführt werden

kann (z. 8. geben 38% der staatlichen Beratungsstellen an, mehr ais

20% ihrer gesamten Beratungskapazität für Schwangerschaftskonflikt—

beratungen zur Verfügung zu stellen).

‚Für die Kontrazeptionsberatung gilt ähnliches.

Der durchschnittliche zeitliche Aufwand pro Beratungsfall beträgt 2

Stunden 20 Minuten, die reine Beratungszeit allerdings nur 54 Minu-

ten. Signifikant niedriger fliegt die Betreuungszeit bei staatlichen Be-

ratungsstellen (1 ‚27 Stunden).

In bezug auf die Erreichbarkeit heben sich die westlichen Bundeslän-

der Salzburg, Tirol und Vorarlberg durch häufigen; und längere Öff-

nungszeiten ab.

Bei fast al\en Beratungsstellen isi Weiterbildung vorgesehen, allerdings

wird sie nur bei den kirchlichen durchwegs gefördert Supervision (v„ a.

Teamsupervision) ist bei kirchiichelm Beratungsstefllen die Regeli.
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Das geringste Ausmaß an Supervision weisen die Beratungsstellen

von Land und Gemeinde auf.

Mit der Fiflanzierung sind v. a. die Vereine unzufrieden, denn für sie

stellt die öffentliche Förderung meist die Haupteinnahmequelie dar,

während etwa bei den kirchlichen Beratungssteiien die Diözese ebenfalis

Kosten übernimmt. Bei Beratungssteiien von Land und Gemeinde wird

meist wenigstens die Infrastruktur zusätzlich vorn Träger übernommen

Öffentlichkeitsarbeit führen v. a. kirchliche Trägerschaften durch,

d. h. auch, daß ihr Engagement den Bekanntheitsgrad der Beratungs-

stelle zu heben und das Probiembewußtsein an die Bevölkerung heran-

zutragen, weit ausgeprägter ist als bei Vereinen und v‚ a. bei staatlichen

Trägerschaften‚

Voranmeldung ist bei den meisten Beratungsstellen zwar nicht die Be—

dingung, aber möglich. Wartezeiten von ca. 5 Tagen treten bei der Hälfte

der Beratungsstellen auf, bei einem Schwangerschaftskonfliki gibt es

aber keine Wartezeiten.

Der Zuweisungsrfiodu]s innerhalb der Beratungsstelle erfolgt nach Krite-

rien der Ausbildung der Berater sowie deren Beratungsschvverpunkte.

Von der Existenz der Beratungssteiie erfahren die Ratsuchenden

hauptsächlich durch Mq_ndpropagandavon Freunden und erst in zweiter

Linie von Institutionen, Ärzten und aus den Medien, ein Indiz dafür, wie

wenig Öflentlichkeitsarbeit für die Beratungssteiien und deren Ar-

beit betrieben wird.

Die Klientel der Beratungsstellen kommt aus der Unter und Mittei-{

schicht, ist überwiegend weiblich und durchschnittlich zwischen 30

und 40 Jahren alt. Der Einzugsbereich iiegt bei einer durchschnittli-

chen Entfernung von ca. 24 km, allerdings bestehen große Unterschie—

de zwischen den Beratungsstellen (3 bis 70 km).

In erster Linie erwa_rten die Klienten sowohi Hilfe als auch Anregungen

und Anstöße zum Uberdenken der eigenen Situation

insgesamt zeigen die Ergebnisse, daß eine Spezialisierung auf

Schwangerschaftskonfiiktberatung stattfindet, die ihren Nieder-

schlag in der Teamstruk‘tur, der Ausbildung und auch in den forma-

ien Merkmalen der Beratung findet.

74



3. Analyse der erateränterviews

In der ersten Phase wurden die Träger, in der zweiten die Beratungsstel-

lenleiter und in der dritten die Berater selbst befragt. Aufgrund der ver-

schiedenen Positionen (der Träger ist meist selbst nicht in dem Team ei-

ner Beratungsstelle integriert, und als Berater kann man oft nur'rür seine

eigene Klientel sprechen), ergeben sich im Vergleich der drei Gruppen si—

cherlich deutliche Unterschiede, 2. B. in der Einschätzung dessen, was

Klienten von einer Beratung erwarten.

Insgesamt wurden in den Beratungsstellen 278 Personen befragt, die

sich auf fünf Berufsgruppen aufleilen (siehe Tab. 74).

Tab. 74: Berufsgruppen der Berater

Berufsgruppe n %

Psychologe 43 15,5%

Arzt „ 74 26,3%

Jurist 26 9,4%

Sozialarbeiter 101 365%

Sonstige 34 123%

Gesamt 278 100,0%

3.1. Fragen zur Person

Innerhalb der Beratungsstellen wurden 278 Mitarbeiter verschiedensler

Berufsgruppen zu ihrer Beratertätigkeit und ihren Erfahrungen befragt.

3.1.1. Geschlecht

Überwiegend sind in den Beratungsstellen Frauen beschäftigt. In Ti—

rol, Vorarlberg und Wien beträgtder Frauenanteil bei den Beratern sogar

72—75%. Lediglich in der Steiermark (60%) und Oberösterreich (61 %)

arbeiten mehr Männer als Frauen in den Beratungsstellen (siehe

Tab. 75).
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Tab. 75: Geschiecht der Berater

Männiich Weibiich
% ‚ %

W _ 28 72

N, B 47* 53

0 61 * 39

S 38 62

T, V 25 75

K 44* 56

St 60* 40

Gesamt 39 61

Vergleicht man die Berufsgruppen hinsichtlich der Geschiechtervertei—

iung so zeigtsich daß unter den Ärzten und Juristen signifikant weni—
ger Frauen (35% und 25%) vertreten sind alsm den anderen Berufs—

gruppen (siehe Tab. 76).

Tab. 76: Berufsgruppen nach Geschlecht

Berufsgruppe Frauenanteii (%)

Psychologen 58

Arzte 35*

Juristen 25*

Sozialarbeiter 85

3.1i .2. Ai‘ier

Das Durchschnittsaiter der Berater liegt bei 38,8 Jahren. Jünger sind

die Berater in Tirol und Vorariberg (36,9 Jahre) und Wien (87,1 Jahre). Si»
gnifikante Abweichungen vom Durchschnittsaiter gibt es in Niederöster-

reich und dem Burgenland (43,3 Jahre), Kärnten (43,7 Jahre) und Ober—

österreich (45,8 Jahre) (siehe Tab. 77).

Tab. 77: Alter der Berater

Alter (ma)

W 37.1

N, B 43.3*

0 45.8*

S 36.9

T, V 36.1

K

S

43.7*

t 39.7

Gesamt 38.8 (Qi=33.4, 08=47.1)
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Betrachtet man die Berufsgruppen, so heben sich hier nur die Psycholo—

gen ab; im Schnitt sind sie zwei Jahre jünger als andere Berater. Bemer-

kenswert ist allerdings das relativ hohe Durchschniitsalter (siehe

Tab. 78).

Tab. 78: Béruisgruppen nach Alter

Beruisgruppe ' ‘ Alter (Mid und Bere1ch)

Esycholo‘gen 37 (27—60)*

Arzte 39 (31—61)

Juristen 41 (27—56)

Sozialarbeiter 42 (24—60)

3.1.3. Teamstruktur nach Berufen

Die Zusammenstellung der Beratungsieams ist oft sehr unterschied-

lich, d. h. in manchen Bundesländern werden bestimmte Berufs—

gruppen vermehrt bzw. weit weniger häufig eingesetzt Die meisten

Psychologen gibt es in Salzburg (62%) und Kärnten (22%), die wenig-

sten in derSte_iermark(6%). Hier(37%) und in Oberösterreich (30%) do-

minieren die Arzte. in Kärnten führen die Juristen (26%), und in Wien

(48%), Niederösterreich/Burgenland (42%) und Tirol und Vorarlberg

(50%) sind vor allem Sozialarbeiter tätig (siehe Tab. 79).

Tab. 79: Teamsiruktur nach Berufen

Psychologen Ärzte Juristen Soziaiarb. Sonstige
% % % % %

W 1 0 21 9 48 9

N, B 1 1 32 5 42 5

O 1 7 30 4 26 22

S 62" 1 9 O 5 14

T, V 13 31 „ 4 50 2

K 22* 22 26 22 9

St 6* 37 1 5 29 12

Gesamt 1 6 27 9 37 1 2

3.1.4. Zusatzausbiidung_

Eine ZUsatzausbiidung'm Ehe- und Famii ienberatung und/ooiei' Ge-

, sprächstherrapie ist der übliche Zugang zur Beratungstätigkeit. Eine
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psychotherapeutische Ausbildung findet man eher bei Beratern in Bal-

lungszentren. Der Zugang zur Ausbildung spielt dabei eine große Rolle.

Der hohe Grad an psychotherapeutischer Zusatzausbildung im Land

Salzburg ist durch eine Beratungsstelle beeinflußt deren Mitglieder a11e

eine Psychotherapieausbildung haben (siehe Tab. 80)

Tab. 80: Zusatzausbilolung der Berater

E/F PT GT FA GrT SD
% % % % % %

W 14 22 14 0 5— 13

MB 11 5 16 5 0 11

O 13 4 13 0 4 22

8 19 38 19 0 10 14

T,V 21 10 23 0 4 10

K 13 4 13 O 0 4

St 29 2 21 2 4 12

Gesamt 18 13 17 1 4 12

Hochsignifikante Unterschiede bestehen zwischen den Berater-

gruppen. Während 96% der Psychologen und 66% der Sozialarbeiter

eine Zusatzausbifldung entweder schon abgeschlossen haben oder

gerade absoflvieren, sünd es bei den Arzten nur 50% und bei den Juri-

sten nun“ 37% (siehe Tab, 81)‚

Tab. 81: Berufsgruppen nach Zusatzausbilciung

(Mehrfachangaben):

Berufsgruppen keine in Ausb. 1ei1s/teils abgeschl.
% % % %

?sychoiogen 5 18 33 43

Arzte 50* 31 9 9

Juristen 63* 21 4 13

Sozialarbeiter 34* 10 21 34

Am besten ausgebildet sind die Psychologen, gefolgt von den So-

zialarbe1tern. Berücksichtigt man die Mehrfachangaben, so zeigt sich,

daß mehr als die Hälfte der Psychologen und Sozialarbeiter psychothe—

rapeutisch ausgebildetist, knapp die Hälfle Verfügt über eine Gesprächs—

therapieausbildung, ein knappes Drittel ist in Ehe- und Familienberatung

ausgebildet und etwa ein Drittei hat eine andere therapeutische Ausbil—

dung abso1viert.
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Von den 50% Ärzten, die derzeit eine Zusatzausbildung machen, stehen

16% in rein medizinischer Ausbildung (Turnus— oder Facharztausbil—

dung). Da der Großteil der Arzte von der Ausbildung her praktischer Arzt

oder Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe ist (nur 2% sind

Fachärzte für Neurologie/Psychiatrie), besteht für diese Gruppe ein ge-

wisses Ausbildungsdefizit, das auch durch die — nach eigenen Anga—

ben — enge Kooperation mit dern Psychologen und Sozialarbeiter nicht

kompensiert werden kann (siehe Tab. 82).

Tab. 82: Berufsgruppen nach Art der Zusatzausbfildung

(Mehrfachangabeln)

Berufsgruppen Zusa‘zausbrldung (%)
E/F GT PT FA Gr So

Psychologen 23 48 53 ' 0 8 28

Arzte 9 ' 6 12 3 3 22“

Juristen 16 8 4 0 2 4

Soziaiarbeiter 37 21 10 0 5 8

+) Turnus oder FA—Ausbildung

E/F . . . Ehe— und Familienberatung

GT . . . Gesprächsttherapie

PT . . . Psychotherapie (versch. analyt. Ausbildungen)

FA . . . zusätzliche Facharztausbildung

Gr . . . Gruppentherapie

So . . . sonstige (insbes. Familientherapie)

Unsere Daten, daß innerhalb der Beratungsstellen Psychologen und So-

zialarbeiter am besten ausgebildet sind‚ in der Regel mehr als eine thera—

peutische Schule kennen, Mediziner hingegen weit weniger häufig über

eine Zusatzausbildung verfügen, decken sich auch mit den Ergebnis-

sen der Studie „Psychotherapeutüsche Versorgung in Österreich“

von JANIL—JAGER et al. (1987) (siehe Tab. 83).
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Tab. 83: Berufsverteilungeh in den einzelnen Erhebungen

Therapeulen- instiiutionen— ‚Beruisgruppew Versorgung im Versorgung im
erhebung erhebung erhebung engeren Sinn weiteren Sinn

(n=1200) (n=1800) (n=4260) (n!2150) (n=3410)
primär psychiy primär bzw, bei bedingt primär psychoihera— psychotherer
therapeutisch/ dingt primär und sekundär peut.lpsychol. peulische/psw
psychologisch psychotherap./ psychoiherap‚l beratende Ver— ohoi. beratende
beratend Tätige psychologisch psychologisch sorgung im en? Versorgung im

beratend Tätige beraiend Tätige geren Sinn pri- weiteren Sinn.
mär und bedingisekundär
prim.

n % n % n % n % n %

Esycholo. 504 44,6 638 35,2 290 6,8 759 35,3 35 1,0

Arzteinkl‚

Psychiater 229 20,3 432 23,8 2700 63,4 499 23,2 2430 71,3
Soziaiaib. 89 7,9 360 19,9 60014,1 374 17,4 315 9,2

„Diese Tabelle (die die drei wichtigsten Berufsgruppen berücksichtigt)

veranschaulichi den generellen Unterschied über alle Einzelerhebungen

bzw. Versorgungsebenen hinweg: im Bereich der „Versorgung im enge—
ren Sinn“, dessen Personal auf der Basis psychotherapeutischerZusatz-

ausbildung bzw. Fortbildung tätig ist, herrscht eine vollkommen andere

Berufsverteiiung als im Bereich der„Versorgung im weiteren Sinn“, des»

sen Personal zum überwiegenden Teil (über 95%) ohne psychothera—
peutischer Zusatzausbiidung tätig ist.

Psychotherapeulisch/psychoiogisch beratende Versorgung im enge-

ren Sinn (hier werden aiie Personen subsummieri, die in der Therapeu—

tenerhebung und in der Institutionenerhebung eriaßtwurden. Die primär
Tätigen haben einen hohen psychotherapeutischen Ausbildungsstan-

dard, die bedingt primär Tätigén weisen Fortbildungen und/oder institu-

tionsimerne Ausbildungen auf).

Hier sind die Psychologen die stärkste Berufsgruppe. Sie skelien mit

759 Tätigen rund ein Drittel des Personals dieser Versorgungsebene.
Von den primär also den auf Basis einer psychotherapeutischen Zusatz-
ausbildung Tätigen stellen sie mit 446% fast die Hälfte des Personals.

Die Ärzte stellen mit ca. 23% (n=499) fast ein Viertel des Personals
der Versorgung'Im engeren Sinn; davon haben ca. 230 eine psycho—

itherapeuitische Zusatzausbiidiung abgeschiossen oder sind im Aus-
bildungsveriauf soweit, daß sie von der sie ausbildenden Vereini-

gung berechtigt sind, P5ychotherapie bzw. psychoiogische Bera-

tung zu machen.

Die Sozialarbeiter stellen mit 17,4% vorwiegend in Institutionen be-

schäftigten Personen ebenfalls noch einen beachtlichen Teil der

Versorgung im engeren Sinn. (JANDL—JAGER eial,1987)‚“(siehe Tab.

83}.

80



32, Verantwortiichkei‘k und Zuständigkei‘ä innerhalb der

Beratungssteiie

Überwiegend verstehen die Berater ihre Tätigkeit als eigenverant-

wortliche Handiungen. Am autonomsten erleben sich die Berater in Ti—

rol und Vorarlberg (65%), in Oberösterreich (64%), der Steiermark

(59%) und in Kärnten (53%). in Niederösterreich und dem Burgenland

hingegen sind die Berater in erster Linie dem Träger gegenüber verant—

wortlich (59%). Das impliziert bestehende Beratungsrichtlinien, an die

sich der einzelne Berater zu halten hat, Die geringste Verantwortlichkeit

gegenüber dem Träger gaben ebenfalls die Berater aus Tirol und Vorarl-

berg (16%) an (siehe Tab 84).

Tab. 84: Verantwortlichkeii nach Bundesiändern

9. Träger 9, Leiler selbst
% % %

W 33 24 42

N, B 59” 12 29

0 36 0* 64

S 38 25 38

T, V 1 6“ 1 9 65

K 47 0* 53

Si 20 22 59

Gesamt 24 1 3 38

Die größte Autonomie gegenüber dem Träger erleben Berater in kirchli-

chen Einrichtungen. Hier gaben nur 8% an, dem Träger gegenüber ver—

antwortlich zu sein. Berater bei Vereinen sind zu einem Viertel (25%) und

Beraier in Beratungssteiien der öffentlichen Hand sogar zu einem Drittel

(31 %) dem Träger gegenüber für ihre Tätigkeit verantwortlich (siehe

Tab. 85)‚

Tab. 85: Verantwortiichkeit nach Art der Trägerschaft ‚

Gemeinde Kirche Veh

gegenüber Träger 31 % 8% 25%

gegenüber Leiter 7% 28% 11%

selbst 31 % 51 % 46%
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3.3. Kenntnis der Trägerschaft

Die beste Kenntnis in bezug auf die eigene Trägerschaft haben ober—

österreichische Berater (91 % ). ln Kärnten ist das Wissen über die eige=

ne Trägerschaft, deren Struktur und Zuständigkeit für weütere Bera=

tungssteflien am geringsten (61 %). Eine weitere Analyse der Daten er—

gab, daß dort, wo Trägerschaft und Beratungsstelfle üdem': sind und

bei katholischen Trägerschaften mit übersichtlicher Struktur und re-

gelmäßigen Zusammenkünften von Trägern und Beratern, die

Kenntnis am größten ist. Am wenigsten informiert über die eigene

Trägerschaft sind Berater in öffentlichen Beratungsstelßen, wo oft

auch kein fixes Team arbeitet, sondern 2. B. die Soziakarbeiter nach

Dienstplänen zugewiesen werden bzw. Ärzte_irn Rahmen ihres Turnus

oder ihrer Facharztausbildung Dienst tun (siehe Tab. 86).

Tab. 86: Kenntnis der Trägeréchaft

richtige Angabe der Trägerschah
%

W 72
N, B 90

0 91

S 71

T, V 65
K 61

St 75

Gesamt 73

3.4. Funktion und Aufgabengebiet innerhalb der

Beratungssteßle

Wichtig für die gute Arbeit einer Beratungsstelle ist v. a. das Team; Fluk-

tuation, Verweildauer im Team, Berufserfahrung, Arbeitsbedingungen

und Tätigkeitsschwerpunkte spielen dabei eine sehr große Rolle.

3.4.1. Fluk'äuatfion

In ihrer derzeitigen Funktion arbeiten alle Berater im Schnitt seit ca. 6

Jahren in der Beratungsstelle. Ausnahmen steflen hier nur Wien mit 4,1

Jahren und Niederösterreich/Burgenland mit 1 1 ‚7 Jahren dar, Das heißt,

daß in Niederösterreich/Burgeniand die geringste Fluktuation innerhalb

der Beratungsstellen besteht. In Wien spielt bei der geringen Dauer der

Beratungstätigkeit auch noch die Tatsache mit, daß viele derzeit beste»

hende Beratungsstellen erst seit einigen wenigen Jahren in Betrieb sind.
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Die Berater in Niederösterreich/Burgeniand weisen die niedrigste Fluk—

tuation auf und veriügen mit großem Abstand über die größte

Berufserfahrung (17,7 Jahre).

3.4.2. Berufserfahrung

Die durchschnittliche Beratungserfahrung vor Eintritt in die Beratungs—

stelle betrug drei Jahre. Eine Ausnahme findet sich nur bei den Beratern

aus Niederösterreich/Burgeniand, die schon über 7—8 Jahre Berufser—

fahrung verfügten. In Salzburg betrug die Voreriahrung in unserem Sam-

ple im Schnitt nur ein Jahr, Dieses Ergebnis ist beeinflußt durch eine neu

gegründete Beratungsstelle mit ganz jungem engagiertem Team.

Zwischen den Trägerschaften zeigen sich signifikante Unterschiede

sowohi in bezug auf _die Dauer der derzeitigen Funktion, ais auch in

bezug auf die Verweildauer innerhalb der Beratungsstelle und der

Voreriahrungen als Berater. Im Schnitt liegen die Werte bei Vereinen

um 40% niedriger als bei öffentlichen und kirchlichen Beraiungssteiien

Wesentlich ist hier die Tatsache daß die meisten Vereine erstlm Laufe

der letzten Jahre eigene Beratungsstellen eröffneten (siehe Tab. 87).

Tab. 87: Dauer der Beratungsiäitigkeii und Voreri‘ahrungen

dzi, Fkt in Bst. d. Gebiei
Md mu |Vid

Land, Gemeinde 68 6.9 10.6

Kirchen 6.1 6.2 107

Vereine 37” 3.9* 6.7*

Über die größte Berufserfahrung verfügen Juristen und Soziaiarbei-

ter. Im Schnitt arbeiten sie schon seit 11 Jahren auf diesem Gebiet. Die

geringste Berufserfahrung bringen Ärzte mit, durchschnittiich 7,4

Jahre. Hier spielt der Umstand mit, daß einerseits in den privaten (Kirche

und Vereine) Beratungsstellen die Arzte von Anfang an mit zum Team

gehörten und es keine Fluktuaiion gab, aber andererseits bei Beratungs—

steiien in Spitäiem sehrgft die diensthabenden Turnus- oder in Facharzt-

ausbildung stehenden Arzte für den Beratungsdienst eingeteilt werden,

unabhängig von persönlicher Quaiifikation, Vorerfahrungen, interesse

und Engagement.
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3.4.3. Verweildauer

Betrachtet man die Verweiiioiauer der einzelnen Berater in den Bera-

tungsstellen, 50 sieht man, daß Sozialarbeiter die meisten Dienstjahre

und die niedrigste Fiuktuationsrate aufweisen. Psychologen haben die

wenigsten Dienstjahre innerhalb der Beratungsstelle. Die Relation zwi—

schen Sozialarbeitern und Psychologen beträgt 1 ‚75 : 1‚d. h., daß Sozial-

arbeiter fast doppelt so lange in ein— und derseiben Beratungsstelle ar-

beiten wie Psychologen. Ein Grund dafür ist die Tatsache, daß in den Be—

ratungssteiien oft nicht von Anfang an auch ein Psychoigge zum Team

gehörte. Einen zweiten Grund steilen die finanziellen Uberiegungen

dar. Oft wurde ein Psychologe über Akademikertraining und anschlie-

ßend Aktion 8000 ins Team geholt, mußte aber, wenn die staatliche För—

derung auslief, das Team wieder verlassen. Die finanzielle Situation der

Trägerschaften erlaubte keine Daueranstellung für einen Psychologen

und trug somit zur Fluktuation unter Psychologen bei. Wenn sie sich ein—

gearbeitet hatten, mußten sie das Team wieder verlassen, und oft einem

Anfänger auf dem Beratungsgebiet weichen. Der Beratungsquaiität war

das nur abträgiich (siehe Tab. 88). ‚

Tab. 88: Dauer der Tätigkeit nach Berufsgruppen

Berufsgruppe in Ber. st. auf diesem Gebiet
(MG, Jahre)

Esychoiogen 4.8 8.4

Arzte 6.3 7.4

Juristen 5.8 11.0

Sozialarbeiter 7.4 11.0

8.4.4. Beschäftigungsbasis

Uberwiegend sind die Berater stundenweise beschäftigt, mit Werk-

vertrag. Der Anteil an Beratern, der hauptberuflich eine Beratungstätig—

keit ausübt, ist allerdings wesentlich höher als der Teil mit einem anderen

Hauptberuf. Das heißt, daß einige Berater (u. a. in Salzburg, 33%) die

Tätigkeit innerhalb der Beratungsstelie als ihren Hauptberuf ansehen,

der damit auch die Haupteinnahmequelie fürsie darstellt. in Niederöster—

reich und dem Burgeniand stellt die Beratungstätigkeit eine nebenberuf—

liche, also zusätziiche Arbeit dar. Die meisten Angestellten — und damit

auch Versicherten — findet man in Wien (siehe Tab. 89).
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Tab. 89: Beschäfligungsbasis

hauplb. nebenb, Werkv. angest, Uebst. stdw. so
% % % % % % %

w 15 2 11 19* 5 38 3

N, B 1 1 16* 16 0 o 47 1 1

0 4* o 9 9 o 74* o

s 33* 5 14 0 o 33 0

T, v 13 4 13 6 o 56 0

K o* o 9 0 o 61 4

31 4* 2 251 6 2 56 ‚ 0

Gesamt 1 1 4 14 9 2 50 2

[Die ßemtsgmppen unterscheiden sich signifikant in der Beschäfti=

gungsbasis. Arzte sind überwiegend stundenweise beschäftigt, ebenso

Juristen. Psychologen sind zwar auch mehrheitlich stundenweise be«

schäftigt, ein Fünftel ist aber auch hauptberuflich in den Beratungsstellen

tätig, 8% sind angesteilt. _

Soziala__rbeiter üben ihre Tätigkeit in den Beratungsstellen zu einem Vier-

tel auf Uberstundenbasis aus, ein Drittel stundenweise und 20% haupt—

oder nebenberuflich, 10% sind angestellt (siehe Tab. 90).

Tab. 90: Beschäftigungsbasis in und außerhalb der Beratungsstelle

Berufsgruppe std.weise Werkver. haupmer, nebenher. angest. so
% % % % % %

Esycholgen 55 10 20 0 8 8

Arzte 72 16 0 3 3 12

Juristen 58 17 8 0 4 12

Sozialarbeiter 31 16 13 7 10 24“

“ Überstunden

3.4.5. Arbeitszeit in und außerhalb der Beratungsstelle

Im Schnitt arbeiten die Berater3,4 Siunden(zwischen1,91n Niederöster-

reich und dem Burgenland, vorwiegend nebenberuflich und 5 Stunden in

Salzburg, vorwiegend hauptberuflich) pro Woche innerhalb der Bera—

tungsstelle (siehe Tab. 91 ).
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Tab. 91: Wochenstunden in Beratungsstelle

Stunden
l\/id

W 3.6

N, B 1.9

0 3.8

S 5.0*

T, V 3.1

K 2.8

St 2.5

Gesamt 3.4

Zusätzlich sind die Berater noch durchschnittlich 2,9 Stunden (zwischen

0,4 in Kärnten und 4,1 in Tirol und Vorarlberg) für die Beratungsstelle tä—

tig, z. B. durch Ofientlichkeitsarbeit (siehe Tab. 92).

Tab. 92: Zusätzlich für Beratungssieiie tätig

Slunden/lvionat
|vm

W 2.2

N, B 2.1

0 1.4

8 3.2

T, V 4.1

K 0.4*

St 1.7

Gesamt . 2.9

Bei der Arbeitsdauer innerhalb der Beratungsstelle nach Berufsgrup—

pen können signifikante Unterschiede festgestellt werden. Die Haupt—

arbeitfälitaufSozialarbeiter und Psychologen, Wobei sich hier sehrgroße

Streubreiten ergeben die durch doppeite Besetzung von Sozialiarbeitern

und Psychologqn'in privaten Beratungsstellen (Kirchen und Vereine) und

durch längere Öffnungszeiten eben dieser Beratungsstellen entsiehen

(siehe Tab. 93).
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Tab. 93: Arbeitsdauer in den Beratungsstelllen nach Berufsgruppen

Berufsgruppen Wochenstunden in Beratungsstelle (Md, QW*QS)

Esychoiogen 3.7 (1 .8—10.0)

Ärzte 1.8 (1.2— 3.1)

Juristen 2.0 (1.0_ 4.0)

Sozialarbeiter , 4.1 (2.1—12.3)

Auch bezüglich der Tätigkeit außerhalb der Öffnungszeiten ger Bera-

tungsstellen gibt es deutliche und signifikante Unterschiede: Arzte und

Juristen wenden für solche Tätigkeiten (meist auch unbezahßt) weniger

als halb soviel Zeit auf als Sozialarbeiter und Psychologen, fast die Hälfe

der Arzte und Juristen überhaupt „keine (gegen 25% der Psychologen

und 37% der Sozialarbeiter). D. h. Ärzte und Juristen machen Im erster

Linie nur das, was sie auch finanzielfl entgehen bekommen; Sozialar-

beiter und Psychoflogen hingegen bringen weit mehr Idealismus und

Engagement auf und stellen auch einen großen Teil ihrer Arbeitskraft

unentgeltlich zur Verfügung. Dieser Zustand stellt für die Berater ei—

ne weitere Belastung dar. In ihrer klassischen Helfer=Rolle tragen sie

zwar den größten Teil der Beratungsstelle und fördern dessen positi=

ves Image, werden aber in bezug auf die eigenen Ressourcen ausge-

powert (siehe Tab. 94).

Tab. 94: Tätigkeitsdauer außerhalb der Beratungsstellen nach Be-

rufsgruppen

Bérufsgruppen Monatsstunaen zusätzlich für Beraiungssxelle tätig
(Md, 01—03) gar nicht (%)

Esychoiogen 3.4 (00—53) 25

Arzte 1.1 (0.0—4.1) 47

Juristen 1 1 (0.0*3.2) 46

Sozialarbeiter 2 3 (0.0—62) 37

3.4.6. Tätigkeitsspektrum

Betrachtet man das Tätigkeitsspekirum nach den Bundesländern, so

lassen sich hier eindeutige Schwerpunkte bzw. untergebrdnete Tätigkei—

ten klar erkennen:

— Telefon— und Anwesenheitsdienst stellen in Oberösterreich und

Kärnten nur einen Bruchteil der anfallenden Arbeit dar, d‚ h. daß die

Berater durch organisatorische Einteilungen kaum beansprucht wer—

den und sie ihre Kapazitätauch wirklich fürGespräche nützen können.
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Die Kärntner Berater sind darüber hinaus auch noch weitestgehend

von Terminvereinbarungen befreit, d. h. daß nicht die Berater selbst

den Erstkontakt mit der ratsuchenden Person haben.

Auch Ersiiniierviews werden in Kärnten signifikant seiten von Bera—

tern selbst durchgeführt.

in Oberösterreich (13%) und Wien (10%) stellen die gynäkoiogi-

schen Untersuchungen einen wesentlichen Bestandteii der Bera—

tungsstelle dar, wohingegen in Niederösterreich/Burgenland, Kärnten '

und der Steiermark keine gynäkologischen Untersuchungen angege—

ben wurden.

Die geringste Nachfrage nach Familiienpianung findet man in Nieder—

österreich/Burgeniand (16%), die höchste in Tirol/Vorarlberg (46%).

Signifikante Unterschiede zeigen sich bei der Aidsberatung, die in Ti-

rol und Vorarlberg mit 4% am niedrigsten und in Salzburg mit 29% am

höchsten liegt. '

Die österreichische Aids—Hiife offeriert bereits für alle Bundesiänder

einschlägige Beratungsangebote, die aber in Salzburg entweder nicht

ausreichen, von einer bestimmten Klientel nicht wahrgenommen wer—

den bzw. tritt ofterst im Rahmen einer Sexual- bzw. Kontrazeptionsbe—

ratung diese Problematik auf.

Kinder- und Jugendberatung ist in Oberösterreich (9%) kaum ge—

fragt. ’

Ebenfalls keine Rolle (0%) spielt in Oberösterreich die Schuibera-

tung, wohingegen die Nachfrage in Niederösterreich und dem Bur—

genland (37%) extrem hoch ist. Offensichtlich reicht die Versorgung

durch den schulpsychoiogischen Dienst in diesen Bundesländern

nicht aus.

Der Alkoholberaiiung kommt in Niederösterreich/Bur’genland (21 %)

sehr große Bedeutung zu, aber auch in Kärnten (17%).

M1121 % stellt auch die Drogenberatung in Niederösterreich/Burgen—

land einen wichtigen Bestandteil der gesamten Beratungstäiigkeiidar,

wohl auch aus Mangel an einschlägigen Beratungsstellen als einzige

Anlaufstelle für die Ratsuchenden.

Die Beratungsnachfrage ist in Niederösterreich/Burgenland zwarsehr

groß, aber Einzeitiherapien werden hier — das einzige Bundesland —

nicht abgeboten (0%).

Sozialilberatung ist in Oberösterreich (9%) und in Salzburg (10%) si—

gnifikant selten ein Thema in den Beratungegesprächen.

Ebenfalls selten (5%) kommt es in Salzburg zu juristischen Beratun-

gen.

In Wien sind die Berater signifikant stark (18%) mit administrativen

Beiangen ausgelastet.

in bezug auf die Öffentlichkeiisarbeit macht nur Kärnten mit 0% eine

Ausnahme.



— Betrachtet man die Schwangerschaflskonfliktberatung, so gab

rund ein Drittel der Berater in jedem Bundesiand an, daß er auch

Schwangerschaftskonfliktberatung durchführt, lediglich in Tirol/Vor—

arlberg lag der Prozentsatz höher (52%). Hier zählt also jeder zweite

Berater auch die Schwangerschaftskonfliktberatung zu seinen Agen-

den (siehe Tab. 95).

Tab. 95: Tätigkeiten der Berater insgesamt

Tä11gkeiten W N, E 0 s T, v K 31 Gesamt
% % % % % % % %

Telefondienst,

Anwesenheitsd. 35 26 9* 19 31 13* 23 26

Terminvereinb. 22 16 17 24 21 9* 15 18

Schreibarbeiten 16 16 4 19 21 9 12 14

Ers1in1erviews 51 42 30 57 44 17* 50 45

gyn. Untersuch. 10* 0 13* 5 4 0 0 5

Famprer. 35 16* 35 33 46 26 35 35

Kontraz. her 33 26 26 33 40 26 35 33

SSk—Beratung 38 37 22 33 52 26 31 37

Ben. n. Interr. 22 21 13 29 21 17 12 19

Sexualber. 28 16 26 33 33 17 23 27

Aids-Beratung 10 11 13 29* 4“ 9 10 11

Partnerberatung 49 37 52 62 58 39 37 48

Kinder/Jugendber. 26 37 9* 33 25 35 19 26

Schulberatung 18 37* O* 14 6 26 15 16

Familienberatung 42 42 39 43 42 39 37 40

Alkoholberatung 9 21* 4 5 8 17* 14 11

Drogenberatung 8 21 * 4 10 6 8 12 9

Einzeltherapie 30 0x 22 33 23 22 35 26

Gruppentherapien 7 5 9 5 2 4 8 6

Sozialberatung 26 26 9* 10* 27 22 21 22

jur. Beratung 21 21 9 5* 17 26 21 18

Administration 18* 5 13 5 2 9 11 11

Offentlichkeitsarb. 11 5 13 19 17 O* 14 12

Das Tätigkeitsspektrum nach den einzelnen Berüfsgruppen zeigt er—

wartungsgemäß deutliche Unterschiede. Administrative Tä1igkeiten

werden zwar von allen Berufsgruppen durchgeführt, hauptsächlich aber

von Sozialarbei1ern und Psychologen. Sexual—‚ Kontrazeptions—‚ Fami-

lienplanungs— und Schwangerschaftskonfliktberatung werden haupt—

sächlich vom Arzt, aber auch vom Psychologen und insbesondere vom

Sozialarbeiter durchgeführt. Partner—‚ Familien— und Jugendberatung

fühn hauptsächlich der Psychologe durch, ebenso die Einzeltherapien‚
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Die hohe Rate von psychotherapeutischen Aktivitäten in den Bera-

tungsstellen wirft im übrigen ein deutliches Licht auf die psychohygie-

nischeVersorgung in Österreich und zeigt, welch wichtige Funkfiionen

diesen Beratungsstellen im Sinne der Vollksgesundheik und der Entla—

stung der Sozialversicherungsträger zukommen (siehe Tab. 96.)

Tab. 96: Tätigkeiten nach Berufsgruppen

Tätigkelt Psychol. Ärzte Juristen Soz. art).
% % % %

Telefondienst,

Anwesenheitsd. 18 13 8 37

Terminvereinb. 15 9 0 26

Schreibarloeiten 13 3 4 24

Erstintervievvs 45 28 17 58

gyn. Untersuch. 0 19 0 0

Fam.pl.ber. 13 56 4 39

Kontraz. ber. 13 72 0 29

SSk—Beratung 23 44 0 40

Betr. n. Interr. 13 28 0 23

Sexualber. 28 47 0 18

Aids—Beratung 23 13 4 10

Partnerberatung 60 44 29 45

Kinder/Jugendber. 40 22 8 26

Schulberatung 25 13 8 15

Familienberatung 50 22 29 44

Alkoholberatung 13 6 4 15

Drogenberatung 23 9 0 13

Einzeltherapie 55 16 13 26

Gruppentherapien 8 6 13 8

Sozialberatung 10 0 38 40

jur. Beratung 0 3 67 19

Administration 2 9 21 18

Öffentlichkeitsarb. 13 13 13 16

3.4.7. Beratungsschwerpunkte

Betrachtet man die Themenschwerpunkte Sexualberatung, Schwan-

gerschafiskonflik‘tberatung und Kontrazeptionsberatung, so sieht

man, daß sie insgesamt nur einen Bruchteil der gesamten Beratungs-

tätigkeit ausmachen. Es zeigt sich auch kein wesentlicher Unterschied

zwischen den einzelnen Bundesländern. Nur in Salzburg ist der durch—

schnittliche Anteil an Beratungen bei diesen Themen signifikant größer

und stelltwesenflich häufigerden Beratungsschvverpunktdar(siehe Tab.

97).
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Tab. 97: Beratungs1themen (Durchschniflflücher Anteil an

Beratungen)

Sexuaiber SSk-Ber Kontr.b. andere
Md |vm |\/|d lvld

W 2.2 2.8 4.8 47.8

N, B 11.9 5.0 6.7 85.7
0 2.1 2.8 2.8 84.6

S 16.1* 6.9* 8.5* 206

T‚V 1.1 3.0 1.6 346

K 7.5 5.5 1.8 — 32.7

51 _ _ __ 3-6 __ 447 _ ___3»9__ ___47_-0_ __

Gesamt 8.9 5.2 5.4 ‘ 52.7

In der Tabelle 98 sind die Berater nach Bundesländern aufgeschlüsselt,

dieje mehrais 10% ihrer Beratungstätigkeitfürdie im Zentrum der Unter—

suchung stehenden Themen (Sexuahfioemtung, Schwangerschafts=

konfliktberatung und Kontrazeptionsberatung) aufwenden.

Sexuaiberatung nimmt in Wien nur bei 15% alier Berater.10% und mehr

— der gesamten Beratungstätigkeit ein, in Niederösterreich/Burgeniand

bei 42% und'In Salzburg gar bei 48%. In Wien g|bt es fur sexuelle Proble—

me auch andere Anlaufstellen

Für die Schwangerschaftskonflik1tberatung zeigt sich ein signifikantes

Ergebnis in Salzburg. 38% der Berater geben hieran, mehrais 10% ihrer

Gesamtberatungskapazität für Schwangerschaftskonfliktberatung auf—

zuwenden.

Kontrazeptionäbei'aitung wird ebenfalls signifikant von mehr Salzbur—

ger Beratern (43%) im Umfang von mehr als 10% durchgeführt. Signifi-

kant selten (15%) stellt Kontrazeptionsberatung bei den Beratern in Ti-

rol/Vorarlberg eine Tätigkeit dar, die mehr als 10% der Arbeitszeit bean—

sprucht (siehe Tab. 98).
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Tab. 98: Anteil Berater, die1folgende Beratungén zu mehr ais 10%
durchführen

Sex.ber. SSk—Ber Kontraz.ber.
% . % %

W 15 23 23
N, B 42* 26 32
O 1 8 18 27
S 48* 38* 43*
T, V 1 7 21 1 5*
K 22 30 1 8
31 — 20 25 31

Gesamt 1 8 21 27

Der Umfang der SexuaI—‚ Schwangerschaftskonflikt— und Kontrazep—
tionsberatung nach den einzelnen Berufsgruppen zeigt Tabelle 99.

Tab. 99: Umfang best Beratungsthemen nach Berufsgruppen

Berulsgruppe Sexua1ber. SS7K0flfl. Kontraz. Sonsuge
% % % %

Esychologen 11 10 14 65
Arzte 6 6 1 6 72
Juristen ‘! 0 ' 0 99
Sozialarbeiter 3 10 5 82

Wie die Übersicht zeigt, nehmen diese Themenbereiche bei keiner der
Berufsgruppen einen großen Umfang ein. Schwangerschaftskonflikt-
beratung macht nur durchschnittläch etwa 10% der Beratungen
durch Psychologen und Sozialarbeiter aus, be1 Ärzten kommt dieses
Thema nur in 6% der Beratungen vor. Die sehr hohen Prozents'ätze
bei den Angaben „sonstige Beratungstätigkei‘t“«’zeigen wieder sehr
deutlich, welch wichtige Funktionen im Sinne der psychohygieni—
schen Versorgung diesen Beratungssteflen zukommen. So bilden
doch gerade sie die Anlaufstellen für Partner—, Ehe- und Familienpro-
bleme, aber auch bei Alkohol- und Dvogenproblemen (in Nieder-
österreich/Burgenland) v. a. im Sinne der therapeutischen Ers’tveer-1
sorgung.
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3.5. Berufiicher Werdegang, berufliche Voreriahrungen

und Einsteiiungskriterien

In bezug auf die Vorerfahrungen als Berater zeigen sich zwischen den

Bundesländern keine bedeutenden Unterschiede — mit einer Ausnah—

me: Salzburg. Hier weisen nur 24% der Berater einschlägige Vorerfah—

rungen auf. Von Bedeutung ist hier, daß eine Beratungsstelle unseres

Samples sich aus einem jungen engagierten Team zusammensetzt. Je-

der einzelne von ihnen verfügt zwar über eine fundierte Ausbildung, aber

— auch aufgrund des niedrigen Alters — noch nicht überviel Berufserfah—

rung.

Tab. 100: Vorerfahrungen ais Berater

%

W 57

N, B 37

0 48

S 24*

T, V 54

K 30

St 48

Gesamt 47

Bei den Einsteilungskriterien wurden neben den rein formalen Berufe

Qualifikationen noch Alter, Zusatzausbildung, Geschiecht und — v‚ a‚ in

Salzburg signifikant oft * Engagement genannt Die berufliche Qualifi-

kation wurde in Saizburg (19%) und in Kärnten (21 %) signifikant seiten

als Einstellunigskriterium genannt. in Salzburg handelte es sich um psy—

chotherapeutisch ausgebildete Psychologen und in Kärnten um Ärzte,

bei denen aufgrund der Hochschuiabschiüsse die Qualifikation oft als ge—

geben erschien. Ebenso wie die berufliche Qualifikation spielte das Alter

in Salzburg (1 5%) und Kärnten (13%) signifikant seiten eine Rolle bei der

Einsteilung.

in Kärnten handeite es sich um junge, im Spitai tätige Ärzte und in Salz—

burg bei einer Beratungsstelle um ein junges Team, das diese Bera-

tungsstelle gegründet hatte.

Das Geschiecht des Beraters spielt in Kärnten keine (0%), aber in Wien

(15%) und in Tiroi/Vorarlberg (27%) eine große Rolle; Frauen erhielten

den Vorrang bzw es wurden nur Frauen eingestellt.
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Eine Zusatzausbildung spielt in Salzburg, Niederösterreich und dem
Burgenland (0%) keine Rolle. In Salzburg verfügen aber 38% aller Bera—
ter übereine psychotherapeutische Ausbildung,19% übereine Ehe- und

FamiIienberatungsausbildung und 19% über eine Gesprächstherapie—
ausbildung. Hier ist die Zusatzausbildung anscheinend schon so ver=
ankert, daß sich von vornherein nur Bewerber mit einer Zusatzaus-
bildung für die Beratungstätigkeit me1den.

Engagement wird signifikant häufig (19%) in Salzburg von zukünftigen
Beratern erwartet.

Das refligiöse lekenntnüs spielt bei der Einstellung nur eine untergeord-
nete Rolle (0% in Oberösterreich,’ 10% in der Steiermark) (siehe Tab.
101).

Tab. 101: Einstellungskriterien

Einstellungskriterien W N, B O S T‘ V K St Gesamt
% % %, % % % % %

berufl. Qual. 54 57 50 19‘ 51 21 * 51 47
Zus.ausbildung. 9 0 30* 0 12 4 23* 12
Engagement 5 0 4 19* 6 0 4 5
Alter 32 37 39 15* 19 13* 35 28
Geschlecht 15* 5 4 5 27* 0 8 12
Rei. bek. 2 5 0 5 6 9 10 5

Aufgeschlüsselt n_ach Berufsgruppen zeigte sich, daß das Alter
hauptsächlich bei Ärzten und Sozia!arbeitem eän Einstellungskriteri-
um darsteil1t. Expfiizit heißt das, daß die Trägerschaflen bei der Ein-
stellung ein Mindestaflter vc‘m etwa 28—30 Jahren voraussetzen. Es
wird davon ausgegangen, daß ältere Berater schon Berufserfahrun-
gen nachweisen können und aufgrund 1hres Aflters über eine gefe-
stigte Persönlichkeit verfügen, um mit auftretenden Probiemen bes-
ser umgehen zu können

Neben der beruflichen Qualifikation stellte eine abgeschlossene oder
Iaufende Zusatzausbüdung nurzu einem sehr geringen Prozentsatz eine
Voraussetzung für die Anstellung dar, und zwar bei Sozialarbeitern zu
9%, bei Psychologen zu 5% und bei Juristen zu 4%. Bei Ärzten hinge-
gen war bei keinem der Befragten irgendeine (auch nicht in Familien-
p1anung) Zusatzqualifikation die Voraussetzung für die Aufnahme
ins Team (siehe Tab, 102).

94



Tab. 102: Einstellungskriterien nach Berufsgruppen

Kr1\erien Psych‚ Ärzte Juristen Soz.arb.
% % % %

beruf]. Qualif. 38 62 43 41

Zusatzausb. 5 O* 4 9

Engagement 1 0 6 O 5

Teamgeist 5 0 0 2

Alter 1 3 44 25 36

Geschlecht 5 _ 15 11 11

Rel.bek. 0 9 8 5

3.6. Anschauungsmatefiai und Hilfsmittel bei der

Kontrazeptionsberatung

Im Schnitt verfügen zwei Drittel aller Berater über Anschauungsmaterial

für die Kontrazeptionsberatung; zwischen den einzelnen Bundeslän-

dern, Trägerschaflen und Berufsgruppen gibt es keine signifikanten Un-

terschiede.

Betrachtet man die zurVer1ügung stehenden Hi1fsmittekzur Kontrazep=

tionsberaiung en detail, so ergeben sich erhebflfiche Unterschiede, die

z. T. sogar zu einer nicht hinlänglich ausreichenden und v. a. nicht

anschaulichen Beratung führen können. Um die verschiedenen Ver—

hütungsmittel später auch 100%ig sicher anwenden zu können, ist es

von wesentlicher Bedeutung, ob man diese Mittel schon einmal in der

Hand hatte und damit üben konnte, 2. B. beim Diaphragma, dem Kon-

dom, Sch’aumzäpfchen, aber auch dem Thermometer und dem Zyklus—

kalender.

Beratungsstellen in Niederösterreich/Burgenland, in Oberösterreich,

Salzburg, Tirol, Vorarlberg und der Steiermark sind _ nach eigenen An—

gaben — gut ausgerüstet. In Niederösterreich/Burgenland (je 16%) und

in Tirol/Vorarlberg (je 15%) verfügt man sogar über Filme als Anschau—

ungsmateriaL In Wien und Kärnten sind die Berater mit den ihnen zur Ver—

fügung stehenden Hilfsmitteln zur Kotrazeptionsberatung am schlechte—

sten ausgerüstet Oftfeh1en Thermometer, Schaumzäpfchen, Kalender,

Diaphragmen, Abbildungen der inneren Geschlechtsorgane, Kondome,

Spiralen, Pillenpackungen und Broschüren Im Schnittverfügen 60% al—

ler Berater über die Möglichkeit, den Raisuchenden eine Broschüre mit

den Abbildungen und Beschreibungen der einzeinen Verhütungsmiitel

mit nach Hause geben zu können, um dort in Ruhe noch einmal alles an—
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schauen zu können und erst dann die Entscheidung für eine bestimmte,

bevorzugte Verhütungsmethode zu treffen und auch um später immer

wieder — im Sinne einer Gebrauchsanweisung — nachlesen zu können

Am besten ausgerüstet sind die Berater in Tirol und Vorarlberg (71 %)

am schlechtesten die Berater in Kärnten (30%). Hier müßte im Rahmen

der Kontrazepfionsberatung dringend ein Nachschub von Broschü-

ren an aflfle Beratungssteflen verschickt werden, so daß auch gewähr-

Eeisteit ist, daß die Hatsuchenden zu Hause an )enne 1nformationen, d1e

sie während des Beratungsgespräches erhielten, immer wieder

nachlesen können, zumal man sich die vielen Einzelheiten und wich-

tigen Details, auf die man gerade im Rahmen der Kontrazeption ach-

ten muß, nicht aflüe 501011 merken kann (siehe Tab. 103).

Tab. 103: Anschauungsmateriafl für Kontrazeptionsbera‘kung;

W N, B 0 S T, V K St Gesamt
% % % %, % % % %

Pille 19“ 37 44 — 43 33 26 50 34

Spirale 11* 21 30 33 25 22 33 23

Diaphragma 8* 11 17 19 27 9* 21 16

Kondom 17* 32 44 38 42 17* 29 29

Schaumzäpfchen 10* 26 44 43 33 4* 25 24

Frauenthermo—

meter 5* 16 13 38 21 O* 14 13

Kalender 18 32 30 38 33 9* 29 25

Broschüren 53 63 57 67 71 30* 69 60

Abbildungen 18* 32 61 62 48 9* 48 36

Plakate 12 21 17 38* 19 13 19 18

Filme 1 1 6* 4 5 1 5* 0 4 5

Pro Familia in Deutschland und die ÖGF (Österreichische Gesellschafl

für Familienplanung) haben in Form eines Koffers alle gängigen Verhü»

tungsmethoden zusammengestellt. lm Bundesdurchschnitt verfügen

11% aller Berater über ein nach diesen Vorbiidern zusammengestelltes

Anschauungsma‘teriafl, das übersichtlich und nebeneinander diese

Verhütungsmethoden verstehen und erklären hilft. Am häufigsten findet

man derartige Aufklärungsbeheh‘e in Salzburg‚ Tirol/Vorarlberg (19%)

und signifikant selten benutzen ihn die Berater in Wien (2%) und Nieder—

österreich/Burgenland (5%) (siehe Tab. 104).
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Tab. 104: Aufkiärungsbehelfe

%

W 2*

N, B 5*

0 13

S 19

T, V 19

K 9

St 17

Gesamt 11

Die Abgabe von Kontrazeptöva ist in einem Drittel aller befragten Bera—

tungsstellen möglich. Signifikant weniger werden Kontrazeptiva nur in

Kärnten (22%) und Wien (24%) an die Ratsuchenden abgegeben (siehe

Tab. 105).

Tab. 105: Abgeben von Kontrazeptiva

% .

W ‘ 24*

N, B 26

0 48

S ' 38

T, V ‚ 35

K 22*

St _ 42

Gesamt 33

In erster Linie wird die Pille abgegeben, und zwar überwiegend kostenlos

(Bundesdurchschnitt 22%). Signifikantseltener kostenlos erhältman die

Pille nur in Kärnten (siehe Tab. 106).

Tab. 106: Abgabe der Pille nach lundes!änclern

kosken)os Verb)". ‘ Rezept
% % %

W 1 8

N, B 26

O 17

S 24

T, v 17

K

S

9*

t 37

Gesamt 22 —‘I\JOI\JOOO‘ID 01OtD-I>OGDOLO
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3.7. Aus- und Forii3iioiung

Teambesprechungen, Supervision und Aus— und Fortbildung stellen we—

sentliche Merkmale in bezug auf die Kiientenbeireuung und die Teamar-

beit einerseits dar, andererseits sind sie sehr wichtig für die Flexibilität

Reflexion und Psychohygiene des einzelnen Beraters selbst.

3„7.1.Teambesprechungen

Die durchschnittliche Anzahl der Teambesprechungen liegt bei 11. Am

seltensien finden Teambesprechungen in Kärnten (2 pro Jahr) und in der

Steiermark (8 pro Jahr) statt, am häufigsten in Salzburg (34 pro Jahr). In

einem Dri’iiel aller Beratungsstellen gibt es keine Teambesprechungen,

in Kärnten sind sogar 52% aiier Beratungsstelien ohne Teambespre—

chungen. Am besten schneiden Niederösterreich/Burgenland ab, wo

nur in 5% der Beratungsstellen keine Teambesprechungen abgehaiten

werden

Für den hohen Prozentsatz von Beratungsstellen, in denen es keine

Teamsi‘izungen gibt, ist in erster Linie die finanzielle Situation verant-

wortlich. Teamsitzungen sind in den Plänen der Beratungssieilen

nicht genereii v0|_rgesehen und für sie ist auch meist kein Budgetpo-

sten reservie|it. Über die große Bedeutung von Mögiichkeiiten zum

gegenseitigen Austausch, zur Besprechung anfallienoier Probieme

und! fiir Fallbesprechungen sind sich alie Berater einig und wün-

schen sich auch Teamsiiizungen. Derzeiii müssen sie aber entweder

in der Freizeiii und unenitgeiilich abgehaiten werden oder aber eine

Beratungsstunde muß dafür umiunkiioniert werden. Die ideailösung

sollte aber die zusä‘iziiche und bezahite Stunde ein- bis zweimai'im

Monat (bzw. einmal in der Woche bei Beratungssteiien mit großem

Beratungsangebot) sein (siehe Tab. 107).

Tab. 107: Teambesprechungen nach Bundesländern

Anzahi pro Jahr
Md keine (%)

W 10 33

N, B 14 5

0 12 26

8 34 29

T, V 10 35

K 2 52

St 8 31

Gesamt 11 33
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Betrachtet man dieTei1nahme an Teambesprechungen nach ArtderTrä-

gerschafi, so zeigen sich hier signifikante Unterschiede. ln kirchlichen

Beratungsstellen gibt es die meisten, in öffentlichen die wenigsten. Im

Schnittgibt es in öffentlichen Beratungsstellen nur2 Teamsitzungen

pro Jahr. in 47% aller öffentlichen Beratungsstellen gibt es über-

haupt keine Teamsiizungen. Die Geldmittel werden hier voll für die Be»

ratungshonorare verbraucht; oftverfügen die kirchlichen Trägerschaften

hingegen noch über weitere finanzielle Zuwendungen, so daß hier für die

Teamsitzungen Mine! zur Verfügung stehen (siehe Tab. 108).

Tab.108: Teambespn'echungen (Teiinahme) nach Art der Träger=

schaft

Anzahl pro Jahr
Md keine (%)

Land, Gemeinde 2* 47*

Kirchen 18 19

Vereine 11 27

Auch zwischen den verschiedenen Berufsgruppen zeigen siph Unter-

schiede bezüglich der Teilnahme an Teambesprggchungen. Ärzte und

Juristen nehmen im Durchschnitt nur an etwa haib so v1e1en Teambe=

sprechurngen ten wie Psychologen und Sozia1arbeiter. Daraus folgt,

daß sie weniger ins Team integrieri und informiert sind, aber auch

weniger Informationen über gemeinsame Klientel an die Kollegen

weitergeben (siehe Tab. 109).

Tab. 109: Teilnahme an Teambesprechungen nach Beratergruppen

Beratergrupp9n Anzah1Teambesprechungen pro Jahr (Md)

Psychologen ' 253

Arzte 1 1 ‚4

Juristen 14.2

Sozialarbeiter 20.6

3.7.2. Besuch von Aus- und Fortbildung

Fortbildungsveranstaltungen werden im Bundesdurchschnitt von 61 %

aller Berater besucht. Zwischen den Bundesländern zeigen sich keine

großen Unterschiede, lediglich die Berater in Kärnten besuchen signifi—

kant seltener und weniger Fortbildungsprogramme (siehe Tab. 110).
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Tab. 110: Fortbildungsveranstaitungen nach Bundesländern

%

W 65

N, B 68

0 78

s 62

T, v 56

K 34*

St 52

Gesamt 61

Auch in bezug auf den Besuch von Fortbiidiungsveranstaiitungen er-

gaben'sich signifikante Unierschieoiezwischen den Beratern kirchib

cher (64%) und öffentlicher Trägerschaiten (42%). Auch hier kommt

der finanzielien bzw. mangelnden Unterstützung durch die Träger-

schaft eine große Bedeutung zu (siehe Tab‚ 111).

Tab. ‘i11: Fortbiidungsveranstaitungen nach Art der Trägerschaft

%

Land, Geméinde 42*

Kirchen 64

Vereine 61

Zwischen den Berufsgruppen zeigen sich ähnliche Ergebnisse wie beim

Besuch von Teambesprechungen. Etwa die Hälfte de_r Psychologen und

Sozialarbeiter nimmt an einschlägigen WeiterbiIdungsveransiaitungeri

teil, Juristen nur zu einem Viertel und Ärzte nur zu einem Fünftel. Die gut

ausgebildeten (ein bis zwei Zusatzausbiidungen) Psychologen und

Sozialarbeiter unternehmen sehr viel für ihre Weiterbildung, die the—

rapeutisch schlecht bis gar nicht ausgebildeten Ärzte hingegen

kaum etwas (siehe Tab, 112)‚

Tab. 112: Weiterbildung nach Beratergruppen

Bera\ergruppen Teilnahme an Welterbiidungsveranst (%)

Psychologen 53

Arzte ’ 1 9

Juristen 25

Sozialarbeiter 50
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3.7.3. Supervision

Knapp die Hälfte aller Berater nimmt in irgendeiner Form an Supervision

teil, Zwischen den einzelnen Bundesländern zeigen sich hier signifikante

Unterschiede. Am häufigsten ist die Gruppensupervision, v. a. in Wien

(40%) und Tirol/Vorarlberg (38%), am signifikant seltesten in Kärnten

(4%). ln Salzburg wurde keöne Gruppensupervision angegeben, dafür

aber in signifikanthohem Ausmaß die Kombination von Einzel— und Grup—

pensupervision (29%). Einzelsupervision ist eher die Ausnahme und

muß in der Regel auch se1bs1t finanzierit werden (siehe Tab. 113).

Tab. 113: Supervision nach Bundesländern

E1nze1 Gruppen Emze1+ Gruppen
% % %

W 2 40 6

N, ‚B 11 16 5

O 4 35 17

S 10 O* 29*

T‚—V 6 38 13

K 0 4* 4

St 2 , 27 12

Gesamt 4 29 11

Betrachtet man den Besuch von Supervision nach den Trägerschaften,

so zeigen sich bei öffentlichen Einrichtungen signifikant niedrigere Anga-

ben. Nur 12% der Berater und öffentlichen Einrichtungen erhalten

Gruppensupervision, hingegen 35% der kirchfiichen und sogar 40%

der Berater bei Vereinen. Die Kombination Einzel— und Gruppensuper»

vision findet sich am häufigsten bei kirchlichen Trägerschaften (21%)

und signifikant selten (3%) bei öffentlichen Trägerschaften. Die Berater

selbst versuchen dieses strukturelle Manko durch Eigeninitiative und

Eigenfinanzierung zu beseitigen. Der Prozentsatz der Berater, die in

Einzelsupervision gehen, ist * wenn auch immer noch sehr niedrig —

doch insgesamt am höchsten bei öffentlichen Trägerschafien (7%) ge—‚

genüber 2% bei Vereinen und 3% bei kirchlichen Trägerschaften (siehe

Tab. 114).

Tab. 114: Supervision nach An der Trägerschaft

Emze1 Gruppen E+G
% % %

Land, Gemeinde 7 12* 3*

Kirchen 3 35 21

Vereine 2 40 12

101



Aufgeschlüsselt nach Berufsgruppen bestätigt die Analyse der Supervi-

sionsfrequenz die bisherigen Ergebnisse. Arzte und Juristen nehmen —

wenn überhaupt, dann * nur an Gruppensupervisionssitzungen teil. Von

den Psychologen und Sozialarbeitem geht allerdings auch nur jeder

zweite in Supervision. Einen entscheidenden Punkt stellt die Bezahlung

dar bzw. nicht finanzierte oder auf andere Weise vergütete Supervision.

Den meisten Trägerschaften fehlen hierfür die Mittel. Andererseits zeägt

sich aber auch Wiederum, daß Psychologen und Sozialarbeiter weit

eher als Ärzte und Juristen bereit sind, sich Selber Supervision zu su—

chen und auch zu zahlen. Supervision sollte aber einen wesentlichen

Bestandteil der gesamten Arbeit in der Beratungsstelle darstellen,

auch im Sinne der Psychohygiene der Berater, und von daher auch

vom Träger bezahflt werden (siehe Tab. 115).

Tab. 1151 Supervision nach Beratergruppen

Beratergruppen keine Einzel? Gruppens. E+S
% % % %

Esymologen 47 13 23 18

Arzte 81 0 1 9 0

Juris en 75 0 21 4

Sozialarbeiter 50 5 31 14

3.8. Eigene Klientel

Von großem Interesse ist die Analyse der Klienten im Hinblick auf Alter,

Gesmlecht, Einzugsgebiet, Schicht, Erwartungen an Beratung, Zufrie—

denheit, Motivation und Leidensdruck im Vergleich zu den Angaben der

Beratungsstellenleiter.

3.8.1. Alter \

Das Durchschnittsalter der Klienten in Familienberatungsstellen be—

trägt 31 ‚8 Jahre (von 29,8 in der Steiermark bis 37,6 in Oberösterreich)

Bei den Schwerpunkfihemen der vorliegenden Untersuchung waren die

Ratsuchenden im Schnitt wesentlich jünger und zwar:

— Sexualberatung 27,1 Jahre (24,2 Jahre in Niederösterreich/Burgen-

land bis 29,6 Jahre in Oberösterreich und Salzburg),

— Kontrazepiionsberatung 26,3 Jahre (von 24,1 Jahre in Kärnten bis

32,2 Jahre in Oberösterreich),

— Schwangerschaftskonfliktberatung 25,1 Jahre (von 24,0 Jahre in

Salzburg bis 34,7 Jahre in Oberösterreich).
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Obwohl es zwischen den Bundesländern keine signifikanten Altersunter—

schiede gibt, zeigt sich doch ein deutlicher Trend: die ältesten Ratsu-

_ chenden fanden sich in Oberösterreich. Hier scheint für eine besfiimmte

Allitersstufe zum ersten Mal die Mögflichke'ut zu bestehen, sich Rat und]

informationen in allflen sexueilflen leflangen zu hoßen.

Aufschlußreich ist auch die Tatsache, daß Klienten mit Schwanger—

schaftskonflikt die jüngsten sind. Oftwird beim Geschlechtsverkehr nicht

bzw. unzureichend verhütet. Den meisten Frauen mangeit es an Wis=

sen über ihren eigenenKörpeu', über das Zyklusgeschehen und die

Fertilitäl. Daß die Klienten im Schnitt erst mit 26 Jahren zur Kontrazep=

tionsberatung gehen, läßt ebenfalls auf vorherige Uninformiertheit

schließen. Ein Teil der Frauen hat bisher dieja 1eicht handhabbare Pille

genommen, möchte nun aber — aus den verschiedensten Gründen — ei-

ne andere Methode anwenden, weiß aber nichtwelche und wie diese Me

thoden zu praktizieren sind.

Sexueile Probleme werden erstin einem noch späteren Alter in den Bera—

tungsstellen thematisiert, was allerdings nicht impliziert, daß sie erst in

diesem Alter auftreten. lm Gegenteil. Oft hat das Paar schon eine jah-

reflange Geschichte und viele Versuch hinter sich, bevor sie den Mut

fassen, eine Beratungsstelie aufzusuchen bzw. war die1hformation

daß"an den Familienberatungsstelien auch Sexuafl beratung möglich

ist, kaum verbreätek (siehe Tab. 116).

Tab. 116: AHtea‘ der Klienten nach Bundesiändem

Durchschnitt Sex ber Kontrzb. SSI<-B
Md I\/Id Md Md

W 34.3 255 , 28.5 25.0

N, B 32.8 24.2 28.0 32.6

0 37.6 29.6 322 34.7

S 30.1 29.6 28.7 24,0

T, V 329 29.0 29.6 260

K 335 27.5 24.1 283

St 29.8 27.3 25.0 249

Gesamt 31 ‚8 27.1 26.3 253

Betrachtet man die Altersveneilung nach den unterschiedlichen Träger—

schaften, so zeigt sich, daß jüngere Klienten (28.9 Jahre) weit eher zu

Vereinen gehen, ältere hingegen zu kirchlichen Beratungsstellen (34,2

Jahre)

Bezogen auf die Themenschvverpunkte Sexualberatung, Kontrazepv

tionsberatung und Schwangerschaftskonfliktberatung zeigt sich dasse!»
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be Ergebnis bei der Sexualberatung: jüngere Klienten bevorzugen Verei—

ne, ältere kirchliche Beratungsstellen. Bei der Kontrazeptionsberatung

wenden sich auch die älteren Kiienten eher an die Kirche. Bei der

Schwangerschaftskonfiiktberatung wenden sich die mit1ieren Jahrgän-

ge an die Kirche, die älteren an öffentiiohe Stellen und die jüngeren an

Vereine. Das zeigt, daß diese Beratungsstellen für iüngere Klienten

ein anderes, ansprechenderes image haben als kirchiiiche und v. a.

öffentliche. im Rahmen einer Schwangerschaftskonfliktberatung wirken

demnach öffentliche Stellen aufjüngere Leute weitwenigervertrauener—

weekend als Vereine und kirchliche Stellen (siehe Tab. 117).

Tab. 117: Aiter tier Kiien’ten nach Ari der Trägerschaft

Durchschni1i Sex.ber Koniraz. SSkrß
Nici Nici Md Nici

Land, Gem. 31.4 28.8 26.0 27.7

Kirchen 342 29,8 29,1 25.0

Vereine 28.9* 265 272 24.8

Hinsichtlich der Altersverteilung zeigen sich bei den Berufsgruppen kei-

ne signifikanten Unterschiede, allerdings lassen sich Trends aufspüren.

Die jüngste Klientel hat der Arzt (31 Jahre), die älteste der Jurist (37,1

Jahre). Auch bei sexueiien Probiemen wenden sich jüngere Kiienten

erst einmai an den Arzt —— oft in der Hoffnung, daß es sich um ein orga-

nisches Problem handelt! Ältere Klienten, die meist schon erkannt

haben, daß es sich bei sexuellen Problemen in der Regel um psychi-'

sche Probleme handelt, wenden sich an den Psychoiogen. .

Bei der Kontrazeptionsberatung suchen jüngere Klienten eher einen 80—

zialarbeiter auf, ältere einen Psychologen.

Im Schwangerschaftskonilikt wenden sich ebenfalls die jüngeren Klien—

ten eher an Sozialarbeiter und die älteren eher an Ärzte Daraus

schließt, daß iürvielejunge Frauen ein Gespräch über die momenta- ‘

ne Gesamtsi‘iuation sehr wichtig istund nicht alleine die medizini=

sche information über einen eventuelien Abbruch im Vordergrund

steht. Diese kiärencien Gespräche sind aber —— beim derzeitigen man—

geinden Ausbildungsstand der meisten Arzte — in den Beratungs-

steiien nur bei Sozialarbeitem und Psychologen möglich (siehe Tab

118).
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Tab. 118: Alter der Klienten

Durchschnitt Sex ber Kontraz. SSI<rB
NICI Md Md Md

Psychologen 342 30.0 29.5 26.2

Ärzte 31.0 25.1 26.3 29.4

Juristen 37.1 — — —

Sozialarb. 34.8 27.8 25.0 24.7

3.8.2. Geschiecht

in der überwiegenden Mehrzahl sind es Frauen, die eine Beratungs-

stelle aufsuchen (78%). Auch bei sexuellen Problemen (74%), Verhü—

tungsfragen und Schwangerschaftskonflikten (84%) zeigt sich das glei

che Bild. Paare lassen sich im Schnitt nur zu 23% gemeinsam über Kon—

trazeptionsmeihoden informieren, am häufigsten (33%) in Tirol/Vorarl—

berg, am seltensten (7%) in Oberösterreich

Bei einem Schwangerschaftskonflikt ist die Frau in der Regei auf sich

selbst gestellt. Nur 9% der Männer (von 6% in Kärnten bis 12% in

Niederösterreich/Burgenland) begleiten ihre Partnerin. Diese Zahlen

zeigen sehr deutlich, Wie aiiein die meisten Frauen mit ihren Probie-

men geiassen sind und wie sehr sie der Hilfe und Beratung bedürfen'

(siehe Tab. 119).

Tab. 119: Geschiechtsverteilung nach Bundesländern

Gesamt Sex.ber. Koniraz. ‘SSk
Frauen Frauen Frauen Paare Frauen ‘ Paare
%-Md %7Md %vl\lid %-Md %rl\/Id %—Md

W 81 71 75 25 91 7

N, B 74 69 73 27 82 12

O 79 80 93 7 85 1 0

S 77 74 53 30 82 7

T, V 75 74 64 ' 33 75 11

K 72 87 71 1 2 90 6

St 72 72 74 24 82 8

Gesamt 78 74 74 23 84 9

Betrachtet man die Präferenz der Trägerar‘ren auf dem Hintergrund des

Geschlechis der Klienten, so zeigen sich sehr deutiiche Unterschiede.
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Insgesamt bevorzLugen Frauen öffentliche Beratungsstellen gegen=

über Vereinen und v. a. kirchliche Stellen. Das giit sowohl für allgemei—

ne Probleme als auch für Probleme im sexuellen Bereich und bei Fragen

zur Kontrazeption._ Nur bei Schwangerschafitskonfillikten vertrauen

Frauen mit Abstand eher den Vereinen und am wenigsten öfientii—

chen Stellen.

Suchen Frauen eine Beratung im Rahmen derVerhütung, so wenden sie

sich in erster Linie an öffenfliche Beratungssteflen (84,7%), Paare hin—

gegen suchen Rat und Hilfe überwiegend bei kirchlichen Beratungs=

stellen (33,4%) und erst mit großem Abstand bei öffentlichen Stellen

(13%) Die Einbeziehung des Partners in die Kontrazeptionsberatung

impliziert meistens, daß auch der Mann aktiv zur Verhütung beitragen

möchte, also auch anorma'tionen über die natürlichen Verhütungs=

methoden gefragt sind und solche Veranstaltungen sehr oft von

kirchlichen Beratungsstellen angeboten werden.

Beim Schwangerschaftskonflükt wendet sich die Frau meist an Verei—

ne (89,2%) und seltener an kirchliche (81,7%) und öffentliche Stellen

(79,8%), das Paar‘hingegen wendet sich überwiegend an öffentliche

Stellen (20,4%) und seltener an kirchliche (9,6%) bzw. an Vereine

(52%); die Situation ist hier also umgekehrt Sehr deutlich zeigen diese

Zahlen, daß mit dern Trägerschaflen von vornherein ganz bestimmte

Assoziationen verknüpft sind, und zwar: „Bei einem Verein finde ich

eher die Möglichkeit, über meine Probleme zu sprechen und meine

persönlichen Konflikte zu bearbeiten und zu lösen; bei öffentlichen

Stellen erhallte ich informationen über die finanziellen und struktureß-

Men (2„ B. Wohnung, Krippenpiatz) Möglichkeiten“ (siehe Tab. 120).

Tab. 120: Geschlechtsverteilung der Klienten nach Art der Träger-

schaft

Gesamt Sex.ber Kontrazb. SSk-B
w—% w-% w-% Paare-% w—% Paaref%

Land, Gemeinde 832 86.4* 84.7* 13.0* 79.8 2Oßr

Kirchen 71.0* 68.8 565 334 81,7 9.6

Vereine 76.6 76.0 60.5 271 892* 52

' Bezogen auf die Berufsgruppen zeigen sich beim Geschlecht der Klien-

ten lediglich Trends. Der Arzt siehi überwiegend Frauen, und zwar 30—

wohl bei allgemeinen Fragestellungen als auch bei sexuellen Problemen,

106



Fragen zur Kontrazeption und beim Schwangerschaftskonflikt. Paare

lassen sich sowohl über Verhütungsmaßnahmen als auch bei Schwan—

gerschaftskonflikten eher vom Sozialarbeiter beraten (siehe Tab. 121).

Tab. 121 : Geschlecht der Khienten nach Berufsgruppen

Durchschnin Sex.ber Kon1razb. SSk-B
w-% W'°/n w»% Paare-% W'% Paara%

Psychologen 74 70 79 13 89 11

Ärzte ’ 91 85 87 1 2 94 5

Juristen 70 _ — — — —

Sozialarbeiter 77 77 71 26 84 12

3.8.3. Einzugsgebiet

Beim E1nzulgsgebietder Beratungsstehflen sind keine bedeutenden Un-

terschiede zwischen den Bundesländern zu beobachien. Hm Schnitt be-

trägt cliezurückgelegte Entfernung 18 km (von 9 km in Salzburg bis 25

km in Niederösterreich/Burgenland). Betrachtet man die Themen-

schvverpunkie Sexualberatung, Kontrazeptionsberatung und Schwan-

gerschaftskonfliktberatung, so zeigen sich dieselben Trends. Daraus

läßt sich ersehen, daß schon rein von der Entfernung eine lange Anrei—

se zur Beratungsstelle besteht, die oft noch durch mangelnde infra-

struktur und schlecht koordinierte öffentliche Verkehrsmittel verlän-

gert wird (siehe Tab. 122).

Tab. 122: Einzugsbereich (km) der Beratungssteilen nach Bundes-

ländern .

Durchschniu Sex.ber Kontl'az‚b ’ SSk-B
Md Md Md l\l1d

W 1 0 1 5 1 5 1 5

N, B 25 26 26 30

O _ 1 9 17 17 20

S 9 9 9 9

T, V 1 2 1 4 1 2 1 4

K 1 9 1 8 17 16

31 24 20 15 20

Gesamt 1 8 1 6 15 1 8
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in etwa die gleichen Entfernungen geben auch die verschiedenen Trä—

gerschaflen an, wobei kirchliche Stellen eher aus der näheren Umge-

bung her(12 km) aufgesuchtwerden, öffentliche haben ein größeres Ein—

zugsgebiet (19 km) (siehe Tab, 123).

Tab. 123: Einzugsgebiet nach Art der Trägerschaft

km uvm)

Land, Gemeinde ' 190

Kirchen 120

Vereine 14.8

Den weitaus längsten Weg (29,1 km) muß man bei der Suche nach einem

juristischen Ratzurücklegen, die kürzeste Entfernung hat man zum Psy»

chologen (19,8 km) (siehe Tab. 124).

Tab. 1241: Einzugsgebiet nach Berufsgruppen

km (ma)

Esychoiogen 198

Arzte 20.0

Juristen 29.1*

Soziaiarbeiter 22.7

3.8.4. Schicht

Der überwiegende Teil (rund 50%) der Ratsuchenden stammt aus der

Mittelschicht, ein erheblicher Prozentsatz (gut ein Drittel) aus der Unter»

schicht, nur sehr wenige aus der Oberschicht. und bei vielen Klienten

konnten keine Angaben zur sozialen Schicht gemachtwerden. im Schnitt

gaben 17% (von 3% in der Steiermark bis 38% in Salzburg) der Berater

an, Klienten aus alien sozialen Schichten zu betreuen.

Zwischen den Bundesiändem und auch bezogen auf die Trägerschaften

zeigten sich keine wesentlichen Unterschiede in bezug auf die Schicht—

zugehörigkeit der Klienten. Unterschichtklienten bevorzugen Vereine,

Mitteischichtklienten öffentliche Einrichtungen. Aber alle Trägerschaften

stellen Anlaufstellen dar für prinzipiell jeden Kiienten, unabhängig von

der sozialen Schicht und dem Bildungsgrad. Auch die einzelnen Berufs—

gruppen betreuen Klienten aus aiien sozialen Schichten. Präferenzen

gegenüber bestimmten Berufen bestehen nur minimal, sind aber nicht

von Bedeutung.

108



3.8.5. Erwartungen an die Beratung

Die Berater waren aufgefordert die von den Klienten explizit und_implizit

an sie hérangetragenen Wünsche zu formuiieren. in erster Linie gem

hen die Klienten davon aus, Hiife und Anregungen zu erhaiten (34%),

gefoigt von Anregungen (27%), aktive Hilfe (16%) und die Abnahme

von Entscheidungen (1 1 %). Zwischen den Bundesländern gibt es keine

bedeutenden Unterschiede.

Zwischen den Trägerschaften zeigten sich bis auf eine Ausnahme auch

keine signifikanten Ergebnisse. Aktive Hilfe wird vor allem von Bera—

tern in öffentlichen Beratungsstellen erwartet (siehe Tab. 125).

Tab. 125: Erwartungetn eier Kiien’ien nach Art der Trägerschaft

Aktive Hiife Anregungen Hilfe + Anreg. Entscheid. aim.
% % % %

Land. Gern. 28* 15 35 18

Kirchen 13 52 32 4

Vereine 9 31 45 13

Die Erwartung von aktiver Hilfeleistung erleben Ärzte signifikant

häufiger (27%) bei ihrer Klientei ais andere Berufsgruppen, was aber

einerseits durch die Sozialisation des Arztes als Helfer bei akuten ge-

sundheitlichen Problemen und das bei ihnen vorherrschende Berufsbild

zu erklären ist, andererseits aber auch durch die reale inanspruchnahme

der medizinischen Kompetenz des Arztes. Die Abnahme von Entschei-

dungen als Anspruch des Klienten erleben signifikant häufig (30%)

Juristen, was ebenfalls aus ihrer spezifischen Aufgabe und Ausbildung

heraus zu erklären ist. Juristen verfügen über eine Fachkompetenz, aus

der heraus sie beurteilen können, ob gewisse Dinge leicht, schwer oder

gar nicht bzw. mit welchen Vor— und Nachteilen durchführbar sind (z. B.

„Soll ich mich scheiden lassen oder nicht?“).

Psychologen erleben ihre Klientel in erster Linie als Menschen, die

sich im Gespräch mit ihnen Anregungen für ihre zukünftige Lebens-

pianung erhoffen.

An Sozialarbeiter geht in erster Linie die Botschaft, sowohi Hilfe als

auch Anregungen erhalten zu wollen. Bei der Hilfe handelt es sich oft

um finanzielle, aber auch organisatorische Unterstützungen (z. B. Rech—

te am Arbeitsplatz, Wohnung usw.) (siehe Tab. 126).
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Tab. 126: Erwartungen der Klienten nach Berufsgruppen V

Aktive Hilfe Anregungen Hil|e + Anreg. Entscheid aba
% % ‚ % %

Psychologen * 9 53 22 16

Ärzte 27* 19 43 8

Juristen 10 15 ' 40 30*

Sozialarb‚ 16 29 48 11

Auch bei der Schwangerschaftskonfliktberatung steht an erster

Stelle die Suche nach Hilfe und Anregung (30%). Nur 8% haben den

Wunsch, daß ihnen die Entscheidung abgenommen wird, Die Unter—

schiede zwischen den Bundesländern sind nicht signifikant (siehe Tab.

127).

Tab. 127: Erwartung bei SSk nach Bundesländern

Aktive Hilfe Anregungen Hilfe + Anreg Entscheid abn.
% % % %

W 1 1 10 36 7
N, B 16 5 26 1 1

0 9 26 17 9

8 5 28 1 9 1 0
T, V 1 0 1 9 31 1 7
K 9 4 30 4

St 23 21 33 2

Gesamt 1 3 1 6 30 8

Signifikanthäufiger (30%) erleben Beraier in öffentlichen Beratungsstel—

!en den Wunsch der Ratsuchenden nach aktiver Hilfeleistung (medizi-

nisch, materiell usw.). Mitfinanziellen Problemen wendet man sich in er—

ster Linie an den Staat und nicht an Vereine (1 3%), die ja nicht über die

Erteilung von Sozialleistungen entscheiden können, aber auch nicht an

kirchliche Stellen (4%),die hingegen sehrwohl überfinanzielle Unterstüt—

zungsmöglichkeiten für Ratsuchende verfügen Die Präferenz für öf—

fenfliche Stel1en zeigt sehr deutlich, daß es sich eben nicht um eine

momentane finanzielle Unterstützung oder eine Überbrückung han-

deflt, sondern daß die gesamte Lebenssituation der ratsuchenden

Frau mit ai! ihren Rechten und Pflichten afls Staatsbürger neu konzi—

piert werden muß. D. h. eine einmalige Finanzhiflfe genügt der Frau
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nicht; sie benötigt vielmehr Hülfe nach der Geburt, während des Ka=

renzjahres und für die gesamte Zeit der Sorgepflich't für das Kind.

Und gerade in diesem lereich kommt den öffentlichen Beratungs—

stellen mit ihrem Netzwerk ännerhaßb der sozialen Versorgung eine —

bedihgt dürch die steigende Arbeitslosigkeä'l unter Frauen — zuneh-

mend größere Rolle zu (siehe Tab, 128)‚ ‘

Tab. 128: Erwartungen der Kiienten von SSk—Beratung nach Art der

Trägerschaft

Ak\ive H‘Mfe Anregungen Hi\fa + Anreg Ernscheici. alarm
% % % %

Land, Gem. 30* 12 41 12

Kirchen 4 36 38 13

Vereine 1 3 26 49 7

Aktive Hilfe als Anspruch der Ratsuchenden erleben in erster Linie Ärzte.

Anregungen suchen die Klienten bei Psychologen; Anregung gepaart mit

Hilfe sucht man am ehesten beim Sozialarbeiter, Psychologen erleben

bei sehrvielen Ktienten, daß man ihnen die Entscheidung abnehmen soil

(siehe Tab. 129)‚

Tab. 129: Erwartungen der Kfläenten bei SSk nach Berufsgruppen

Akuve Hilfe Anregungen H1Ne + Anreg. Entscheid. abn,
% % % %

Psychologen 13 50 21 16

Arzte 40* 7 43 7

Juristen 0 31 39 8

Sozialarb. 17 27 52 6

3„8.6. Zufriedenheit

Die Zufriedenheit der K!ienten mit der erhafitenen Beratung wird von

den Beratern selbst im bundesweiten Durchschnitt mi15,5 (aufeiner Ska-

la von 1*7) zwar als recht hoch erlebt, keineswegs aber überbevvertet.

Sie räumen auch ein, daß viele Ratsuchende mit dem, was sie in der Be-

ratungsstelle vorfinden, nicht zufrieden sind, v. a. solche Klienten, die

von der Erwartung ausgehen, daß man ihnen deziciiert sagt, was sie tun

sollen und die Entscheidung abnimmt.
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Die erlebte „Zufriedenheit nach Trägerschaften liegt ähnlich hoch wie im

gesamten Uberblick nach Bundesländern. Katholische Trägerschaften

erleben ihre Kiienten am zufriedensten (5,4),_öffentiiche geben den nied—

rigsten Grad von Zufriedenheit an (5,2).

Zwischen den Berufsgruppen zeigen sich auch keine signifikanten Un—

tersqhiede. Soziaiarbeiter erleben ihre Klienten als zufriedener (5,4)

als Ärzte (5,1).

3.8.7. Motivation

Die Motivation der Kiienten wird aiigernein als etwas niedriger einge—

schätzt ais die Zufriedenheit mit der Beratung, und zwar sowohl auf der

Länderebene als auch innerhalb der Trägerschaften und der Berufs—

gruppen. Auf der Ebene der Bundesländer iiegt der Grad der Motivation

im Schnitt bei 5,2 (Skala von 1—7) mit einer Stréubreite von 4,7 bis 5,5

d. h. im Schnitt bringen alle Ratsuchenden eine hohe Motivation mit in die

Beratung.

Von den Trägerschaften werden ähnliche Werte angegeben. Auch hier

erleben — statistisch nicht gesichert? Berater kirchlicher Stellen eine hö-

here Motivation (5,1) als die öffentiichen Stellen (5,0) und in Vereinen

(4.9).

Von den einzelnen Berufsgruppen erleben Sozialarbeiter die höchste

Motivation (5,2) und Arzte die niedrigste (4,8).

Die Motivation zur Beratung beim Schwangerschaftskonfiiki wird auf

Länderebene als bedeutend niedriger eriebt. Der Grad der erlebten

Motiviertheii beträgt 4,1 (bei einer Skala von 147) mit einer Streuung von

3,7 bis 5,1.

Auch die Trägerschafien liegen mit Werten von 4,5 (Vereine) und 4,4 (öf-

fentiiche und kirchliche Stellen) weit niedriger ais bei Beratungen im all—

gemeinen (siehe Tab. 130).

Tab. 130: Motivation der Klienten bei SSK nach Art der Trägerschaft

Skala 1—7 im

Land, Gemeinde 44

Kirchen 4.4

Vereine 4.5
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Bezogen auf die Berufsgru ppen zeigen sich auch deutliche Unterschiede

beim Grad der erlebten Motivation zur Schwangerschaftskonfliktbera—

1ung. Juristen erleben signifikant die niedrigste Motivation (3,7), Sozial—

arbeiter die höchste (4,7)‚(siehe Tab. 131).

Tab. 131: Motivation der Klienten bei SSR nach Berufsgruppen

Skala 14 Md

\ Psychologen 4‚4

Arzte 4.5

Juristen 3.7*

Sozialarbeiter 4.7

Ein Grund für die niedrigere Motivation, bei Schwangerschaftskonflik»

ten eine Beratungsstelle autzusuchen, mag auch darin liegen, daß ein

exaktes Wissen über die Rechtsflage und das Gesetz zur Fristenflö«

sung bei den meisten Frauen kaum vorhanden ist. Die überwiegende

Mehrzahl der befragten Frauen ist der Ansicht, in Österreich bestehe

e'me Indikationenlösung und man müsse in der Beratung seine

schon getroffene Entscheidung verteidigen. Auf der Basis soßch fa)—

schef Informationen fällt der Weg in däe Beratungsstelle sehr schwer,

bzw. vßeie Frauen suchen sie erst gar nicht auf, sondern gehen gieich

zum Arzt in die Ordination und lassen dort den Abbruch durchführen.

Auf diese Weise kommt es auch zu Schwangerschaflsabbrüchen,

die durch eine Beratung hätten abgefangen werden können. Die

Angst, in der Beratung manipufliert und vom Abbruch abgehalten zu

werden, treibt viele Frauen gerade in die entgegengesetzte Richtung

und direkt — ohne Reflexion der Situation — in die Abbruch faxen. In=

formationskampagnen über Beratung und vermehrte flemtnieh-

keitsaa‘beit für die Beratungsstellen in bezug auf die Schwanger=

schaftskonfliktberatung, deren Inhaite und Bedeutung, sind drin=

gend indiziert.

3.8.8. Leidensdruck

Den Leidensdlruclk der Klienten erleben die Berater als hoch, im Schnitt

liegt er bei 2,3 (Skala von sehr hoch = 1 bis sehr niedrig : 7), mit einer

Streuung von 2,0 in der Steiermark bis 2,7 in Salzburg (siehe Tab. 132).
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Tab. 132: Leidensdruck der Klienten nach Bundes!ändem

Skala 1*7 Md

% 2.2

2.3

2.4

2.7

2.4

2.5

t 2.0

Gesamt 2.3

03

OZ

mxfiw

<

Aufgeschlüsselt nach den Trägerschaften zeigen sich die g!eichen Ein-

drücke vorn Leidensdruck der Klienten, wobei Berater in kirchlichen Stel—
len den höchsten Leidensdruck erleben (2,1) und _die in öffentlichen den

niedrigsten (2,5) (siehe Tab. 133). \

Tab. 133: Leidensdruck der Käienten nach Arten der Trägerschaft

Skala1f7 Md

Land, Gemeinde 2.5

Kirchen 2.1

Vereine 2.2

Betrachtet man den Leidensdruck nach dem Aspekt der Berufsgruppe,
so findei man die gleichen Werte. Den höchsten Leidensdruok erleben
Sozialarbeiter (2,0) und den niedrigsten die Ärzte (27). Diese Zahflen

verdeutlichen sehr anschaulich, daß die Klienten mit ihren Proble=

men in erster }.inie Sozialarbeiter und Psychologen konsultieren.
bzw. van den Ärzten aufgrund mangelnder Kompetenz und Erfah-

rung im Umgang mi1t Probflpmen an Sozialarbeiter und Psychoßogen
weiterverwiesen werden. Ärzte ihrerseits gaben ja auch an, daß sie
im Team am äntensivsten mit Sozialarbeitem und Psychologen zu=

sammemnrlmeüfterru7 d. In. an sie weiterverweisen (siehe Tab. 134).

Tab. 134: Leidensdruck der Klienten nach Berufsgruppen

Ska[a1f7 l\lld

Psychologen _ 2.2

Arzte 2.7

Juristen 23

Sozialarbeiter — 20
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Der Leidensdruck beim Schwangerschaftskonflik‘r ist in jedem Faii

bedeutend größer als bei aiien anderen Problemen, mit denen die

Kiieriten in die Beratungsstelle kemmen. Auf der Länderebene liegt

der Leidensdruck hier im Schnitt bei 1 ‚9 (Skalavon sehr hoch 21 bis sehr

niedrig = 7), wobei die Berater in Oberösterreich den höchsten Leidens—

druck (1 ,6) erleben und die in Niederösterreich/Burgenland den niedrig—

‘ sten (2,3); die Unterschiede sind aber statistisch nicht relevant (siehe

Tab. 135). ‘

Tab. 135: Leidensdruck bei_SSk nach Bundesländern

Skala1f7 i\/|d

W 2.0

N, B 2.3

0 1.6

S 2.0

T, V 19

K 17

St 1.7

Gesamt 1.9

Auch den Leidensdruck beim Schwangerschaflskonflikt erleben

kirchliche Berater höher (1,7) ais Berater in öftenitiichen Einrichtun-«

gen (2,0). Ein Grund dafür mag sein, daß die Kirche für viele Frauen, v. a.

für die ohne Beruf und soziales Auffangnetz, die ietzte Rettung darstellt,

bzw. sich auch in erster Linie solche Frauen an kirchiiche Beratungs-

steilen wenden, die primär die Schwangerschaft austragen wollen

und eine rasche und v. a. unbürokratische Hilfe suchen (siehe Tab.

136).

Tab. 136: Leidensdruck bei SSk nach Art der Trägerschaft

_ Ska1a1—7 Md

Land, Gemeinde 2.0

Kirchen 1.7

Vereine 1.9

Wie bei allgemeinen Problemen werden auch beim Schwangerschafts—

kom‘iikt Sozialarbeiter mit den größten Problemen konfrontiert und erle—

ben den größten Leidensdruck bei ihren Klienten (1, 7). Die Unterschiede

sind zwar nicht signifikant, aber dennoch tendieren Ärzte zu einer etwas

niedrigeren Einschätzung (2,1). insgesamt wird der Leidensdruck

aber ais bekanntermaßen hoch erachtet. Dies deutet darauf hin, daß

ein lange diskriminierendes Vorurteil wie „Die Frauen nehmen die-

sen Konflikt zu leicht!“ abgelegt wurde (siehe Tab. 137).
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Tab. 137: Leidensdruck der Kfliemen bei SSk nach Berufsgruppen

Ska1a 1—7 ma

Psychologen 1.8

Arzte 2.1

Juristen — / 1 ‚9

Sozialarbeiter. 1.7

Insgesamt zeigen die Daten über den Leidensdruck derKlienten, welch

große Bedeutung innerhalb einer Beratungssteflfle sowohi Em Rah-

men einer alllgemeinen Beratung 315 auch der speziellen Schwanger=

schaftskonfliktberatung den Soziallarbe'utern und Psychoflogen zu-

kommt. Sie tragen die Hauptßast bei der Bewältigung von Problemen,

werden mit den größten Probllehwen konfrontiert und stellen auch für

die nicht therapeutisch ausgebildeten Ärzte eine höhere Instanz

zwecks Weiterverweüsung bei Probflemen dar. Dieser Wöch1tigkeätvon

Seziallärlbei‘kem und Psychoflogen innerhaflb der Beratungssteßle emi-

spricht aber andererseits die Bezahlung oft nicht.

3.9. Wertorientiertheit bei; Schwangerschaftskonflikt-

beratung

Auf einer Skala von 1 = völlig wertfrei bis 7 = völlig wertorientiert beurteil—

ten die Berater ihre eigene Wertorientierheit im Sinne von: wie voreinge—

nommen bzw‚ frei und in jeder Situation flexibel erlebe ich meine Berater—

tätigkeit. Die Angaben liegen im Mittelbereich‚ aber näher zum Pol Wert»

freiheit. Zwischen den Bundesländern gibt es nurtendenzielle, aber kei—

ne statistisch gesicherten Unterschiede. Die Berater in Kärnten erleben

sich am wertfreisten (2,0), gefolgt von Salzburg (2,5) und Niederöster»

reich/Burgenland (2,7). Am wertorientier1esten sehen sich die Tiroler/

Vorarlberger (3,8) (siehe Tab‚138).

Tab. 138: Wertorientiertheit der Berater nach Bundesländern

Md (Skala 1 = vö1lig wenfrei bis 7 = vöHig wertor1enuen)

2 3.5

2.7

3.0

2.5

V '3.8

' 2.0

3,5QXHwoz

UJ
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Betrachtet man die Wertorientiertheit nach den Arten der Trägerschaf—

ten, so zeigt sich auch hier im Durchschnitt die Tendenz zur Werthei-

heit der Beratung. Zwischen den Trägerschafien zeigen sich aber deut—

iiche Unterschiede. Berater in kirchiichen institutionen sehen ihre Be-

ratungstätigkeit weit weriifreier (3,33 auf einer Skala von 1 = völlig wert—

irei bis 7 = völlig wertorientiert) ais Berater in öflentiichen Einrichtun-

gen (3,5). Signifikant wen'iiorienitierier (4,0), aiso genau im Mittelbe-

reich zwischen Wert‘ii‘eiheit und Wertorientiertheit, sehen sich Bera-

ter in Vereinen (siehe Tab. 139).

Tai). 139: Wenorienitienheit der Berater nach Art der Trägerschaft

Träger ' Md (Skala 1 = vöiiig wertirei‚ bis 7 = völlig werlorientierl)

Land, Gemeinde 3.50

Kirchen 333

Vereine 4.00*

Gesamt 3.59

Bei den einzelnen Berufsgruppen tendiert das Seibsiverständins von Be—

ratung zur Werrfreiheit‚ mit einer statistisch signifikanten Ausnahme:

Ärzte sehen ihre Beratungstätigkeit eher in Richtung Wertorieniiiert-

heit (4,4 auf einer Skala von 1 = völlig wertfrei bis 7 = völlig wertorien—

tiert). Mit Abstand am wertfreiesten erleben Juristen ihre Beratungen

(1 ‚B); sie Verstehen sich von ihrem Berufsethos und ihrer beruflichen So—

zialisation her als informanten über bestehendes Recht, sind vollkom—

men abgehoben vom konkreten Ratsuchenden als Person und mehr in—

teressiert am Fall und der Ausiotung aiier Eventuaiitäten. Psychoiogen

(3,0) und Soziaiarbeiter (3,1) erleben sich in gleich hohem Ausmaß als

werifrei bei der Beratung, ein indiz für die kiien‘renzentrierte Orientierung

dieser beiden Sozialberufe.

3.10. Beiastende Beratungen

im Rahmen der Schwangerschaftskonfliidberatung treten für die Berater

selbst vieie als starke Belastungen empfundene Probleme auf (siehe

Tab. 140).
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Tab. 140: Belastenoie Beratungen (Mehrfachangaben)

— Schwangerschaftskonfliktberatung an sich (

— nicht lösbare äußere Probleme (
— sprachliche Probleme (

— nicht lösbare innere Konflikte (23%

— Abbruch als Symptom eines fundamentalen Konflikts (

— Mehriacher Abbruch (

—— Uberschrittener Termin (

— Sozialfäiie (8%

Die Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern sind zwarten—

denzieii manchmal groß, aber nur in drei Fällen statistisch gesichert: nicht

lösbare äußere Probleme stellen v. a. für die Berater in der Steiermark

(24%) ein sehr großes Problem dar, und die Schwangerschaiiiskon=

‘fiik‘iberatung an sich wird insbesonders in Timi/Voraribei‘g (20%)

und wiederum in der Steiermark(18%) als sehr problematisch erlebt

drei Bundesiänder, in denen praktisch keine öffentlichen institutio=

nen (Spitäler) bereit sind, den Schwangerschaftsabbruch im Rah-

men der Fristeniösung durchzuführen. Dieses Wissen um das Feh-

ien entsprechender Einrichtungen in unmittelbarer Nähe bzw. dem

eigenen Bundesland wird von den Beratern ais große Beiasturrig bei

den Gesprächen empfunden. Sie erieiben sich ais ohnmächiig‚ den

Frauen keine — v. a. in Soziaifälien — adäquate Hiife anbieten zu kön—

nen. Oft bleibt den Frauen nur noch die Reise nach Wien oder gar ins

Ausland, verbunden mit weiteren finanziellen Aufwendungen (siehe

Tab 141).

Tab. 141: Belastungen der Berater nach Bundesländern

wm,eostvxsx
%%%%%%%

410

410

nicht iösb‚ äußere Probleme

nicht löst). innere Konflikte

Abbruch Symptom fundam. Konflikt

Mehrfachabbruch

Termin überschritten

sprachliche Probieme

Sozialfäiie

SSk—Beratung an sich

_;

ONOOOI\JOI\JOJO)UJC9LHU‘IOUI @O®OOI\JOO OON—b-OO OOOOOO'I4
2 *

Betrachtet man diese Belastungen nach der Art der Trägerschaft, so

zeigt sich, daß keine einzige einen höheren Prozentsatz als 9 erreicht.
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Durch die häufigere 8chwangerschaftskonfliktberatung in öffentlichen

Beratungsstellen treten dort auch die damit in Zusammenhang stehen—

den Belastungen etwas häufiger auf4 Bei kirchlichen Beratungsstellen

tritt, bedingt durch die Einstelflung der katholischen Kirche zum

Schwangerschaftsabbruch, der höchste Prozenitsatz von ProMe-

men bei der Schwangerschaflskonflikberatung auf (siehe Tab. 142).

Tab. 142: Beflastungen der Berater nach Art der Trägerscha1'i:

Land, Gem. Kirchen Vereme
% % %

nicht lösb. äußere Probleme 7 8 9

nicht lösb. innere Konflikte 1 1 2

Abbruch Symptom fundam Konflikt 7 1 1

Mehrfachabbruch 6 1 0

Termin überschritten 1 O 1

sprachliche Probleme 7 0 9

Sozialfälle 2 2 1

SSk-Beratung an sich 7 8 0

Ebenso wie zwischen den Bundesländern gibt es hinsichtlich der Bela-

stung zwischen den Berufsgruppen kaum Unterschiede. Die stärkste Be—

lgistung wird bei nicht lösbaren äußeren Problemen erlebt (Juristen 14%,

Arzte11%,Sozialarbeiter10%).Lediglich Psychologen erleben sich da-

durch signifikant wenig (2%) belastet. Die Schwangerschaftskanfläk1=

beratung an sich Wird signifikan1 häufig von Arzten (16%) ans Be1a-

stung erlebt, was 2. T. damit erklärt werden kann, daß Ärztekaum

über Zusatzausbifldung verfügen und auch wenig Möglichkeiten ha-

ben -— aber auch aktiv nicht suchen — ihre Arbeit und die damit auftre-

tenden Probleme supervidieren zu lassen (siehe Tab. 143).

Tab. 143: Belastungen der Berater nach Berufsgruppen

Psych‚ Arzt Jurist Snz 4Arb.
% % % %

nicht lösb äußere Probleme 2* 11 14 10

nicht lösb. innere Konflikte

Abbruch Symptom fundam. Konflikt

Mehrfachabbruch

Termin überschritten

sprachliche Probleme

Sozialfälle

SSk—Beratung an sich I\JI\)©OOI\)LO (DOU'AUINNO OÜOI\DOCJOJ> \IF\DCJJOJCDU'IOJ
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3,11 . Schwierige Klienten

Nicht nur das Problem der Klienten, auch Klienten seibst können den Be—

ratern im Rahmen der Schwangerschafiskonfliktberatung Schwierigkei-

ten bereiten (siehe Tab 144).

Tab. 144: Als schwierig erlebte Klienten (Mehrfachangaben)

— Klienten mit Widerstand

— K1ienten, die eine Patentiösung erwarten

„ junge Klienten

— Paare im Streit

— Ausländer

— sozial und finanziell besser Gestellte (v. a. Oberschicht)

— psychisch gestörte Klienten

— Partner mit unterschiedlichen Einstellungen

Signifikante Unterschiede zwischen den Bundesländern zeigen sich v. a.

in Tirol/Vorarlberg, wo Klienten mit Widerstand (25%), Klienten, die eine

Patentlösung erwarten (25%), Paare im Sireit (20%) und besser Gestell-

te (10%), (ebenso in Wien mit 10%)als weit schwierigererlebt werden als

in den anderen Bundesländern; junge Klienten hingegen bereiten den

Beratern in Tirol/Vorarlberg keine Probleme (0%), ebenso nicht in Salz-

burg (0%) (siehe Tab. 145).

Tab. 145: Als schwierig erflebte Kfiienten nach Bundesländern

w N,B o s T,V K 31
% % % % % % %

junge Klienten 3 10 8 O* O“ 10 9

Ausländer 5 4 2 10 0 0 0

besser Gestellte 10* 0 0 0 10* 0 0

Paare im Streit 8 0 12 0 20* 0 0

untersch. Einstellung der Partner 5 2 0 2 0 4 0

Klienten d. Patentlösung erwarten 3 4 0 12 25* 0 0

Widerstand 8 4 6 0 25* 0 3

psychisch gestörte Klienten 3 0 6 0 0 2 6

Auf der Ebene derTrägerschafien zeige sich hier nur ein statistisch gesi-

cherter Unterschied In kirchlichen Beratungssteilen werden Klientinnen

aus „besseren Kreisen“, die einen Abbruch Wünschen, relativ häufig als

schwierig empfunden (siehe Tab, 146).
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Tab. 146: Als schwierig erlebte Klienten nach Art der Trägerschaft

Land, Gem. Kirchen Vereine
% % %

junge Klienten 7 0 ()

Ausländer 2 2 9

besser Gestellie 2 17* 5

Paare im Streit 7 ‚ 8 5

untersch Einstellung der Partner 2 8 5

Klienten d. Patentlösung erwarten 7 2 7

Widerstand 7 2 5

psychisch gestörte Klienten 2 2 7

Für Psychologen steßßen die schwierigsten Kiienten junge Frauen

dar, Ausländerinnen und KHenten, die eine Patentlösung erwarten,

die Psychologen aber nicht geben können und woflßen. Ihre Bera-

tungstätigkeil sehen sie in der „Hilfe zur Seflbs1thilfe“‚ im Geben von

Anregungen und nicht im Erteiien von Ratschiägen. Klienten, die vom

Berater eine für sie maßgeschneiderte Lösung präsentiert haben möch—

ten, sind mit den Angeboten des Psychologen oft nicht zufrieden, und für

den Psychologen selbst stellen sie schwierige Klienten dar (9%).

Ähnfliches 9th für Soziallarbeiiter. Auch sie verstehen ihre Beratungstä—

tigkeit nicht als aktive Hilfe und Problemlösung und haben daher eben—

falls große Schwierigkeiten (8%) mit Klienten, die sich eine Patentlösung

erwarten. Am schwierigsten erleben Sozialarbeiter Klienten mit Wider—

stand (16%), etwas, auf das sie in ihrer Aus— und Weiterbildung bisher

anscheinend nicht genügend vorbereitet wurden. Auch „besser Gestell—

te“ bilden für Sozialarbeiter weit häufiger ein Problem (10%) als für die

anderen Berufsgruppen. Ärzte haben die größten Probfleme mit strei-

tenden Paaren (16%) und Klienten im Widerstand (11%), Umstände,

mit denen sie im Rahmen ihres Studiums nicht konfrontiert wurden.

Aufgrund der oft fehflenden zusätzlichen Qualifikation fühlen sie sich

in Konfliktsfituationen daher oft überfordert.

Juristen geben kaum nennenswerte Probleme an (siehe Tab 147).

Tab. 147: Als schwierig eriebte Klienten nach Berufsgruppen

Psych. Arzt Jurist Soz.—Arb.
% % % %

junge Klienten 9 2 2 8

Ausländer 9 0 0 5

besser Gestellte 2 5 4 10

Paare im Streit 2 16 0 8

untersch‚ Einstellung der Partner 0 0 0 8

Klienten d. Patenflösung erwarten 9 0 2 8

Widerstand 7 11 0 16

psychisch gestörte Klienten 7 5 4 2
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3.12 Einsteiiung zur Frästenlösung

Hm Schnitt hafiten zwei Drittel] der Berater die derzeit bestehende Form

der Fräs‘ienllösung afls für die unter den gegebenen Umständen beste

Form, 01. n. sie begrüßen, daß es düese flegaie Form eines Schwanger-

schaftsabbruches gibt, Frauen nicht in die Hände von Kurpfuschern

geraten oder ins Ausfiand reisen müssen, denn die Zahl der Schwan-

gerschaflsabbrüche Würde durch eine restriktivere Handhabung

nicht gesenkt, sondern lediglich veräagert, z. T. in die illegalität, ohne

sachgemäße medizinische Betreuung, Durchführung und Nachsor-

ge, und die betroffenen Frauen und! Ärzte wieder kriminaflisiert.

Auf der anderen Seite würde der Schwangerschaftsabbruch Wieder zu

einem Geschäft werden rnit undurchsiohtigen Praktiken und für sozial

schwächere Schichten finanziell nicht erschwinglich. Dem Weg zum billi—

geren Kurpfuschér Wären alle Türen geöffnet.

Die positive Einstellung zur derzeitigen Fristenlösung liegt mit 59% in

Oberösterreich am niedrigsten und mit 80% in Niederösterreich/Burgen—

land am höchsten

In Oberösterreich (24%) und in Niederösierreich/Burgenland (20%) ist

ein hoher Prozentsatz der Berater der Ansicht, daß im Rahmen einer Ab—

bruchberatung die Vermeidung des Abbruchs zwar im Vordergrund ste—

hen sollte, helfen der Frau aber dennoch in deren Sinn weiter, wenn sie

sich irotz Ausschöpfung aller finanziellen Resourcen für einen Abbruch

entscheidet. ,

Eine lndikationenlösung wünschen sich zwischen 4% (Niederösterreich/

Burgenland) und 13% (Wien) der Berater,

Völlig negativ zur Fristenflösung eingesteiltsind zwischen 0% der Be-
rater in Salzburg und 20'% in Niederösterreich/Burgenland (siehe

Tab, 148)

Tab. 148: Einstelflung zur Fristenlösung nach Bundesiändern
(Mehrfachangaben)

w us 0 5 TV K 51
% % % % % % %

positiv 73 80 59 75 60 65 64

als Indikationenlösung ausgelegt 18 4 12 8 10 8 9

Vermeidung Abbn im Vordergrund O 20 24 ' O 10 8 9

negativ 13 20 6 0 10 8 9

Auch auf der Ebene derverschiedenen Trägerschaften zeigen sich keine

signifikanten Unterschiede, aber sehr deutliche Trends. Nur knapp die

Hällfie (42%) der Berater in kirchßichen Beratungsstefllerr sieht die

derzeitige Fristenlösung als positiv an, 68% der Berater in Vereinen
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und 87% der Berater in öffenflichen Beratungssteßflen stehen ihr po=

sitiv gegenüber. Ein Viertel aller Berater in kirchlichen Institutionen

wünscht sich eine lndikationenlösung gegenüber 18% in Vereinen

und 7% in öfientfliclhen Beratungssteflen. Die Vermeidung des Ab-

bruchs steht beü 17% aflller kirchiüchen Berater im Vordergrund der

Schwangerachafkskonflälktberamng gegenüber bei 5% in Vereinen

und 0% der Berater in öfientllichen Einrichtungen. Negativ gegen=

übe? der derzeitigen Fristenflösung eingestelht ist ein Vierfiefl der

kirchflfichen Berater, aber nur 3% der in Vereinen und 2% in öffentlli=

chen Beraiungssitellflen (siehe Tab. 149).

Tab. 149: Einstellung zur Frfistenlösung nach Art der Trägerschaft

(Mehrfachangaben)

Land, Gem. Kuchen Vereine
% % %

positiv 87 42 68

als lndikationenlösung ausgelegt 7 25 18

Vermeidung Abbr. im Vordergrund 0 17 5

negativ 2 25 3

Auch die Berufsgruppen unterscheiden sich — bis auf eine Ausnahme ‚

kaum in ihren Ansichten über die Fristenlösung. Am positivsten sehen

Sozialarbeiter das Gesetz (74%), gegenüberduristen, von denen nur

57% positiv zur Fristenlösung stehen.

Arzte (5%) und Sozialarbeiter (8%) treten kaum für eine lndikationenlö—

sung ein gegenüber14% der Juristen und 18% der Psychologen Die

Vermeidung des Abbruchs steht nur bei 2% der Juristen im Vorder»

grund der Beratung, aber signifikant häufiger (21 %) bei Ärzten. Auf-

grund ihrer beruflichen Sozialisation verstehen sie sich in erster Li-

nie afls Helfer und in diesem Fall 515 Geburtshelfer (siehe Tab. 150).

Tab. 150: Einstellung zur Fristenlösung nach Berufsgruppen

(Mehrfachangaben)

Psych. Arzt Jurist Snz:Arb.
% % % %

positiv 64 63 57 74

als lndikationen‘ösung ausgelegt 18 5 14 8

Vermeidung Abbr. im Vordergrund 9 21* 2 3

negativ 9 11 11 8

3:13. Spezifika der einzefinen Berufsgruppen

Erstellt man die Profile der einzelnen Berufsgruppen, so zeigen sich ei-

nerseits Parallelen (z.B. teilweise bei Psychologen und Sozialarbeitern

einerseits und Juristen und Ärzten andererseits) aber auch Entwicklun—

gen in verschiedene Richtungen (siehe Abb. 4).
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Abb. 4: Pro iie der Berufsgruppen

weiblich männlich

Alter 30 60 Jahre

Träger öff. privat

Zus.-Ausb. ja nein

Berufserf. 5 15 Jahre

h/Woche 0 5 Stunden

SSk-B ‚ 0 100%

Teamb. 0 50 pro Jahr

Weiterb. 0 100%

Superv. 0 100%

3.131Psyc1oioge

—— Bei der Geschiechtsverteilung besteht ein Überhang hin zu den Män—

nem

— im Durchschnitt sind‚sie’36 Jahre alt

— arbeiten eher in privaten Institutionen (Verein, Kirche)
— haben fas alle mindestens eine Zusatzausbiidung

— verfügen über ca‚ 8 Jahre Berufserfahrung

— arbeiten etwa 4 Stunden pro Woche in der Beratungsstelle

—— knapp ein Viertel von ihnen führt Schwangerschaflskonfliktberatun-

gen durch

— im Schnitt nehmen sie an ca. 25 Teambesprechungen pro Jahr teil

— gut die Hälfte von ihnen besucht FortbiIdungsveranstaitungen

— und 50% lassen ihre Arbeit supervidieren.

313.2. Soziaian‘beiter

— Etwa 83% aller Sozialarbeiter in Familienberatungss‘ielien sind weib—

lich

— im Durchschnitt sind sie 43 Jahre alt

— zwei Drittel arbeiten bei privaten Trägerschaften (Verein, Kirche)

— ein Drittel verfügt über eine therapeutische Zusatzausbildung

— im Schnitt haben sie eine Berufserfahrung von 11 Jahren

— arbeiten 4 Stunden pro Woche in der Beratungsstelle

— Schvvangerschaftskonfliktberatung führen 40% von ihnen durch

— sie nehmen an rund 20 Teambesprechungen pro Jahr teil

— die Hälfte besucht FortbiIdungsveranstaitungen

‚ ebenfalls 50% lassen ihre Arbeit supervidieren.
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3.13„3. Arzt

‚ —- Knapp 70% sind männlich

— im Schnitt sind sie 39 Jahre alt

— arbeiten je zur Hälfte in öffentlichen bzw. privaten Trägerschaften

— 50% weisen eine Zusatzausbildung auf, aber vor allem den Facharzt—

iitei für Geburtshilfe und Frauenheilkunde

— sie haben 7 Jahre Berufserfahrung

— arbeiten knapp 2 Stunden pro Woche in der Beratungsstelle

— Knapp 50% von ihnen führen Schwangerschaftskonfliktberatung

durch

— im Schnitt nehmen sie an 11 Teambesprechungen im Jahr Teii

— an Weiterbiidung sind 20% interessiert

— ebenfalls ein Fünftel geht in Supervision.

3.13.4. Jurist

— Etwa 80 % aller in Beratungsstelien tätigen Juristen sind Männer

— im Schnitt sind sie 42 Jahre alt

— arbeiten zu 70% in privaten Institutionen (Verein, Kirche)

— nur ein Drittel von ihnen hat irgendeine Zusatzausbildung, meist in Fa—

milienrecht

— sie weisen etwa 7 Jahre Berufserfahrung auf

— arbeiten 2 Stunden pro Woche in der Beratungsstelle

— führen praktisch keine Schwangerschaftskonfliktbera’tung durch

— nehmen an ca 15 Teamsitzungen im Jahrteil '

— etwa 20% von ihnen besuchen Fortbildungsveranstaltungen (vorwie-

gend zum Thema Familienrecht)

# und ebenfalls 20% lassen ihre Arbeit supervidieren (Teamsupervi-

sion)

3.14. Zusammenfassung

Die 278 befragten Berater verteilen sich aufdie Berufsgruppen Psycho—

loge, Arzt, Jurist, Sozialarbeiter und sonstige Berufe. Die größte

Gruppe stellen die Sozialarbeiter dar (36,5%), gefolgt von den Arzten

(26,3%) und Psychologen (15,5%).

pie überwiegende Mehrzahl der Berater sind Frauen, bei Juristen und

Arzten dominieren allerdings die Männer

Das Durchschnittsalter der Berater liegt bei 38,8 Jahren. Meist wird bei

der Einstellung ein Mindestalter von 28—30 Jahren vorausgesetzt.

Man geht davon aus, daß ältere Berater schon über Berufserfahrung

verfügen und aufgrund ihres Aiiters eine gefestigiie Persöniichikeii

darsteiiien und miit den an sie herangeti'agenen Probiemen besser

umgehen können.
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in derZusammensetzung derTe_ams bestehtwenig Kongruenz Die mei—

sten Psychologen findet man in Saizburg (62%) und Kärnten (22%).ln

der Steiermark (37%) und Oberösterreich (30%)dominieren die Ärzte, in

Kärnten die Juristen (26%) und in Wien Niederösterreich/Burgenianci

(42%) und Tirol/Vorarlberg (50%) die Soziaia|beiter.

Am besten ausgebildet sind die Psychologen (96% Zusatzausibii-

dung), gefolgt von den Sozialarbeitern (66% Zusatzausbildung). Für

die Gruppe der Ärzte besteht ein gewisses Ausbildungsdefizit — sie-

he auch JANDL-JAGER, 1987 —— ‚das auch durch die enge Kooperation

und Teamarbeit mit Psychologen und Sozialarbeiiem nicht kompensiert

werden kann. ‘ ‘

Überwiegend erieben sich die Berater ihrem Träger gegenüber als

autonom und nicht weisungsgebunden allerdings zeigen sich hier

starke regionale Unterschiede sowohl in Richtung Autonomie als auch

implizit bestehender Beratungsrichtiinien

Am besten informiert über die eigené Trägerschaft und deren Struktur

sind Berater in Vereinen und kirchlichen institutionen‚ also dort, wo regel—

mäßige Kontakte zwischen Träger und Beratungsteam bestehen. Der

vermeintliche Freiraum in öffentlichen Beratungssteiien gegenüber

der Trägerschaft behindert oft die identifikation mit der Beratungs—

stelle und die integration eier einzeinen Berater. Oft bestehen keine

bzw. nur flüchtige (man kennt sich vom Sehen her) Beziehungen unter—

einander und das Aufkommen eines schlagkräfligen Teams mit starkem

Teamgeist ist dadurch erschwert.

Über die größte Berufserfahrung verfügen Soziaiarbeiter und Juri-

sien, über die geringste Ärzte, die auch am stärksten fiukituieren.

Die meisten Berater arbeiten stundenweise auf Werkvertragsbasis, bei

den Psychologen (8%) und Sozialarbeitem (1 0%) findet man schon viele

Angestellte

im Schniti arbeiten die Berater 3 4 Stunden pro Woche innerhalb und

darüber hinaus noch 2 9 Stunden außerhalb der Beratungsstelle, z B

durch Vorträge. Aufialilend ist hier, daß Ärzte und Juristen meist nur

die bezahlten Beratungsstundien durchführen darüber hinaus v. a.

wenn es nicht extra honorieri Wird, kaum noch etwas für die Bera-

tungsstelle leisten, Sozialarbeiter und Psychologen hingegen sehr

viel ihrer F reizeit unentgeltlich in den Dienst der Beratu ngsinsti‘tution

steilen.

Damit fördern sie zwar das positive Image der Beratungsstelle, beuth

sich aber in ihrer klassischen Heiferrolle auch aus.
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Etabliert wurden die Famiiienberatungsstellen als flankierende Maßnah—

men zur Fristenlösung. Inzwischen ist die Palette ihrer Angebote aber so

breit geworden, daß ihnen im Rahmen der psychohygienischen Ver-

sorgung und nm Sinne der Vofiksgesundheüt efine entscheidende

Funktion zukommt. OH sind gerade die Famällienbera‘tungssfiellen die

einzig möglichen Aniaufste!üen für Partner, Ehe- und Familienpro-

bfleme, aber auch bei Alkohoü- und Drogenmißbrauch.

Die Hälfte der Berater verfügt bei Eintritt in die Beratungsstelle über ein—

schlägige Berufserfahrungen, v. a. Sozialarbeiter, Psychologen und Ju-

risten.

Bei den Einsieilungskriterien waren neben den rein formalen Berufs—

qualifikationen v. a. das Geschlecht (bei Sozialarbeitern und Psycholo—

‘gen wurden Frauen bevorzugt), das Alter (Mindestalter von ca. 28—30

Jahf_en) und vorhandene Zusatzausbildung(en) von Bedeutung, außer

bei Arzten. Bei keinem der Befragten war irgendeine Zusatzquailifika-

tion (auch nicht in Famiflienpianung) Voraussetzung für die Aufnah-

me ins Team.

Das religiöse Bekenntnis spielte bei der Einste!lung nur eine unierge—

ordnete Rolle.

Hm Schnitt verfügen nur zwei Drittefl aflfle1r Beratungssteßflen über An-

schauungsmaterial zur Kontrazepfionsverhütung, eine ausreichen-

de und v. a. anschauliche Beratung ist dadurch oft nicht gewährlei-

stet

Wichtig ist, daß die Ratsuchenclen die in Frage kommenden Verhü-

tungsmüttel in der Beratungsstelle sowohl anschauen als auch damit

üben können (z. B. Kondome, Diaphragma). Aber auch Prospekte,

die man mit nach Hause nehmen kann und dort noch einmafl in Ruhe

die wichtigsten flnformatüonen nachflesen kann, sind für die richtige

Anwendung der Kontrazeptiva von großer Bedeutung.

Teamsitzungen finden im Schnittnur11 pro Beratungsstelle statt, in öf-

fentlichen sogar nur 2 im Jahr. Von echten Teams kann man oft nicht

mehr sprach en. V. a. in öffentlichen Eeratungsstelhen arbeiten die Be—

rater nebeneinander her und anormationsaustausch findet entwe-

der gar nicht statt oder nur aus Eigeninitiative.

Fortbilldung wird zwar von allen Trägerschafth gerne gesehen, aber

v.a. kirchiu'che institutionen gewähren hier auch finanzieflfie Unterstüt-

zung.

127



Auch in bezug auf Supervision haben Berater in Vereinen (40%) und

kirchlichen institutionen (35%) weitaus bessere Bedingungen als in öf-

fentiichen Beratungssteiiien (“i 2%). Supervision sollte aber einen we-

sen‘iiiichen Besitandteii tier gesamiien Arbeit in der Beratungsstiailie

darstelien, auch im Sinne der Psychohygiene dei Beraten und daher

auch vom Träger bezahlt werden.

Die Klientei der Berater besteht überwiegend aus Frauen zwischen 20

und 45 Jahren. Bei der Schwangerschaftskonifliktberatung wenden

sich v.a. iüngereFrauien an die Soziaiarbeiter. Daraus iäßit sich erken-

nen, daß für vieie junge Frauen ein Gespräch über die momentane

Gesamtsituation sehr wichtig ist und nicht die medizinische inferma-

ti0n über einen eventuellen Abbruch im Vordergrund steht.

Diese fokusierencien Gespräche sind aber — beim derzeitigen man-

gelnden Ausbiidungssiiand der meisten Ärzte — in den Beratungs-

steiien nur bei Soziaiarbeitem uno] Psychoiogen mögiich„

in erster Linie erwarten die Kiienten von einem Beratungsgespräch

Hilfe und Anregungen (34%), ferner Anregungen (27%), aktive Hilfe

(16%) und die Abnahme von Entscheidungen (1 1 %).

Bei Schwanngerschaftskonfiiktberatungen werden öffentliche Stel-

ien präfei'iert. Das zeigt sehr deutlich, daß die Frauen bei diesem Pro-

blem einer neutraien institution mehr Vertrauen schenken, aber

auch, daß ihnen bei der Entscheidung fürdas Kind nicht mit einer ein—

maiigen Finanzhilfe gedient ist, sondern daß ihre gesamte Lebenssi-

tuation neu überdacht werden muß und sie v. a. nach der Geburt,

während des Karenzjahres und für die gesamte Zeit der Sorgepflicht

für das Kind Hiife benötigen. Und gerade in diesem Bereich kemmt

den öffentiichen Beratungsstellen mit ihrem Netzwerk innerhalb der

sozialen Versorgung eine bedeutende Rolie zu.

Die Motivation der Klienten bei einer Schwangerschaftskonfliktberatung

liegt deutlich unter der bei anderen Problemen, Ein wesentlicher(irund

dafür ist sicher auch, daß das Wissen über die Rechtslage und das Ge-

setz zur Fwisieniösung bei den meisten Frauen iehiit bzw„ sie von fai-

schen Voraussetzungen ausgehen. Die überwiegende Mehrzahl der

Frauen glaubt, in Österreich bestehe eine lndikationenlösung und

man müsse in der Beratung seine Entscheidung veneidigen. Auf der

Basis solch falscher informationen fällt der Weg in die Beratungs-

stelle sehr schwer bzw. viele Frauen suchen sie erst gar nicht auf,

sondern gehen gleich zum Arzt in die Ordination und lassen dort den

Abbruch durchführen.
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Auf diese Weise kommt es auch zu Schwangerschafisabbrüchen,

die durch eine Beratung hätten abgefangen werden können. Die

Angst, in der Beratung manipuiieri und vom Abbruch abgehaiten zu

werden, treibt vieie Frauen gerade in die entgegengesetzte Richtung

und direkt _ ohne Reflexion der Situation -— in die Abbruchpmxen.

Der Leidensdruck beim Schwangerschafiskonfiikt ist bedeutend hö-

her als bei anderen Probiemen, mitdenen sich die Klienten an die Bera—

tungsstelle wenden. Hiife suchen die Klienten überwie_ end bei Sozial-

arbeitern und Psychologen, an die sie auch von den rzten aufgrund

mangelnder eigener Kompetenz weitervewviesen werden.

Im Schnitt sehen die Berater ihre Tätigkeit als wertfrei und kiienten—

zentriert an. Signifikant wertorientierier handeln Beraterm Vereinen ,

und v. a. Ärzte.

Schwangerschaftskonfliktberatung wird von allen Berufsgruppen

als große Belastung erlebt. Die intensität der Belastung ist aber ab-

hängig vorn Hintergrund der Berater. ln Bundesländern, in denen

praktisch keine öffentlichen Institutionen bereit sind7 den Schwan=

gerscha‘iisabbruch im Rahmen der Fristenlösung durchzuführen,

Wird die Beiastung der Berater ais weii größer empfunden ais in Bun-

desiändem mit Abbruchmögliichkeiien. Entscheidend für die Bella-

siun isit auch, über welche Zusatzausbiidung der Berater verfügt.

Für rzte (ohne Zusatzausbifldung) stellt die Schwangerschafislkon-

fiiktbera‘iung eine wesentlich höhere Beiastung dar als für Psychoio—

gen und Soziallarbeiter. Ein weiteres Kriterium für die Größe der Bela—

stung ist, ob die Berater ihre Arbeit supervidieren lassen (können)

oder nicht.

Ohne Supervision (Ärzte) kann die Belastung nur schwerer abgebaut

werden.

Die vorhandene oder fehiende Zusatzausbiidung zeigt sich auch In der

Bewertung dessen, wer als schwieriger Klient erlebt wird, Hat man ge-

lernt (Psychologen und Sozialarbeiter), mit Widerständen und fal=

schen Erwartungen der Klienten umzugehen, so erlebt man diese

Ratsuchenden auch nicht so problematisch wie Berater ohne Zu-

satzausbiidung (Ärzte).

im Schnitt sehen zwei Drittel der Berater die derzeit bestehende Form

der Fristeniösung ais die unter den gegebenen Um5’iänden beste

Form an, dl. h. sie begrüßen, daß es diese iegaie Form eines Schwan-

gerschaftsabbruches gibt, Frauen nicht in die Hände von Kur-
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pfuschern geraten oder ins Ausianoi reisen müssen, denn die Zahl

der Schwangerschaftsabbrüche würde durch eine restriktivere

Handhabung nicht gesenkt, sondern lediglich verlegen, z. T. in die “=

legalität ohne sachgemäße medizinische Betreuung, Durchführung

und Nachsorge, und die betroffenen Frauen und Ärzte wieder krimi-=

nalisiert(vgl WHVIIVIER— PUCHINGER et al., 1982).

Eine lndikationeniösung wünschen sich vor aiiem kirchiiche Berater ‚

(25%). Die Vermeidung des Abbruches als Ziei des Beratungsge=

sprächs steh1i ebenfalis bei kimhiichen Beratern (117%) im V0|cier=

grund, und innerhalb der Berufsgruppen signifikant häufiger bei —

Arzlen (21 %).
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4.‚ Zusammenfassung der wichtigsten Er-

gebnisse der Studie

Ausgehend von einer internationalen Vergleichsstudie zur Schwanger—

schaftskonfliktberatung solien hierdie wichtigsten Ergebnisse dervorlie—

genden empirischen Studie noch einmal hervorgehoben und die daraus

resultierenden Empfehlungen zusammengefaßt werden.

4.1. Ausgangsüberiegungen und Fragesteilungen

in einer Studie über „die Situation des Schwangerschaftsabbruchs in der

Gesetzgebung und der Praxis im internationalen Vergleich“ (KETTING;

PRAAG, 1985) wurde zur Problemlage für Österreich festgestelit, daß die

im europäischen Vergleich eher liberale gesetzliche Regelung Ostgr—

reichs keine entsprechende Enttabuisierung dieser Thematik in der Of—

ientiichkeit und somit auch nur eine weiterhin begrenzte Transparenz

dieser Problematik bewirkt hat. Vielmehr wird von den Autoren gnge-

merkt, daß die Durchführung des Schwangerschaftsabbruches in Oster—

reich durch den Arzt „sich noch immer in einer Sphäre der illegaiität be-

wegt“ (KETTING, PRAAG, 1985, S. 35).

In einem Forschungsprojekt des Max—Pianck—instituts für ausländisches

und internationales Strafrecht'in Freiburg (BRD) (ESER, KOCH, 1986)

wird ebenfalls festgehalten, daß in Österreich eine starke Diskrepanz

zwischen der legistischen Regelung einerseits und der praktischen

Durchführung andererseits im Vergleich zu anderen europäischen Län—

dern besteht. Will man diesen Aussagen konkreie empirische Fakten zu

den tatsächiichen Rahmenbedingungen, vor allem im Hinblick auf regio-

nale Unterschiede, gegenüberstelien, so zeigt sich ein prekärer Mangei

an wissenschaftlich exakten und somit verwertbaren informationen.

Es wurde daher erstmalig in Österreich eine quantitative und qualitative

Analyse der Beratungssituation aus der Sicht der Berater sowie der

Klientel durchgeführt.

Gegenstand der Untersuchung war eine Analyse der Beratungssitua—

tion in geförderten Familienberatungssteiien

Ziel der Erhebung stellte ein Aufzeigen von strukturellen Schwachstellen

dieser wichtigen präventiven Einrichtungen dar.

4.2. Aufbau der Studie

Von den insgesamt 74 Trägerschaflen wurden 55 (= 73%), von den 202

Beratungsstellen 84 (=42%) in die Stichprobe aufgenommen, verteiltaui

aiie Bundesländer und gestreut über alle Arten von Trägerschaften.

innerhalb derTrägerschaften wurden 278 Personen (43 Psychoiogen, 74

Arzte, 26 Juristen, 101 Sozialarbeiter und 34 Berater mit anderen Berufs—

ausbildungen befragt).
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Die Interviews wurden in zwei Phasen von spezieli geschuiten graduier-

ten Psychologinnen mündlich und einzeln durchgeführt anhand eines

standardisierten Fragebogens und eines zusätzlichen Interviewleit—

fadens. In der ersten Phase wurden die Träger befragt, in der zweiten die

Beratungsteams. '

4.3. Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Trägerwurden zu den objektiven strukturellen und organisatorischen

Gegebenheiten befragt. Diesen“ Daten konnten dann in der zweiten Pha—

se die persöniichen Erfahrungen der Beraterteams (Leiter, Berater) ge- '

genübergestellt werden.

4.3‚1. Zur Situation der Trägerschafien und Beratungsstellenieiter

Nach detaillierter Studie zur Situation Osterreichs zeigt sich, daß dort, wo

— Trägerorganisation und Beratungsstelie nicht ident sind, die Bedeutung

des Trägersfürdas Funktionieren und die Erreichbarkeit der Zielgruppen

unterschätzt Wird.

Dies ist unter folgenden Gesichtspunkten zu betrachten:

— Der Träger entscheidet über die Zusammensetzung des Teams und

über Kompetenz und Ausbildung der einzelnen Berater

— Inhaitliche Richtlinien für die Beratung (wenn auch indirekt) werden

ebenfalls zum Teil vom Träger vorgegeben

* Der Modus für die finanzielle Abwicklung rnit den Beratern wird eben-

falls vorn Träger bestimmt.

Aus diesen Gründen erscheint eine Aufwertung derTrägerschaften in ih—

rer weitreichenden Wirkung notwendig. Zusammenfassend stellt sich,

entsprechend den Ergebnissen, die Situation der Trägerschaft folgen»

dermaßen dar: .

— Die häufigste Teamzusammensetzung besteht aus Psychoioge,

Arzt, Jurist und Soziaiarbeiier. Ein Dritten aller befragten Träger ar—

beitet in dieser Teamstruktun In diesem Fall kann man von einer aus-

gewogenen Teamzusammensetzung sprechen, die ein breites Pro—

biemspektrum betreuen kann

A Als unverzichtbar wurde die Teamzusammenarbeit mit einem Arzt

und einem Soziaiarbeiier__bezeichnet.

—- Die Fiuktuation ist bei den Arzten am größten, wurde jedoch auch bei

Psychologen häufig festgestellt (Psychologen werden oft nur als Kon—

suienten eingesetzt oder im Rahmen des Akademiker‘trainings kurzfri—

stig in das Team eingebunden).

— Supervision und Weiterbildungsveranstaltungen werden von öffentii»

chen Trägerschafien (Land und Gemeinde) in geringerem Umfang ge—

fördert als etwa in kirchlichen. Hier gelten sie als verpflichtende Aufla-

ge der Beratung.

Im selben Sinn zeigte sich, daß Zusatzausbildungen bei kirchlichen
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Trägern häufiger anzutreffen sind als bei öffentlichen.

—lnsgesamt weisen die Beratungsstellen der öffentlichen Träger weni—

ger Öffnungszeiten auf; dies ist auchIm Zusammenhang mit geringe—

ren finanziellen Mitteln bzw. Mangei an Zusatzsubventionen im Ver—

gleich zu kirchlichen Trägerschaiten zu sehen.

— Infolge der von den kirchlichen Trägerschaften erwarteten Aus— und

Fortbildung in psychologischer Beratung und Gesprächsführung

schätzen diese Träger auch die Probiemlage von Frauen mit unge—

planten und ungewünschten Schwangerschaiten sehr differenziert

ein. Viele der kirchlichen Träger bedauem, daß infolge der Fiiterwir—

kung (Image kirchlicher Beratungsstellen, Frauen mit Schwanger—

schaftsabbruchwunsch davon dezidiert abzubringen, auszureden,

abzuraten etc.) Frauen in dieser Krisensituation sehrseiten ihre Bera—

tungsstellen aufsuchen

— Beratungsstellen öffentlicher Träger hingegen sind mit dieser Pro—

biernberatung deutlich stärker konfrontiert. Durch diesen spezifischen

Kiientenzugang (geringere Barriere bei einer neutralen institution)

ergibt sich eine aus der Warte dieser Trägerschaften ungewolite Spe—

ziaiisierung. Dies begünstigt einerseits eine Ausprägung von Bera—

tungssiereoiypen, ist aber andererseits mit starken psychischen Bela-

stungen der Berater verbunden (viele Problemberaiungen in kurzer

Zeitspanne, fehlende Supervision als Entlastung _und Konfiiktbearbei—

iung).

Diesen Belastungen sieht zudem keine entsprechende Teamstruktur

zur gemeinsamen Bearbeitung und Gestaitung der Beratung gegen—

über.

— Etwa die Hälfte aller Trägerschaften piant eine Ausweitung der

Schwangerschaftskonfliktberatung_ durch gezieitere Ausbildung der

Berater andererseits durch mehr Öiieniiichkeiisarbeit sowie Erweite—

rung des Beraiungsängebotes (weitere Beratungsstellen).

4.3.2. Zur Situation der Berater

in Ergänzung der Ergebnisse aus der Analyse zur Situation der Träger—

schaften und Beratungsstellenleiter sind noch folgende Aspekte von gro—

Ger Reievanz:

— Die übemiegende Mehrzahl der Berater sind Frauen; lediglich bei

Juristen und Arzten dominieren die Männer.

, Bei der Einstellung Wird sehr oft ein Mindestalter von 28 bis 30 Jahren

vorausgesetzt; mangeht dabei davon aus, daß ältere Berater schon

über Berufserfahrung verfügen und aufgrund ihres Alters eine

gefestigte Persönlichkeii darstellen, die mit den an sie herangeira—

genen Problemen besser umgehen kann.

— Die beste Ausbiidung und Zusatzausbiidung weisen die Psycho-

133



Iogen auf (95%), gefolgt von den Sozialarbeitern (66%). Bei Ärzten

besteht ein großes Ausbildungsdefizit.

_ Über die_größie Berufserfahrung verfügen Sozialarbeiter, über die ge—

ringste Ärzte, die auch am stärksten fiuktuieren. Die größten Vorer-

‘fahrungen bringen die Berater in Wien mit.

— Ärzte undduristen leisten meist nur die honorierte Beratungstätigkeit,

darüber hinaus, aiso in ihrer Freizeit und unentgeltlich, stellen sich So—

zialarbeiter und Psychologen noch für die Beratungssieiie zur Verfü—

gung. Das positive Image der Beratungsstelle wird dadurch zwar ge-

fördert, die Berater selbst beuien sich aber in ihrer klassischen Helfer—

rolle selost aus.

— Die Paietie der An9eboite hat sich seit der Instali'mung der Fami—

lienberatungssiteii en ais fiankierendie Maßnahme zur Fristeniö—

sung erhebiiich ausgeweitet. Heute kommt ihnen im Rahmen der

psycho nygienischen Versorgung und im Sinne der Voiksgesund-

heit eine entscheidende Funktion zu. Diesem breiten Spektrum ste—

hen — v.a. in Wien und Salzburg — viele Berater mit psychothera-

peutisc1er Zusatzausbiidung zur Verfügung, denn oft steilen gera—

de die Familienberatungsstelien die einzig mögliche Aniaufsteiie für

Partner-, Ehe— und Familienprobieme, aberauch bei Alkohoi— und Dro—

genmißbrauch dar.

— Genere iwurde deutlich, daß sich derZugang zum Schwangerschafts—

abbruch aus den Beratungsstellen — und somit die Chance einer Kon—

fliktlösung und Prävention —- direkt in Kliniken und Arztpraxen verlagert

hat,

— Eine ausreichende und va. anschauliche Kontrazeptionsberatung ist

oft nich gewährleistet, da im Schnitt nur ca‚ zwei Drittel aller Bera-

tungsstellen überAnschauungsmaterial verfügen. Hieristein dringen-

der Nachschub von Broschüren und anderen Beratungsunteriagen für

die Beratungssteiien indiziert, so daß auch gewährleistet ist, daß die

Raisuchenden zu Hause noch einmal alle jene Informationen, die sie

während des Beratungsgesprächs erhielten, nachlesen können. An-

dererseiis sollte jeder Berater überdie ganze Palette der Verhütungs—

mittei » zwecks Anschauung — verfügen und den Raisuchenden auch

deren Handhabung anschaulich verdeuilichen können (2.8. Kondo—

me, Diaphragma)‚

— Bei der Schwangerschafiskonfliktberatung wenden sich v.a. die jün—

geren Frauen an die Sozialarbeiter, d.h. daß für sie in erster Linie ein

Gespräch über die momentane Gesamtsituation von Bedeutung ist

und nicht die medizinische information über einen eventuellen Ab»

bruchim Vordergrund steht. Bei dem derzeitigen mangelnden Ausbil—

dungsstand der meisten Ärzte sind klärende Gespräche allerdings nur

mit Sozialarbeitern und Psychologen möglich
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'— V 'n alier| Beratergrupyjen Wird Schwangerschaflskonfhktberaiung als «

' | große Belas|uh_g empfunden Die I' ehsi|ät dér Belastühgist ab— —

‘ | Ärzte theZuSa|zausbii-

here Be|as|ung dar als |ur*ausgebüdete Psychologen und

‚ — |a|beiter, die darüber hinaus ihre' A|be|t auch supervidieren

|assen)‚' aber au h Von ihrem H|n|ergrund (|||Bundesiänd'em ohne —

öffent||tihe |nstltu|i_ohén, in denen Ein Schwangerschafisabbruch

imRahmen der F|is|eniösw|g durchführbar ist, Wird d|eBeias|ung"

voh deh Be|a|e|n äls weitgrößer erlebt ais ||| Bundesländern mi|

Abbruchmogl|chke|ten)

— ——Die vorhahde’ne odérfehiende Zusafzäus'bildühg ze|gts1ch auch|||der

Bewettungdesäen wer alsschwieriger Klient erlebtwird. Hat man ge= ‘

lehnt (Psychqi’oge‘n und Soziala|beitér); mit Wide|s|ähden und |ai=,

schen Erwa||ungen der Klien|en Umzugehen, so eriebt man diese

l|k|be|ätühg eine Wesent— ‚ ‚ 1

Ratsuehen'den’ mich nicht eissp probiemat|sch'Im Vergleich zu Be=— — — —

|'a|em ohne Zusatzausbiidung (A|z|e). ‚

—ln| Schnitt sehen zwei D|i||ei der Bera|e| d|e dé|ze_i| bes|éhende

' Form der F|is|éniö$unpj a|s die unter den gegebenen Umständen _

h,es|e Form an, d.h. sie begrüßen, c|a|ß ("-Js prin2ipielldiese |ega|e

F0|meines Schwangerschaftsabbruches g|b|, F|a||eh nith|||| die

D empi|ische Datebana|yse hat indeut|g gezéigt daß

— S|ch die Funktion der Beratungsstéil‘en geändert hat Sie haben sich

, von derengen |nd'ikation der Familienberatung zu einer psychohygié—

" nischen Ve'rsorg ngseinrjchtung’ |u| die Gesämtbevölkerung_ entwik-

. ' . eser Entw|ck|uhg bes'teht därin daß sich ein Weite—

réiteres Spektrum an Themé‘ninhalten — orientiertan den Klien»

_enh‘mckelthat. Von Nachteil ist daßdaS ursprüngli—

' che Kohzépt n|chtentsprechend weite'rverfo|9t wurdé: diese naehteili— _

ge Entwicklung zeigt sichrn derTea'mzusammensetzurig (am Beispiel
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der zu geringen Ausbiidung der Ärzte)) in den professionellen Netz—

werken (wenig Kontaktmit einschiägigen Kliniken und anderen Institu—

tionen), und in einer fehlenden Basisausbiiclung und Fortbildung in

Familienplanung und den Anforderungen an die psychohygienische

Beratung zu diesem Themengebiet.

— Daraus läßt sich ein Strukturwandel der Beratungsstellenlm Rahmen

eines familien— und gesundheitspolitischen Gesamtkonzeptes for—

dern, das auch private Vereine, Selbsthilfegruppen — v. a. im Bereich

von Frauen- und Familienselbsthilfegruppen „ und eineAnbindung an

Kindergärten, Schulen und Frauenkliniken einschließt.

— DerZugang zu den Beratungsstellen weist noch eine Fülle von Barrie—

ren auf. Zu empfehlen sind daher: mehr Öffentlichkeitsarbeit breit ge—

streutere Öffnungszeiten (Vormittag und Abend) und ein Überdenken

der Beratungsstandorte.

‚ Sowohl aus der Sicht der Berater ais auch|n bezug auf die Zielproble—

matik kommt den Ärzten eine multiplikaiorische Bedeutung zu. Es |St

daher zu empfehlen, sie für den Beratungssektor spezifisch auszubii—

den bzw. eine Ausbildung in diesem Bereich als Bedingung für eine

Anstellung zu fordern. Im Prinzip gilt dies jedoch auch für alle anderen

Beratergruppen. Unter Einbeziehung aller beratenden Berufsgruppen

sollten von einer Arbeitskommission — bezogen auf die Beratungs—

schwerpunkte — Beraterprofile hinsichtlich Aus— und Fortbildung erar—

beitet werden. Darüber hinaus ist Supervision ais Bedingung für Be-

ratungseinrichtungen zu fordern.

— Schließlich ist aus der vorliegenden empirischen Studie dringend ab—

zuleiieri, daß eine Einbindung in andere Beratungsstellen und andere

institutionen im Sinne eines Versorgungsnetzwerkes erforderlich ist.

Derzeit stellt sich die Situation dar, daß sowohl Trägerschaften als

auch Beratungsstellen relativ isoliertvoneinancier arbeiten. Mit Hilfe ei-

ner kommunikativen Struktur soiite der Austausch von Erfahrungen

und gemeinsamen Zielsetzungen als psychohygienische Versop

gungseinrichtung ermöglicht werden.

Das breite gesundheitspoiitische Spektrum der Familienberatungs—

steilen — ursprünglich geplantalsflankierende Maßnahme zur Fristen-

lösung — sollte mehr Beachtung finden. Dazu ist eine theoretische

Neukonzeption, was Beratung leisten und wie die Umseizung für den

präventiven Bereich auch im Hinblick auf Gesundheitsförderung erfol-

gen kann, die Grundvorausseizung‚

Somit sollen foigende Fragen aufgeworfen werden:

1) Wie soll sich eine Beratungssteile präsentieren?

2) Wie soll das Team zusammengesetzt sein?

3) Welche Eigenschaften sollen Berater, getrennt nach Gruppen, auf-

weisen?
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4) Wie sollen die organisatorischen Rahmenbedingungen beschaffen

sein?

5) Wie kann die Zusammenarbeit zwischen den Beratern, den Bera—

tungsstellen bzw. den Beratungsstellen und anderen Institutionen ge—

staltet werden?

6) Welches Konzept von Beratung und Hilfestellung soll zugrunde gelegt

werden?

Auf diese Fragen sind neue richtungweisende Antworten zu suchen.
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